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Bildung | Frühkindliche Bildung 

 

       

Echte Qualitätsoffensive in 

der frühkindlichen Bildung; 

vollständige Erfüllung aller 

Betreuungsansprüche; Be-

reitstellung der dafür erfor-

derlichen Mittel für die 

Kommunen; 

Einführung eines ver-

pflichtenden Vorschule Jah-

res vor der Einschulung;  

gezielte Förderung von Kin-

dern, die zum Zeitpunkt der 

Einschulung noch nicht 

über ausreichende Deutsch-

kenntnisse verfügen; 

kostenfreies Angebot aller 

Ausbildungen zur Fachkraft 

in einer Kita; angemessene 

Ausbildungsentschädigung; 

Fortführung der Sprach-

Kitas; 

Wiederaufnahme der Kita-

Rechtsreform; 

Generelle Entlastung der 

Familien von Gebühren 

durch komplette Beitrags-

freiheit; 

Verbesserung des Fach-

kräftemangels im Bereich 

der Erzieher durch attrak-

tive Rahmenbedingungen 

bei der Ausbildung, flexible 

Arbeitsmodelle und Vergü-

tung; 

Stärkung von Bildungs- und 

Betreuungsqualität, Verbes-

serung des Personalschlüs-

sels; 

Erleichterung des Seitenein-

stiegs in den Erzieherberuf; 

Verbesserung der Qualifika-

tion des Kitapersonals (hö-

herer akademischer Anteil); 

spürbare Anhebung des So-

ckels für die Leitungsfrei-

stellung; 

genormte Kurztestung für 

Kita Kinder im vorletzten 

und letzten Kita-Jahr, um 

mögliche Förderschwer-

punkte festzustellen; 

Entwicklung eines Bildungs-

curriculums mit Bausteinen 

aus wissenschaftlich ge-

prüften Trainings- und För-

derprogrammen in den Be-

reichen mathematische 

Frühbildung und Sprache 

Weitere Verbesserung der 

Betreuungsqualität von 

Krippe, Kindergarten und 

Hort; 

Fortsetzung und Weiterent-

wicklung der Programme 

zur Sprachbildung in Kitas; 

stärkere Berücksichtigung 

der Aufgaben der Kita-Lei-

tung bei der Personalbe-

messung; 

grundsätzliche Möglichkeit 

für Erzieherinnen und Erzie-

her, immer in Vollzeit zu ar-

beiten; 

verbesserte Ausbildungs-

möglichkeiten, leichterer 

Einstieg von Seiteneinstei-

gerrinnen und Seiteneinstei-

gern; Schaffung von 500 

Plätzen für die praxisinte-

grierte Ausbildung; 

Modernisierung der grund-

ständigen Erzieherausbil-

dung; 

weiteres Voranschreiten der 

Inklusion im Kitabereich;  

Kostenfreiheit von Krippe, 

Kita, Hort und allen Ganz-

tagsbetreuungsangeboten; 

rechtssicheres, umsetzba-

res und verständliches Kita 

Gesetz mit eindeutigen Vor-

gaben für Finanzierungen, 

Zuständigkeiten und schritt-

weise verbesserten Quali-

tätsstandards; 

verbindliche Festschrei-

bung einer Personalbemes-

sung für alle Kitas und 

Horte, die alle Betreuungs-

umfänge, Ausfall-, Vor- und 

Nachbereitungszeiten so-

wie die besonderen Bedarfe 

der Kinder abdeckt; 

Absenkung des Perso-

nalschlüssels im Hort; Leis-

tungsfreistellung von min. 

20 Wochenstunden; 

einheitlicher Qualitätsrah-

men für alle brandenburgi-

schen Kindertageseinrich-

tungen; 

Kita Finanzierung: Abschaf-

fung der geltenden Rege-

lung der Fehl- bzw. Restbe-

darfsfinanzierung der Ge-

meinden; 

Unterstützung der Kommu-

nen beim notwendigen Aus-

bau von Kitaplätzen; Fort-

Mehr gut ausgebildetes 

Personal für die Kitas; mo-

derne Ausstattung mit viel 

Raum, Licht und Natur; 

hochwertiges Essen; 

Stärkung der Betreuung in 

der Kindertagespflege für 

Kinder unter drei Jahren; 

bessere Qualifizierung und 

finanziell auskömmliche 

Ausstattung von Tagesmüt-

tern und -vätern; 

Pädagog*innen-Kind-Ver-

hältnis von 1:3 für Kinder 

unter drei Jahren und 1:7 

für ältere Kinder; 

Ausweitung der Leitungs-

freistellung für Kitas in ei-

nem nächsten Schritt; 

verbindlicher Personal-

schlüssel, der die Zeiten für 

Urlaub, Fortbildung, Krank-

heit und Elternarbeit einbe-

zieht; 

Fachkräfteoffensive, um 

mehr pädagogische Fach-

kräfte in den Beruf zu brin-

gen; Abschaffung des 

Schulgeldes für Erzieher*in-

nen in Ausbildung; Ausbau 

berufsbegleitender Ausbil-

dungsgänge; 

weitere Schritte bei der Bei-

tragsfreiheit in Kitas und 

Attraktivere Gestaltung der 

Erzieherausbildung; Einfüh-

rung eines echten Bildungs- 

und Betreuungsschlüssels, 

der die Erzieherfehltage be-

rücksichtigt und dadurch 

die tatsächliche Erzieher-

Kind-Relation widerspiegelt; 

Verbesserung der Leitungs-

freistellung ist auf 20 Wo-

chenstunden; 

stärkere finanzielle Unter-

stützung der Träger von 

Kindergärten bei der Erzie-

herausbildung; 

moderne und funktionsfä-

hige Kitas und Schulen; Auf-

legen eines Landesinvestiti-

onsprogramms Bildung in 

Höhe von mindestens 750 

Mio € zur Stärkung und Un-

terstützung der Kommunen 

zum Neubau bzw. zur Sa-

nierung von Kindergärten 

und Schulen; 

finanzielle Förderung klei-

ner privater Kindergärten 

und Tagesmütter im ländli-

chen Raum, um eine woh-

nortnahe Kinderbetreuung 

zu gewährleisten; 

gesundes Verpflegungsan-

gebot; Bevorzugung regio-

naler Anbieter für die Spei-

senversorgung; regionale, 

Finanzielle Stärkung und 

ausreichende personelle 

und finanzielle Ausstattung 

der Kindertagesstätten und 

Horte; 

Berücksichtigung der Ver-

tretungs- und Qualifizie-

rungszeiten bei den Perso-

nalkostenzuschüssen; 

weitere Verbesserung des 

Betreuungsschlüssels, Er-

möglichung von noch bes-

serer Betreuung; 

verpflichtende Sprachtests 

für Kinder ab drei Jahren, 

um bei Defiziten mit einem 

verpflichtenden Kita-Besuch 

reagieren zu können; 

Fortsetzung des Landesför-

derprogramms „Kiez-Kita“ 

und Ausweitung auf noch 

mehr Einrichtungen; 

kostenfreies Angebot der 

frühkindlichen Bildung, da-

mit sich Menschen wieder 

für mehr Kinder entschei-

den; 
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für die letzten beiden Kita-

Jahre; 

verpflichtende Fortsetzung 

des Landesprogramms 

„Sprach-Kitas“ für Kinder 

mit sprachlichen Defiziten 

im letzten Kita-Jahr; 

setzung und bedarfsge-

rechte Aufstockung des 

Kommunalen Investitions-

programms zur Förderung 

von Bau- und Ausstattungs-

investitionen in Kinderta-

geseinrichtungen; 

Sicherstellung der Voraus-

setzungen, um Krippen, 

Kitas und Horte zu inklusi-

ven Einrichtungen weiterzu-

entwickeln, in denen alle 

Kinder gezielt gefördert 

werden; 

Fachkräfteoffensive früh-

kindliche Bildung; Ausbau 

von Ausbildungs- und Studi-

enkapazitäten, Verbesse-

rung der Ausbildungsquali-

tät; kostenfreie Gestaltung 

der Ausbildung für Erziehe-

rinnen und Erzieher, Heilpä-

dagoginnen und -pädago-

gen und Heilerziehungspfle-

gerinnen und -pfleger und 

Vergütung; 

keine Schließung von Kitas 

und Schulen; 

Horten; Beitragsfreiheit zu-

nächst für die Hortkinder, 

um einen echten Ganztag 

zu ermöglichen; 

transparente und gerechte 

Regelung der Kitafinanzie-

rung zwischen Land, Kom-

munen, Trägern und Eltern 

auf Augenhöhe; 

verbindliche Maßnahmen 

zur Qualitätsentwicklung in 

Kitas, Horten und Tages-

pflege; 

Entwicklung von Qualitäts-

standards für multiprofessi-

onelle Teams; noch mehr 

Teams an Kitas und Schu-

len; 

gesunde und heimatverbun-

dene Küche; 

Gewährleistung einer hohen 

Qualität in Krippen und Kin-

dergärten, insb. durch einen 

angemessenen Betreu-

ungsschlüssel; 

Beitragsfreiheit auch für 

Krippenkinder; 

flexible Öffnungszeiten und 

innovative Betreuungsmo-

delle für die Zeit nach dem 

Hort; 

Einführung der letzten bei-

den Kindergartenjahre als 

Vorschule mit einem allge-

meinverbindlichen Lern- 

und Bildungsplan ein-

schließlich einheitlicher Bil-

dungsstandards; 



 

 

Bildung | Schule 

 

       

Schulfreiheitsgesetz; Über-

tragung der Entscheidung 

über Verwendung der finan-

ziellen Mittel und Personal-

hoheit an die Schulen; 

gleichberechtigte Behand-

lung von Schulen in staatli-

cher und freier Träger-

schaft; 

Verringerung der Anforde-

rungen an die Gründung 

neuer Schulen; vielfältige 

Träger- und Bildungsland-

schaft; 

Erhebung des Schulfaches 

Informatik zu einem Pflicht-

fach; 

Vermittlung von mehr 

Kenntnissen über das Fi-

nanz- und Wirtschaftssys-

tem; Förderung des Grün-

dergeistes und der Innovati-

onsfreude schon im Schul-

alter; 

Einführung regelmäßiger 

verbindlicher Schulpraktika 

zur Berufsorientierung ab 

der 6. Klassenstufe in allen 

Schulformen 

Förderung einer geschlech-

tersensiblen Berufsorientie-

rung und zielgruppenge-

rechter Ansprache zur Be-

Erhalt der Schulformen 

Grundschule, Oberschule, 

Gesamtschule, Gymnasium, 

Schulen der beruflichen Bil-

dung und Förderschule; 

Erhalt aller kleineren Schu-

len, einzügigen Oberschulen 

und Schulen mit mehreren 

Standorten; 

keine Einschulung im Alter 

von fünf Jahren gegen den 

Willen der Eltern; 

ausnahmslose ver-

pflichtende Notengebung 

für mess- und vergleichbare 

Leistungsbewertungen ab 

der 3. Klasse; 

mittlerer Schulabschluss an 

Gymnasien künftig ohne 

Prüfungen in der 10. Klasse 

bei erfolgreicher Verset-

zung; 

Rechts- und Qualitätsrah-

men für Ganztagsbetreu-

ungsangebote, der allen be-

teiligten Akteuren Sicherheit 

gibt; 

Unterstützung der Schulen 

in freier Trägerschaft, so-

wohl finanziell, als auch z.B. 

durch die Bereitstellung von 

Fortbildungsmöglichkeiten 

für Lehrkräfte freier Schu-

len; 

Einführung verbindlicherer 

Lehrpläne, damit an den je-

weiligen Schulformen ähnli-

che Unterrichts- und Leis-

tungsstärken bestehen; 

Entlastung aller Schulen 

von bürokratischen Aufga-

ben und Entscheidungen; 

Unterstützung aller Schulen 

Schritt für Schritt durch Ver-

waltungsstellen; 

Stärkung der Schulsozialar-

beit am Ort Schule; 

intensivere Unterstützung 

für Schulen, an denen be-

sonders viele Schülerinnen 

und Schüler größere Förder-

bedarfe haben; 

weiterer Ausbau des Schul-

budgets zusätzlich zur pä-

dagogischen Förderung; 

Aufbau eines Landesinsti-

tuts für Qualitätssicherung 

und Qualitätsentwicklung; 

Bündelung von Ausbil-

dungs-, Qualifizierungs- und 

Fortbildungsangeboten; 

Ermöglichung der Genehmi-

gung von Typenbauten, um 

den Schulbau zu beschleu-

nigen; 

Ausgestaltung von Ausbil-

dung, Ausstattung und Un-

terrichtsinhalten, damit das 

Wirksame Entlastung von 

Lehrerinnen und Lehrern in 

Schulen; Befreiung der Lehr-

kräfte und Schulleitungen 

weitestgehend von nichtpä-

dagogischen Aufgaben; 

verbindliche schulform- und 

fachbezogene Qualifizie-

rung von Seiteneinsteigerin-

nen und -einsteigern mit 

entsprechenden Aufstiegs-

möglichkeiten; 

Personal und Budget für 

Schwerpunktschulen; 

Rechtsanspruch auf 

Schulsozialarbeit für jede 

Schule; mindestens eine 

Stelle in Vollzeit, entspre-

chend der besonderen Be-

darfe und der Größe der 

Schule auch mehr; 

Etablierung eines Bildungs-

rates, der mittel- und lang-

fristige Empfehlungen und 

Maßnahmenvorschläge für 

eine echte Bildungsreform 

diskutiert; 

Unterstützung der Kommu-

nen bei der Sicherstellung 

ausreichender Platzkapazi-

täten in den Schulen; Fort-

führung und Ausbau des 

Kommunalen Investitions-

programms „KIP Bildung“; 

Bekämpfung des Fachkräf-

temangels in Schulen und 

Kitas; 

„Entschlackung“ der Verwal-

tungsaufgaben von Erzie-

her*innen und Lehrer*innen 

und Übertragung auf Ver-

waltungsfachkräfte; 

Anrechnung des Weiterbil-

dungsbedarfs der Päda-

gog*innen auf das Stunden-

deputat; 

längeres gemeinsames Ler-

nen und mehr individuelle 

Förderung für jedes Kind; 

Schulzentren, die Grund-

und weiterführende Schulen 

vereinen und alle Ab-

schlüsse ermöglichen, auch 

den Weg zur Allgemeinen 

Hochschulreife; 

Fortsetzung des Pro-

gramms „Schule für ge-

meinsames Lernen“; min-

destens 20 % mehr Schu-

len, erstmals auch Gymna-

sien, für das Programm;  

in jedem Landkreis mindes-

tens eine Grundschule und 

eine weiterführende Schule, 

die insb. für die Aufnahme 

von Schüler*innen mit son-

derpädagogischem Förder-

bedarf vorbereitet sind; 

Einschulungen erst nach 

dem vollendeten 6. Lebens-

jahr; Festlegung des Ein-

schulungsstichtages auf 

den 30. Juni; 

Stärkung der Kernfächer 

und der grundlegenden Kul-

turtechniken; Umschich-

tung in der Grundschule zu-

gunsten Deutsch und Ma-

thematik; dafür Streichung 

der ersten Fremdsprache in 

der Doppeljahrgangsstufe 

1/2 sowie 3/4; 

Erhöhung des bis Ende der 

Jahrgangsstufe 4 zu ver-

mittelnden Grundwort-

schatzes auf 1000 Wörter; 

Anschaffung flexibel ein-

setzbarer, mobiler Lehr-

schwimmbecken in ausrei-

chender Zahl; Förderpro-

gramme zur Reduzierung 

der Nichtschwimmerquote; 

Förderung der Kulturtechnik 

Handschreiben in Kinder-

gärten und Schulen; 

Einführung von Kopfnoten 

ab Jahrgangsstufe 1; Rück-

kehr zum dreijährigen Abi-

tur (sog. G9) an den Gym-

nasien; strikte Leistungsdif-

ferenzierung und dreigliedri-

ges Schulsystem; 

Abbau von Überbelastung 

durch mehr Personal und 

Konzentration auf das pä-

dagogische Können; 

Vorrang im Grundschulun-

terricht für den Erwerb ele-

mentarer Fähigkeiten; Rück-

besinnung auf die Kern-

kompetenzen Lesen, 

Schreiben und Rechnen in 

den Grundschulen; 

Verbot von Smartphones 

und Tablets im Unterricht 

mindestens bis zur 4. 

Klasse; Aufklärung in den 

höheren Klassen im Rah-

men des Unterrichts über 

die Möglichkeiten und Ge-

fahren digitaler Medien; 

engere Vernetzung von 

Grundschule und Hortbe-

treuung im Rahmen des 

Ausbaus der Ganztagsan-

gebote; ganzheitliches Bil-

dungs- und Betreuungsan-

gebot; 

stärkere Zusammenfas-

sung polytechnischer und 

akademischer Begabungen 

in der Ausbildung; 

mindestens ein Schulsozial-

arbeiter auf 300 Schülerin-

nen und Schüler, ohne dass 

dies zu Lasten der Lehrer-

stellen geht; Unterstützung 
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endigung der Unterreprä-

sentation von Frauen im 

MINT-Bereich; 

feste Verankerung von 

Erste-Hilfe-Kursen im Rah-

men des Schulunterrichts; 

Null-Toleranz-Strategie ge-

gen Mobbing an Schulen; 

Erhalt der Förderschulen; 

Einrichtung von Kooperati-

onsklassen (Förderschul-

klassen an Regelschulen), 

wo die Förderschulen be-

reits ausgelaufen sind oder 

wo es spezielle regionale 

Bedürfnisse gibt; 

durchlässigere Gestaltung 

der Übergänge zwischen al-

len Schulformen, um den in-

dividuellen Leistungsent-

wicklungen gerecht zu wer-

den; 

gezielte und verstärkte För-

derung hochbegabter Kin-

der;  

Einrichtung von Talentschu-

len; 

Digitalisierung: „Weißbuch 

Digitale Bildung“; Bündelung 

aller empfohlenen Konzepte 

und geprüften Anwendun-

gen; 

Einführung flexibler und be-

nutzerfreundlicher digitaler 

Lehrplattformen; 

gezielte Bereitstellung von 

Tabletts oder Laptops und 

„Lesen-Schreiben-Rechnen-

Garantie“ zum Abschluss 

der 4. Klasse, wenn nötig 

durch zusätzliche Förder-

stufen für Kinder mit Prob-

lemen beim Lesen, Schrei-

ben und Rechnen; 

verpflichtendes Einführen 

des Lesebandes in allen 

Grundschulen; 

digitale Bildung: flächende-

ckende und gut ausgestat-

tete IT-Infrastruktur mit be-

lastbaren Internetzugängen, 

digitalen Endgeräten und 

entsprechend ausgebilde-

tem Lehrpersonal für alle 

Schulen in Brandenburg, 

einschließlich der Berufs-

schulen;  

konkrete pädagogische 

Konzepte für digital ge-

stützten Unterricht; überar-

beitete Lehrpläne sowie ver-

lässliche rechtliche und pä-

dagogische Rahmenbedin-

gungen, aber auch Empfeh-

lungen zu technischen Min-

deststandards; 

Bereitstellung standardisier-

ter digitaler Lernmittel für 

die Schulen aus Landesmit-

teln, um eine Chancen-

gleichheit unabhängig von 

der finanziellen Situation 

des Elternhauses oder des 

Schulträgers zu gewährleis-

ten; 

„Digital-Budget“, auf das die 

Schulen nach eigenem Er-

messen zurückgreifen kön-

nen; 

digitale und analoge Lernen 

Hand in Hand gehen; wei-

tere Anschaffung von ein-

heitlichen Endgeräten und 

Software und Sicherung der 

dazugehörigen Wartungs-

verträge; 

Beschaffung einer Landesli-

zenz für eine Software zum 

selbstständigen Erlernen ei-

ner Zweit-Sprache; 

Fortsetzung von Inklusion 

und gemeinsamem Lernen; 

Unterrichtung von Schüle-

rinnen und Schülern mit 

und ohne sonderpädagogi-

schen Förderbedarf ge-

meinsam in einer Klasse; 

Ausbau der Unterstützungs-

angebote an Oberstufen-

zentren, die Jugendliche 

ohne eine Anschlussper-

spektive in den Fokus neh-

men; 

Neuorganisation der Bil-

dungsgänge der Berufs-

fachschule Grundbildung 

und Grundbildung-Plus, da-

mit sie praxisnah auf eine 

Ausbildung vorbereiten; 

stärkere Vorbereitung der 

Kinder und Jugendlichen 

auf praktische Probleme 

des Lebens, wie Miet- und 

Arbeitsverträge, durch die 

Schulen; 

Wiedereinrichtung einer Be-

rufsschullehrer-Ausbildung 

in Brandenburg; 

schnelle Verwirklichung des 

Zentralabiturs, nicht erst 

2030; 

Wiederaufnahme der Schul-

gesundheitsfachkräfte in 

die Landesfinanzierung; 

Verlegung des Einschu-

lungsstichtages vom 30. 

September auf den 30. Juni; 

Entwicklung der Gemein-

schaftsschule langfristig 

zur bevorzugten Schulform 

im Land; längeres gemein-

sames Lernen bis zur 10. 

bzw. 13. Klasse; 

unverzügliche Umsetzung 

der Volksinitiative für ein 

kostenloses Mittagessen al-

ler Schülerinnen und Schü-

ler der Klassen 1 bis 6; 

Verankerung des Rechtsan-

spruchs auf Ganztagsbe-

treuung an Schulen für Kin-

der und Jugendliche mit Be-

hinderungen bis zum 18. 

Lebensjahr im Umfang von 

bis zu 10 Stunden täglich; 

Geltung auch in den Schul-

ferien; 

erweiterter Rechtsanspruch 

auf Ganztagsbetreuung für 

alle Schülerinnen und Schü-

ler der 5. und 6. Klasse; 

schrittweise Weiterentwick-

lung der Grundschulen in 

Operation mit der Kinder- 

und Jugendhilfe zu Ganz-

tagsschulen; 

Vorverlegung des Einschu-

lungsstichtags in den 

nächsten drei Jahren je-

weils um einen Monat nach 

vorne, um den 30. Juni zum 

neuen Stichtag zu machen; 

Ausbau der Bildung für 

nachhaltige Entwicklung für 

Globales Lernen im schuli-

schen und außerschuli-

schen Bereich;  

Angebot des Fachs Lebens-

gestaltung, Ethik und Religi-

onskunde auch in der Se-

kundarstufe II; 

Ermöglichung für die Schu-

len, zukünftig bis ein-

schließlich Jahrgangsstufe 

8 auf Ziffernoten zu verzich-

ten; Vergabe von Zensuren, 

wo noch nötig, im Ermes-

sen der Lehrkraft wohlwol-

lend, nachvollziehbar und 

transparent; 

umfassende Stärkung und 

Ausbau der Beteiligungs-

möglichkeiten der Kinder 

und Jugendlichen in den 

Schulen nach dem Vorbild 

der Demokratischen Schu-

len; Verankerung von Inhal-

ten zur Demokratiebildung 

und Beteiligungsformaten 

wie Kita-Räte, Kinderkonfe-

renzen oder Beschwerde-

verfahren bereits in der Kita; 

Stärkung der Schüler*innen-

räte; 

Auflockerung der Hierarchie 

zwischen Lehrenden und 

Lernenden; mehr Raum für 

lehrerzentrierter Unterricht 

(sog. Frontalunterricht) als 

Unterrichtsmethode in allen 

Phasen der Lehrerausbil-

dung; grundsätzliche Über-

arbeitung der Rahmenlehr-

pläne; 

Verbot der Sexualpädago-

gik der Vielfalt an Kinder-

gärten und Schulen; Rück-

kehr zu einer alters- und 

kindgerechten Sexualkunde 

im Rahmen des Biologieun-

terrichts;  

unverzügliche Einstellung 

sämtlicher finanzieller Zu-

wendungen des Landes für 

Vereine und Organisatio-

nen, die auf Grundlage der 

Sexualpädagogik der Viel-

falt in Schulen tätig sind o-

der Fortbildungsangebote 

für Lehrer bereitstellen; 

Entfernung des Extremis-

musparagrafen aus dem 

Schulgesetz; 

Streichung aller Fördermit-

tel des Landes für links-

grüne Projekte, die eindeu-

tig zur Indoktrinierung der 

Kinder an den Schulen 

durchgeführt werden; 

Verbot des Genderns; Un-

tersagung des Gebrauches 

sämtlicher normen- und re-

gelwidriger Sonderzeichen 

für die Kennzeichnung sog. 

geschlechtergerechter 

Sprache an den Schulen 

und Universitäten des Lan-

des sowie in offiziellen 

Schreiben von Schulen; 

durch Schulkranken-

schwestern; 

Initiierung eines Angebots 

an Familienzentren, basie-

rend auf einem Sozialindex, 

gezielt für Brennpunktschu-

len; 

weitere Erhöhung der Zahl 

der Plätze für das Freiwil-

lige Soziale Jahr an Schulen 

und Anpassung an die Be-

darfe; 

Einrichtung unterstützender 

Teams an den Schulen, da-

mit die Lehrer wieder in ers-

ter Linie als Pädagogen auf-

treten können und keine Un-

terrichtsstunde mehr aus-

fällt; 

finanzielle und personelle 

Stärkung von Ober-und Ge-

samtschule, sodass sie al-

len Schülern einen qualitativ 

hohen Schulabschluss er-

möglichen; bessere Durch-

lässigkeit zwischen Ober-

schule und Gymnasium, 

stärkere Abstimmung der 

Lehrpläne beider Schulfor-

men; 

Schutz der Unterrichtsquali-

tät in Gymnasien vor Über-

füllung durch klarer defi-

nierte Aufnahmekriterien; 

Notengebung in allen Schu-

len als Standard der Leis-

tungsmessung; 

Erhalt und Absicherung der 

bestehenden Schulen im 

Land;  



 

 

Förderung digitaler Lehrma-

terialien; 

neues Förderprogramm, 

mit dem Kindertagesstätten 

digitale Infrastruktur und 

Ausstattung finanzieren 

können; 

offene Mitgestaltung des 

Einsatzes von KI als Hilfs-

mittel, Förderung der Wei-

terentwicklung digitaler Un-

terrichtskonzepte und Fort-

bildungen durch das Land; 

Schaffung der rechtlichen 

Grundlage für staatlich an-

erkannte „Digitalschulen“ 

nach dem Vorbild der Mu-

sik- und Kunstschulen als 

außerschulisches Bildungs-

angebot zur Förderung der 

digitalen Kompetenz; 

attraktive und gut ausge-

stattete Räumlichkeiten; 

Aufholen des Investitions-

staus, Vornahme überfälli-

ger Sanierungen; weiterent-

wickeltes Kita- und Schul-

bauprogramm; 

Vermittlung von Leistungs-

orientierung und Werten; 

Umgestaltung des Faches 

Lebensgestaltung-Ethik-Re-

ligionskunde und Behand-

lung auch sozialer Kompe-

tenzen wie Respekt, Tole-

ranz, Streit- und Debatten-

kultur; 

Förderung von Demokratie-

bewusstsein und politischer 

Bildung; stärkere Veranke-

rung von Demokratiebe-

wusstsein und Extremis-

musprävention in den Curri-

cula aller Schulformen; Ent-

wicklung neuer Formate, 

um den gesellschaftlichen 

Wandel, veränderte Infor-

mationsstrukturen und die 

Vermittlung von Medien-

kompetenz zu berücksichti-

gen; 

weitere Sicherung von 

Schulstandorten im ländli-

chen Raum; 

Digitalisierung in der Bil-

dung: 

verbindliches Rahmenkon-

zept zur Umsetzung der di-

gitalen Bildung an Schulen 

im Land; 

Sicherstellung der digitalen 

Infrastruktur; Ausstattung 

aller Schulen mit einer dau-

erhaft ausfinanzierten und 

nach landeseinheitlichen 

Standards definierten digi-

talen Infrastruktur; 

Ausstattung der Schulen 

mit landeseinheitlicher und 

auf Eignung geprüfter 

Lernsoftware, digitalen Di-

agnostikinstrumenten so-

wie Bildungsmedien und Fi-

nanzierung der Lizenzen da-

für; 

Gestaltung der digitalen Bil-

dung an den Schulen durch 

den Einsatz von Open 

Source-Software und Open 

Education Resources unab-

hängig von Konzernen; 

Sicherung der Lernmittel-

freiheit, digital wie analog; 

 

eigene Ideen und Projekte 

für Schülerinnen; 

stärkere Vermittlung der 

Themen Kinderrechte, Be-

teiligung und Demokratie-

kompetenz in der pädagogi-

schen Ausbildung und Fort-

bildungen; 

aktive Unterstützung der 

Schulen bei Prävention und 

Bekämpfung von rechtsext-

remen Vorfällen und Schaf-

fung entsprechender Bera-

tungs- und Hilfestrukturen; 

Verstärkung der Arbeit der 

regionalen Arbeitsstellen für 

Bildung, Integration und De-

mokratie; mindestens zwei 

Koordinator*innenstellen 

für jeden Landkreis und 

jede kreisfreie Stadt; 

Absicherung des Pro-

gramms „Schulen ohne 

Rassismus“; 

Informatik und Medienkom-

petenz als eigenes ver-

pflichtendes Schulfach für 

die Sekundarstufe I und II; 

weitere Verbesserung der 

IT-Basisausstattung für alle 

Schulen und Schüler*innen; 

mehr IT-Administratoren, 

die die technische Wartung 

der Systeme übernehmen, 

damit sich Lehrkräfte ganz 

auf ihre pädagogische Tä-

tigkeit konzentrieren kön-

nen; 

Beendigung der Digitalisie-

rung des Bildungssystems; 

Kindergärten, Vor- und 

Grundschulen bis zum Ende 

der Jahrgangsstufe 6 als di-

gitalfreie Räume; Fest-

schreibung eines Smart-

phone-Nutzungsverbots im 

Schulgesetz; 

Beendigung der Inklusions-

politik und Stärkung des 

Förderschulsystems; 

Deckelung des Migrations-

anteils an Schulen in öffent-

licher Trägerschaft auf ma-

ximal 10 %; Aufnahme von 

Schülern mit nicht ausrei-

chenden Deutschkenntnis-

sen in Regelklassen zukünf-

tig nur nach vorheriger Teil-

nahme in Deutschförderkur-

sen und Spracheignungs-

tests; 

Einführung eines Kopftuch-

verbotes an Schulen; 

verpflichtende Teilnahme 

aller Schüler, ungeachtet re-

ligiöser Vorbehalte, an ei-

nem gemeinsamen Sport- 

und Schwimmunterricht; 

Einführung einer Deutsch-

pflicht auf dem Schulge-

lände; 

spürbare Verbesserung der 

Schulpsychologen-Schüler-

Relation von derzeit 

1:10.000 auf perspektivisch 

1:1000 

moderne, intakte funktio-

nale Räumlichkeiten für die 

Schulen; funktionierendes, 

personell gut ausgestatte-

tes Verwaltungsmanage-

ment; finanzielle Mittel für 

ein Programm zur Behe-

bung der Ausstattung-und 

Baudefizite an Schulen; 

Weiterbestehen von Förder-

schulen und Förderzentren 

für die Schülerinnen und 

Schüler, die ein besonderes 

Lernumfeld und spezielle 

Unterstützungsmöglichkei-

ten benötigen; 

keine Militarisierung der 

Schule; keine Präsenz der 

Bundeswehr an Schulen; 

kostenfreies Mittagessen in 

Kindertagesstätten, Horten 

und Grundschulen; 
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Bundeseinheitliche Um-

strukturierung des Lehr-

amtsstudiums; Unterteilung 

in Grundschul-, Sekundar-

schul- und Berufsschulleh-

rer; Gestaltung als fünfjähri-

ger dualer Studiengang;  

Reduzierung der Theoriean-

teile und Ersetzung durch 

Praxiserfahrungen; 

praxisnähere und knappere 

Gestaltung der fachwissen-

schaftlichen Inhalte in der 

Lehrerausbildung; 

aktive Rolle der Schulen bei 

der Auswahl und Ausbil-

dung von Lehramtsstudie-

renden zur Sicherstellung 

einer bedarfsgerechten 

Ausbildung; 

Qualifizierung der Lehr-

kräfte als Mentoren für lehr-

amtsstudierende und bes-

sere Entlohnung; 

Verpflichtung der Lehrerin-

nen und Lehrer zu jährli-

chen Fortbildungen, um ihre 

Fähigkeiten kontinuierlich 

zu erweitern und zu aktuali-

sieren; 

Gründung einer innovativen 

pädagogischen Hoch-

schule; 

Gezielte Suche nach Lehr-

kräften auch durch profes-

sionelles Headhunting und 

aktive Werbung im In- und 

Ausland; 

Erleichterung der Anerken-

nung ausländischer Ab-

schlüsse, ohne dabei die 

pädagogische Qualität aus 

den Augen zu verlieren; 

Motivierung bereits pensio-

nierter Lehrkräfte für einen 

Wiedereinstieg; 

spürbare Entlastung von 

Schulleitern und Lehrkräf-

ten, bspw. durch Schulas-

sistenzen, Schulsozialar-

beit, IT-Personal, Gesund-

heitsfachkräfte und schul-

psychologischen Dienst; 

Ermöglichung einer Ver-

wendung von Mitteln für vo-

rübergehend nicht besetzte 

Lehrerstellen für anderwei-

tige Besetzungen; 

bedarfsorientierte Erhöhung 

der Studienplatzkapazitäten 

für das Lehramt an der Uni-

versität Potsdam und der 

Technischen Universität 

Cottbus anhand der Lehrer-

modellrechnung; 

Einstellung auch von Lehr-

amtsstudierenden, die nur 

Weitere Erhöhung der Aus-

bildungskapazität an beiden 

Standorten für Lehrerbil-

dung entsprechend Bedarf 

und Studiennachfrage; 

bundesweite Suche nach 

Lehrkräften mit einer geziel-

ten Werbekampagne, auch 

auf unkonventionellen We-

gen; 

Abbau unnötiger Hürden, 

wie ein Zweitfachstudium, 

und Sicherstellung einer an-

gemessenen Bezahlung; 

Initiierung von Program-

men, die sicherstellen, dass 

ältere Lehrkräfte ihre Exper-

tise und ihr Engagement 

weiterhin für eine qualitativ 

hochwertige Bildung ein-

bringen können; Ermögli-

chung der Vereinbarkeit von 

Zuverdienstmöglichkeiten 

neben der Pension; 

größere Rolle für Demokra-

tiebildung und Bildung 

nachhaltiger Entwicklung in 

der Lehrkräfteausbildung 

und -weiterbildung; 

Verankerung beruflicher Ori-

entierung als inhaltlicher 

Schwerpunkt in der Ausbil-

dung aller Lehrkräfte; 

Einführung flexibler, norma-

ler Grund ständiger Ausbil-

dungsangebote für Berufs-

schullehrkräfte; Erhöhung 

der Zahl der Studienplätze 

für den neuen Masterstudi-

engang zur Berufsschulleh-

rerausbildung; 

massiver Ausbau der Aus-

bildungsplätze unter beson-

derer Berücksichtigung der 

Mangelfächer; Schaffung 

weiterer dezentraler Ausbil-

dungsorte in ländlichen Re-

gionen; praxisorientierte Re-

form der Lehrkräfteausbil-

dung, mehr Praxisanteile 

und kürzere Studienzeiten; 

attraktive Stipendienange-

bote für Lehramtsstudie-

rende ab dem ersten Fach-

semester; 

schnellere Anerkennung 

von ausländischen Ab-

schlüssen; 

Anhebung der Bezahlung 

der Referendarrinnen und 

Referendare deutlich über 

Mindestlohn; 

Entwicklung eines An-

reizsystems für Ansiedlung 

Grundsätzliche Reform des 

Lehramtsstudiums und 

Weiterentwicklung zu ei-

nem praxisorientierten dua-

len Studium; bezahlte Praxi-

sphasen; Integrierung des 

Vorbereitungsdienstes (Re-

ferendariat) in den Master-

studiengang; 

Erwerb von mindestens 3 % 

der Studienleistungen im 

Bereich der Inklusions- und 

Sonderpädagogik; 

Anerkennung studiumsbe-

zogener und ehrenamtlicher 

Leistungen im Bereich der 

kulturellen Kompetenzen 

durch ein landesweites Zer-

tifikat; 

Erleichterung des Zugangs 

zum Studium, Abschaffung 

der Zugangsbeschränkun-

gen durch weiteren Ausbau 

der Zahl der Studienplätze 

und neuen Standort in 

Frankfurt (Oder); 

Ausweitung der berufsbe-

gleitenden Studienangebote 

in Zusammenarbeit mit den 

Bildungsträgern und den 

Universitäten; 

Fortführung des Refugee 

Teacher Programms und 

Öffnung für Lehrkräfte aus 

dem Ausland; 

konsequente Bekämpfung 

des Lehrermangels durch 

kürzere, straffere und pra-

xisorientiertere Ausgestal-

tung der grundständigen 

Lehrerausbildung; 

Rückkehr zum Staatsexa-

men; 

dritter Lehrerausbildungs-

standort in Frankfurt (Oder); 

Streichung der Finanzierung 

des Refugee Teachers Pro-

gram; 

Steigerung der Attraktivität 

des Lehrerberufs durch um-

fassende Arbeitszeiterfas-

sungsstudie zur Identifizie-

rung von Belastungsfakto-

ren und von Entlastungspo-

tenzial im Lehrerberuf; 

Einstellung von Schulver-

waltungsfachkräften in aus-

reichender Zahl zur Entlas-

tung der Lehrer und Schul-

leitungen; 

Einführung von Beförde-

rungsämtern; Verbesserung 

der Leitungsfreistellung für 

Schulleiter; zentrale Erfas-

sung und Auswertung von 

Überlastungsanzeigen; 

Reform der Ausbildung des 

pädagogischen Personals: 

Studium mit höheren Pra-

xisbezug; 

Forcierung der Ausbildung 

von Lehrern; langfristiges 

Personalentwicklungskon-

zept; 

Begrenzung der Klassen-

größen auf maximal 25 

Schüler; 

Steigerung der Attraktivität 

der pädagogischen Berufe 

(Lehrer und Erzieher) durch 

mehr gesellschaftliche 

Wertschätzung, Abbau von 

bürokratischen Belastungen 

und Arbeitsüberlastung so-

wie Konzentration auf die 

pädagogischen Aufgaben; 

Bindung der Absolventen 

der pädagogischen Studien-

gänge in Brandenburg lang-

fristig an das Land; 

grundlegende Reform des 

Lehramtsstudiums zur Si-

cherstellung von fachlich 

und pädagogisch exzellent 

ausgebildeten Lehrerinnen 

und Lehrern; 
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ein Fach bestehen, als Lehr-

kräfte; 

Absenken oder Abschaffen 

des Numerus clausus zur 

Zulassung für das Lehr-

amtsstudium, verstärkte 

Anrechnung von pädagogi-

scher Praxiserfahrung; 

Schaffung der Möglichkeit 

an der Europa-Universität 

Viadrina, ausländische Lehr-

kräfte, insb. aus Polen, für 

eine Lehrtätigkeit in der Se-

kundarstufe I zu qualifizie-

ren; 

praxisbegleitender Aufbau 

des Lehramtsstudiums be-

reits ab dem ersten Semes-

ter; 

Weiterentwicklung und ziel-

gerechter Ausbau des 

„Brandenburg-Stipendium 

für Landlehrerinnen und 

Landlehrer; 

Erhalt des Landespro-

gramms „FS J Schule“; 

junger Lehrkräfte bzw. Stu-

dierender im ländlichen 

Raum; 

Verankerung inklusiver Pä-

dagogik als zentraler Be-

standteil in der Aus-, Fort- 

und Weiterbildung von Lehr-

kräften, Sozialpädagogin-

nen und -pädagogen und 

Erzieherinnen und Erzieher; 

massiver Ausbau der Wei-

terbildungsmöglichkeiten 

für Lehrkräfte und Erziehe-

rinnen und Erzieher im Be-

reich der digitalen Bildung; 

Integrierung der digitalen 

Bildung als Pflichtbestand-

teil in die Ausbildung; 

Weiterführung und Ausbau 

des Landlehrkräftestipendi-

ums; 

Erweiterung der neuen 

Grundschullehrkräfteausbil-

dung in Senftenberg um 

Sorbisch und Polnisch; 

feste Verankerung von IT- 

und Medienkompetenzen in 

allen Phasen der Lehrkräf-

teausbildung; stärkere Ab-

stimmung der Lehrkräf-

teaus- und -fortbildung auf 

die Anforderungen der digi-

talen Welt; verpflichtendes, 

breit gefächertes Weiterbil-

dungsangebot für ange-

hende und bereits ausgebil-

dete Lehrerinnen; 

Ausbau der Fortbildungsan-

gebote für Lehrkräfte im Be-

reich Inklusion in neu zu 

gründenden Landesinstitu-

ten; 

Ermöglichung von mehr 

Fortbildungen, an denen 

alle pädagogischen Mitar-

beiter*innen an Schulen ge-

meinsam im Team teilneh-

men können; 

aktive Unterstützung von 

Lehrer*innen in ihrer Ent-

wicklung, z.B. mit verbindli-

chen Personalentwick-

lungsgesprächen und 

Coachingangeboten; 

stärkere Überprüfung der 

Qualität und Erfolge von 

Fortbildungen und Bil-

dungsmaßnahmen; 
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Weiterentwicklung von Be-

ruflichen Schulen und Ober-

stufenzentren zu Berufs-

schulzentren; 

Förderung geeigneter 

Handwerkerinnen und 

Handwerker für die Meister-

Ausbildung wie Studierende 

auf dem Weg zum Master-

abschluss; Ausbau des Auf-

stiegsfortbildungsförde-

rungsgesetzes; 

Einführung eines Meister-

Bonus; 

Modernisierung und Förde-

rung der beruflichen Bil-

dung nach dem Vorbild der 

Exzellenzinitiative für Beruf-

liche Bildung auf Bundes-

ebene; 

Stärkung der Berufsschul-

standorte durch eine mo-

derne, digitale Ausstattung; 

Verbesserung der Durchläs-

sigkeit zum Hochschulstu-

dium nach erfolgreicher Be-

rufsausbildung; 

Unterstützung des Dualen 

Systems der beruflichen Bil-

dung als wesentliche Säule 

zur Deckung des Fachkräf-

tebedarfs und als Einstieg 

in eine qualifizierte Berufs- 

bzw. Erwerbstätigkeit; 

gleichwertige Behandlung 

der beruflichen und akade-

mischen Bildung bei allen 

Maßnahmen und Bildungs-

angeboten; 

Gleichstellung höher qualifi-

zierter Berufsbildung und 

des Studiums auf dem Ar-

beitsmarkt als Ziel; 

stärkere Förderung von Be-

rufsschulen, sowohl bei der 

technischen Ausstattung 

als auch bei der Gewinnung 

und Ausbildung von Berufs-

schullehrern; 

gleichwertige Förderung 

von Berufsschulen in freier 

Trägerschaft und in öffentli-

cher Hand; Gleichberechti-

gung aller Träger der Be-

rufsschulen gegenüber den 

Kammern; 

möglichst frühes Ansetzen 

handwerklicher Bildung so-

wie beruflicher Orientierung, 

bereits in der Grundschule; 

drei obligatorische Berufs-

praktika im Handwerks-, 

Chance für alle Jugendli-

chen auf berufliche Bildung 

mit idealen Lernbedingun-

gen für die eigene Entwick-

lung; 

Ausbau von Unterstüt-

zungsangeboten an Ober-

stufenzentren, die Jugendli-

che ohne eine Anschluss-

perspektive in den Fokus 

nehmen; 

Neuorganisation der Bil-

dungsgänge der Berufs-

fachschule Grundbildung 

und Grundbildung-Plus, da-

mit sie praxisnah – mit ver-

pflichtenden Praktika – auf 

eine Ausbildung vorberei-

ten.  

Einbindung der Expertise 

der Oberstufenzentren in 

den Prozess der beruflichen 

Orientierung in allgemeinbil-

denden Schulen; 

stärkere Nutzung des Po-

tenzials der beruflichen 

Weiterbildung zur Erschlie-

ßung neuer Berufsfelder für 

die Beschäftigten und neuer 

Einsatzmöglichkeiten für 

die Unternehmen; 

verstärkte länderübergrei-

fende Gewinnung von Ju-

gendlichen für Ausbildungs-

plätze in Brandenburg; 

Schaffung von Modellpro-

jekten, gemeinsam mit Un-

ternehmen, Kammern und 

Schulen, damit gerade Abi-

turientin und Abiturienten 

eine klare Vorstellung von 

den Möglichkeiten einer du-

alen Berufsausbildung und 

den vielfältigen Berufsbil-

dern erhalten; 

Einführung einer Prakti-

kumsprämie von 150 € pro 

Woche vom Land für Schü-

lerinnen und Schüler, die 

während der Ferien freiwil-

lige Praktika in Unterneh-

men leisten; 

ein Schultag pro Woche in 

Unternehmen, öffentlichen 

Institutionen oder gemein-

nützigen Einrichtungen für 

alle Schülerinnen und Schü-

ler in der 9. Klasse; 

intensivere und frühere be-

rufliche Orientierung in allen 

Schulformen;  

Abschaffung von Ausbil-

dungsgebühren (Schulgeld) 

sowie Bürokratie und Sank-

tionen beim Aufstiegs-BA-

föG; 

kostenfreies ÖPNV Ticket 

für Auszubildende für den 

Weg zum Ausbildungsbe-

trieb und zur Fachschule; 

Gleichwertige Behandlung 

und Wertschätzung von 

Studium und dualer Ausbil-

dung; 

Möglichkeit der gebühren-

freien Weiterbildung zum 

Industrie- oder Handwerks-

meister; 

Etablierung von Jugend-

berufsagenturen in allen 

Landkreisen; 

Aus- und Weiterbildungsof-

fensive für die Beschäftig-

ten in Zukunftstechnologien 

wie z.B. Klima- und Energie-

wirtschaftsunternehmen; 

Ergänzung von Vergabe-

grundsätzen wie Klauseln 

zur Tariftreue im Landes-

vergabegesetz; 

Fortführung und Weiterent-

wicklung des Sozialpartner-

dialogs, des Bündnisses für 

Gute Arbeit sowie des Be-

triebsrätetages; 

Einführung einer Ausbil-

dungsumlage; 

Etablierung von Azubiwer-

ken, die neben dem Bereit-

stellen von Wohnraum auch 

darüber hinaus viele Ange-

bote für Auszubildende be-

reithalten, z.B. psychologi-

sche sowie Sozial-und 

Kostenfreiheit der Ausbil-

dung zum Meister und aller 

gleichwertigen Berufsaus-

bildungen durch einen Son-

derfonds, inklusive Gebüh-

renfreiheit für alle erfolg-

reich abgelegten Meister-

prüfungen und gleichwerti-

gen Fortbildungsprüfungen; 

Bereitstellung einer bedarfs-

gerechten Zahl von Ausbil-

dungsplätzen in den Pflege-

berufen. Angehende Pflege-

kräfte sollen eine fundierte, 

praxisbezogene Ausbildung 

erhalten; 

Qualitativ stärkere Unter-

stützung der Berufswahl; 

Etablierung eines integrier-

ten Berufsorientierungspro-

gramms an den Schulen, 

organisierte Praktika für Ar-

beit in Betrieben; 

Programme zur Förderung 

der Qualifizierung von Fach-

kräften unter Einbeziehung 

von Berufsschulen und 

Hochschulen; 

Ausbau dezentraler, lokaler 

Institutionen der Berufsaus-

bildung (Hochschulen und 

Berufsschulen); 
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Dienstleistung-oder Sozial-

bereich von der 9. bis zur 

10. Klasse; ein „Tag des 

Handwerks“ an allen allge-

meinbildenden Schulen in 

Brandenburg; 

Prämie in Höhe von 120 € 

für Jugendliche ab 15 Jah-

ren bis zu viermal im Jahr, 

wenn sie sich in den Ferien 

freiwillig im Rahmen eines 

Praktikums im Handwerk 

beruflich orientieren; 

Imagekampagne für die Be-

rufsausbildung, Stärkung 

der Berufsberatung und der 

Jugend Berufsagenturen; 

Unterstützung von weiteren 

Betriebspraktika und 

Schnupperjobs in den Feri-

enzeiten; 

Unterstützung der Auf-

stiegsfortbildung wie der 

Meisterausbildung; 

Einführung einer Vergütung 

für die Ausbildung der Erzie-

herinnen und Erzieher, Heil-

erziehungspflegerinnen und 

-pfleger und in den Gesund-

heitsberufen, die mit der 

Pflege vergleichbar sind; 

mehr Plätze in Azubiwohn-

heimen, Deckelung der dor-

tigen Mieten; 

„Tank-Budget“ für die 

„ÖPNV-Armen“ Regionen; 

Schaffung eines Azubi-

Werks zur Schaffung von 

mehr bezahlbaren Wohnun-

gen und Wohnheimplätzen 

für Auszubildende; 

solidarische Umlagefinan-

zierung zur Schaffung aus-

reichender dualer und quali-

tativ hochwertiger Ausbil-

dungsplätze; 

einmaliger Startbonus in 

Höhe von 1500 € für alle 

Jugendlichen und jungen 

Erwachsenen mit dem Start 

ihrer ersten Berufsausbil-

dung, ob betrieblich oder 

Studium; 

Rechtsberatung, Kinderbe-

treuungsangebote und Kul-

turveranstaltungen; 

Förderung von Quereinstei-

ger*innen an Berufsschulen 

durch starke Verbesserung 

der Weiterbildungsmöglich-

keiten; Ermöglichung flexib-

lerer Berufsausbildung mit 

einem größeren Angebot an 

Fächern durch Etablierung 

eines digitalen Hybridunter-

richts an Berufsschulen; 

 

  



 

 

Bildung | Hochschule, Wissenschaft und Forschung 

       

Stärkung eines technologie- 

und innovationsfreundli-

chen Klimas an den Hoch-

schulen; 

größtmögliche Autonomie 

für die Hochschulen in 

Selbstorganisation, For-

schungsfokus, Personal-

auswahl und Verwendung 

finanzieller Mittel; 

Aufbrechen alter und Erpro-

bung neuer Strukturen für 

die Hochschulen (Depart-

ment- statt Institutsstruktur, 

Matrixstruktur für For-

schungsprojekte) 

Senkung der Abbrecher-

quote durch Ausbau der 

Studieninformation an 

Gymnasien und Gesamt-

schulen; verstärkte Nutzung 

des Schnupperstudiums, 

flexible Wechselmöglichkei-

ten zwischen Studiengän-

gen in den ersten drei Se-

mestern, Angebote für Vor-

studium und Studium gene-

rale; 

Studienabbrecher-Beratun-

gen als verpflichtende Bera-

tungsleistung, bevor ein 

zweites Studium aufge-

nommen werden kann; 

moderne, gut ausgestatte-

ter Bibliotheken mit mehr 

Mindestens Halten und per-

spektivisch Erhöhung des 

aktuellen Niveaus von ca. 

50.000 Studentinnen und 

Studenten; 

Planungssicherheit durch 

fünfjährige Hochschulver-

träge; 

nur noch Zuschuss- sowie 

Zielvereinbarungen in den 

Hochschulentwicklungsplä-

nen, keine Detailsteuerung 

durch das Ministerium; 

Erhöhung des Grundhaus-

halts der Hochschulen um 

jährlich 5 Mio € (Hoch-

schultreppe);  

Entwicklung eines bedarfs-

orientierten Studienplatzan-

gebots in den Bereichen der 

Natur- und Ingenieurswis-

senschaften, Pädagogik, 

Medizin und Pflege; 

Erhaltung der studenti-

schen Selbstverwaltung als 

wichtiges Element partizi-

pativer Strukturen; 

Entlastung der Hochschu-

len von administrativen Auf-

gaben, bspw. durch Errich-

tung eines zentralen Re-

chenzentrums zur effizien-

ten Bündelung von IT Auf-

gaben; 

Ausbau der Hochschulfi-

nanzierung; jedes Jahr zu-

sätzlich 5 Mio € für die 

Grundhaushalte; 

Aufbau des Innovations-

zentrums Universitätsmedi-

zin Cottbus als einmaligen 

Knotenpunkt zur medizini-

schen Versorgung und wis-

senschaftlichen Lehre und 

Forschung für das Gesund-

heitswesen; 

Unterstützung einer enge-

ren Kooperation der For-

schungseinrichtungen mit 

den Hochschulen; konse-

quente Nutzung der vorhan-

denen Expertise für eine 

faktenbasierte Politikbera-

tung; 

Stärkung der Klima-, Ener-

gie- und Umweltforschung; 

Ausbau von Innovationsor-

ten wie Potsdam Science 

Park, Lausitz Science Park 

und Hochschule Wildau; 

weitere Unterstützung der 

Hochschulen bei Neubau-

ten und Sanierungsmaß-

nahmen; 

Abschaffung sämtlicher 

Kosten im Zusammenhang 

mit dem Studium; 

Preis-Stopp in Mensen und 

Wohnheimen; komplett kos-

tenloses, einfaches Mit-

tagsangebot für Studie-

rende in allen Mensen; 

ausreichende Finanzierung 

der Studierendenwerke; In-

vestitionsprogramm für Sa-

nierung und Neubau von 

Studierendenwohnheimen; 

eigenständige Förderrichtli-

nien für studentischen 

Wohnraum; 

Weiterführung des jährli-

chen Mittelaufwuchses für 

die Hochschulen um 5 Mio 

€; 

mindestens die Hälfte aller 

wissenschaftlichen Stellen 

an den Hochschulen zu-

künftig unbefristet; 

Unterbindung von Lehrver-

pflichtungen von mehr als 

16 Semesterwochenstun-

den; 

Demokratisierung der 

Hochschulen: Etablierung 

von Departmentstrukturen 

an den Hochschulen, Ein-

führung der Viertelparität, 

Stärkung der Senate; 

Weitere Erhöhung der 

Grundfinanzierung der 

Hochschulen; 

Landesprogramm für Bau 

und Sanierung im Bereich 

der Hochschulen und der 

Studierendenwerke; mehr 

Mittel für den Hochschul-

bau; bessere Personalaus-

stattung; Vereinfachung 

von Verwaltungsverfahren; 

weiterer Ausbau der Mög-

lichkeiten zur Mitbestim-

mung im Hochschulgesetz 

mit der Begrenzung der 

Professor*innenmehrheit; 

Stärkung des Wissenstrans-

fers von Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen in 

die Praxis; 

Förderung englischsprachi-

ger Studiengänge und Lehr-

veranstaltungen, Online-Zu-

gangsprüfungen für auslän-

dische Bewerber*innen so-

wie gesonderte Beratungs-

stellen; 

Abschaffung von Verwal-

tungs- und Rückmeldege-

bühren; 

Tarifvertrag für studenti-

sche Beschäftigte in der Ta-

rifgemeinschaft der Länder 

mit höheren Stundenlöh-

nen, besseren Arbeitsbedin-

Unterstützung der Ausbil-

dung und des Studiums mit 

Kind; leichterer Zugang für 

junge Väter und Mütter zu 

Leistungen für Bildung und 

Teilhabe; 

Verlängerung der Regelstu-

dienzeit auf Antrag um bis 

zu sechs Semester für alle 

Studenten mit Kindern; 

flexible Ausgestaltung des 

Ausbildungs- bzw. Studien-

verlaufs, insb. der Prüfungs-

termine; 

Erleichterung des Zugangs 

zum Fernstudium; 

Ersetzung der politisch-ide-

ologisch motivierten 

Vergabe von staatlichen 

Drittmitteln durch eine deut-

liche Verbesserung der 

Grundausstattung der 

Hochschulen; 

Stärkung der Hochschulau-

tonomie; freie Entscheidung 

der Hochschulen über Art 

und Umfang ihres Studien-

angebots; 

Einführung von kostende-

ckenden Studiengebühren 

für Studenten aus Drittstaa-

ten, um die Steuerzahler zu 

entlasten; 

Stärkung der Hochschul-

landschaft für die Bedürf-

nisse Brandenburgs, auch 

in Kooperation mit Hand-

werk und Industrie; 

Aufstockung der Stipendien 

für Medizinstudierende, die 

sich verpflichten, als Allge-

meinmediziner in Branden-

burg nach der Facharztaus-

bildung tätig zu werden; 

gleiche Stipendien auch für 

Fachärzte, für deren Fach-

richtung eine Unterversor-

gung in Brandenburg zu er-

warten ist; 

Investitionen in Infrastruk-

tur für Studierende, insbe-

sondere in Wohnheime und 

Kinderbetreuung; Ausbau 

der Wohnheime, Absenkung 

der Mieten; 

attraktive Arbeitsbedingun-

gen für Nachwuchswissen-

schaftler durch Vollzeitstel-

len und Verringerung von 

Befristungen; tarifgebun-

dene Arbeitsverträge in Voll-

zeit (nur auf eigenen 

Wunsch in Teilzeit), mit 

Mindestlaufzeit nicht unter 

einem Jahr; Tarifvertrag für 

studentische Beschäftigte; 

Verzahnung von Weiterbil-

dung in den Hochschulen 

und den Bedürfnissen von 
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digitalen Lizenzen und Ge-

meinschaftsarbeitsplätzen; 

finanzielle Stärkung der Stu-

dierendenwerke; Effizienz-

gewinne durch eine Neuor-

ganisation; 

Ausbau studiengangbezo-

gener Stipendien wie Land-

ärztestipendium oder Leh-

rerstipendium zu Vollstipen-

dien; 

Gründung eines eigenen 

Förderwerks des Landes 

mit attraktiven Förderpro-

grammen für exzellente 

Studierende, Promovieren 

de, Postdocs und Nach-

wuchsgruppenleiter; 

kontinuierliche Steigerung 

der Höhe der Forschungs-

ausgaben in Relation zur 

Zahl der Forschenden; 

stärkere Berücksichtigung 

der Forschungskompo-

nente als Teil der Grundfi-

nanzierung an Hochschulen 

für angewandte Wissen-

schaften und Fachhoch-

schulen; 

Gründung eines Promoti-

onskollegs durch die Hoch-

schulen für angewandte 

Wissenschaften und Fach-

hochschulen; 

Neuausrichtung des Studi-

enangebots und der Lehr-

kräftezahl, insb. in den Be-

reichen Medizin, Pharmazie, 

Lehramt, Polizeidienst, IT 

und Ingenieurwesen; 

öffentliche Zugänglichma-

chung der Haushaltspläne 

der Gremien zur Erreichung 

von höherer Transparenz 

über die Verwendung von 

Mitteln, die aus Beiträgen 

der Studentenschaft stam-

men; 

Verpflichtung aller Amtsträ-

ger der studentischen 

Selbstverwaltung zum Be-

kenntnis zur demokrati-

schen Grundordnung; 

Einrichtung einer KI-Anlauf-

stelle als Kompetenz- und 

Netzwerkplattform; 

Einsetzung einer Enquete-

Kommission im nächsten 

Landtag zum Thema Künst-

liche Intelligenz; 

Verbesserung des Umfelds 

für innovative außeruniver-

sitäre Forschungseinrich-

tungen und Institute durch 

eine Hochschulförderung, 

die eine innovationsfreundli-

che Haltung der Studenten-

vertretungen prämiert; 

Auflegen von Programmen, 

bzw. Bündelung und Schär-

fung bestehender Pro-

gramme, um laufende För-

dermaßnahmen zu einem 

Innovationsprogramm wei-

terzuentwickeln, das die 

Entwicklung von Ideen von 

der Grundlagenforschung 

bis hin zur Marktreife sowie 

den Wissenstransfer zwi-

schen Wissenschaft und 

Unternehmen unterstützt; 

attraktivere Gestaltung der 

Studienbedingungen an der 

Universität Potsdam sowie 

an der BTU Cottbus, z.B. 

durch stärkere Verzahnung 

von Theorie und Praxis; 

Dezentralisierung des Lehr-

amtsstudiums, z.B. durch 

Einrichtung eines zusätzli-

chen Lehramtsstudien-

gangs an der Europa Uni-

versität Viadrina; 

Stärkung der Diversität an 

den Hochschulen; aktive 

Förderung von migranti-

schen und weiblichen Be-

schäftigten in der Wissen-

schaft; Schaffung von 

Schutzräumen; Auseinan-

dersetzung mit Macht und 

Privilegien an Hochschulen; 

entsprechende Thematisie-

rung in den Lehrinhalten 

bspw. durch Geschlechter-

wissenschaften, Postkoloni-

alismus etc.; 

Festschreibung einer Zivil-

klausel; kein Drittmittelge-

ber Bundeswehr an den 

Hochschulen; 

Ermöglichung eines Orien-

tierungsstudiums; Berechti-

gung für Studierende, ein 

mindestens zweisemestri-

ges Orientierungsstudium 

zu absolvieren; 

gute Arbeit im dualen Stu-

dium: Mindestausbildungs-

vergütung, Verbot von aus-

bildungsfremden Tätigkei-

ten, Regelungen zur Frei-

stellung; Anwendung der 

gungen und Mindestver-

tragslaufzeiten von zwei 

Jahren; 

Ermöglichung der freien 

Kreditaufnahme durch Stu-

dierendenwerke für Investi-

tionen in Wohnheime; 

weiterer Ausbau der Arbeit 

der Hochschulen im Be-

reich Digitalisierung und O-

pen Science; 

Einrichtung eines Forums 

„KI in der Hochschulbil-

dung“ unter Beteiligung der 

Landesregierung und aller 

Statusgruppen an den 

Hochschulen; 

angemessene Arbeitsbelas-

tung für den akademischen 

Mittelbau; Reform der Lehr-

verpflichtungsverordnung; 

mehr unbefristete Stellen 

beim wissenschaftlichen 

Personal; weniger Aus-

schlüsse im Personalvertre-

tungsgesetz; mehr Mitbe-

stimmung durch Beschäf-

tigte; 

tarifliche Bezahlung in An-

lehnung an den Tarifvertrag 

der Länder für Beschäftigte 

von externen Dienstleistern; 

Umwandlung dauerhaft täti-

ger Lehrbeauftragter in so-

zialversicherungspflichtige 

Beschäftigungen; 

Einführung freiberuflicher 

Lehrkräfte und Vergütung in 

Verteidigung der Wissen-

schaftsfreiheit gegen An-

griffe durch politische Kor-

rektheit; 

Rückkehr zum Magister 

und Diplom; ergebnisoffene 

Überprüfung der durch den 

Bologna Prozess eingeleite-

ten Maßnahmen; 

stärkere Förderung des Ge-

brauchs der deutschen 

Sprache als Lehr- und Wis-

senschaftssprache; 

Verbesserung der Verein-

barkeit von akademischer 

Ausbildung und Familien-

gründung; geeignete Ein-

richtungen zur Kinderbe-

treuung an allen Hochschu-

len; 

Finanzierung von Lehrstüh-

len im Bereich der DDR- und 

Kommunismus-Forschung; 

kritische und identitätsstif-

tende Auseinandersetzung 

von Professoren, möglichst 

mit einer ostdeutschen Bio-

grafie, mit der DDR-Ge-

schichte; 

kleinen und mittleren Unter-

nehmen; 

Stärkung der Ausbildung-

und Innovationsfähigkeit 

der Hochschulen durch 

bessere finanzielle und per-

sonelle Ressourcen; 

keine Abhängigkeit der Fi-

nanzierungsgrundlagen für 

die Hochschulen von Krite-

rien, die die Hochschulen 

selbst nicht beeinflussen 

können; keine Heranzie-

hung der Immatrikulations- 

und Absolventenzahl als 

eine Kenngröße; 

Bereitstellung des finanziel-

len Rahmens, um hochqua-

lifizierte Menschen als Lehr- 

und Forschungspersonal zu 

gewinnen und dauerhaft zu 

halten; 

Promotionsrecht und unbe-

fristete Assistenzstellen an 

Fachhochschulen; 

Stärkung von Hochschul-

gremien gegenüber den 

Hochschulleitungen; 

Stärkung der Grundfinanzie-

rung, geringere Abhängig-

keit der Finanzierung der 

Hochschulen von ihren 

Drittmittel ein Werbungen; 



 

 

Ausbau von Präsenzstellen 

zu Forschungsstandorten 

im ländlichen Raum; 

Reform des Landeshoch-

schulrats zur Gewährleis-

tung einer breiteren und 

praxisnahen Besetzung; 

„Sonderprogramm Bau“ für 

Forschungsgebäude; 

Verbindung von Wissen-

schaft und Wirtschaft; Aus-

bau von Transferzentren, 

um mehr Workspaces für 

gründende Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter sowie Stu-

dierende einzurichten; 

Anerkennung von Grün-

dungsprojekten als Grund 

für Studienunterbrechungen 

oder Freisemester ohne ne-

gative Auswirkungen auf 

den BAföG-Bezug; 

bessere Begleitung und effi-

zientere Gestaltung des 

Übergangs zum außeruni-

versitären Arbeitsmarkt für 

Absolventinnen und Absol-

venten; 

Förderung der Gründung 

neuer Science Parks, die 

Hochschul- und außeruni-

versitäre Institute sowie 

Technologieunternehmen 

zusammenbringen; 

Gründung einer Landesstif-

tung für die Wissenschaft 

unter Beteiligung der Wirt-

schaft; 

Unterstützung von For-

schungsprogrammen zur 

Kernfusionsforschung; 

Standards des Bundesur-

laubsgesetzes und der Ent-

geltfortzahlung; 

Anlehnung an den Tarifver-

trag; 

Einführung von Department 

Strukturen; 

Pakt für nachhaltige Hoch-

schulen und Forschungs-

einrichtungen; Prüfung ei-

ner Installation von Photo-

voltaik-Anlagen bei allen 

Hochschulbauten und Stu-

dierendenwohnheimen; Ent-

wicklung nachhaltiger Krite-

rien im Hochschulbau; 

Nachhaltigkeitskonzepte 

und -beauftragte an allen 

Hochschulen; 

Stärkung der Gleichstel-

lungsbeauftragten mit ei-

nem Organklagerecht; 

stärkere Förderung der 

Gender Studies als interdis-

ziplinäres Lehr- und For-

schungsfeld an der Univer-

sität Potsdam; 

physisch barrierefreie Ge-

staltung jedes Hoch-

schulcampus im Land, stär-

kere Nutzung der Möglich-

keiten der Digitalisierung; 

Unterstützung der mentalen 

Gesundheit von Studieren-

den mit besseren psycholo-

gischen Angeboten; 

landeseigene Förderung der 

Geschlechterforschung und 

der Rechtsextremismusfor-

schung; 
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Weitere Stärkung der Rolle 

von Volkshochschulen und 

anderen anerkannten Bil-

dungsträgern in der Weiter-

bildungsberatung; 

Bildungsgarantie für alle Al-

tersgruppen; barrierefreier 

und mit dem ÖPNV erreich-

barer Zugang zu Bildungs- 

und Weiterbildungsstätten; 

Schaffung besserer Voraus-

setzungen für die Vereinba-

rung von Wei-terbildung 

und Familie; 

innovative Bildungsplattfor-

men wie „Open University“, 

zu der jeder Bürger, unab-

hängig seines formellen Bil-

dungsgrades, Zugang be-

kommen soll; 

Stärkung von Angeboten 

zur Vermittlung von Medi-

enkompetenz und eines 

kompetenten Umgangs mit 

persönlichen Daten, über 

die allgemeinbildenden 

Schulen hinaus; 

Präventionsarbeit für Senio-

rinnen und Senioren, um der 

Zunahme von Trickbetrugs- 

und Eigentumsdelikten ent-

gegenzuwirken;Förderung 

guter Kenntnisse für Senio-

rinnen und Senioren im Be-

reich der Digitalisierung;  

Aufbau einer Pädagogi-

schen Hochschule in Bran-

denburg, um Aus- und Wei-

terbildung sowie praxisori-

entierte Forschung zu för-

dern; 

Ermöglichung lebenslangen 

Lernens auch mit Hilfe digi-

taler Angebote; 

Stärkere Nutzung des Po-

tenzials der berufli-chen 

Weiterbildung zur Erschlie-

ßung neuer Be-rufsfelder 

für die Be-schäftigten und 

neuer Einsatzmöglichkeiten 

für die Unternehmen; 

Stärkung von Grundkompe-

tenzen und Politischer Bil-

dung; 

Ausbau des Angebots der 

Volkshochschulen und der 

Erwachsenen- und Weiter-

bildung, Schaffung auch 

neuer digitaler Angebote; 

Stärkung insb. der Volks-

hochschulen und Erwach-

senenbildungsstätten, ver-

lässliche Absicherung mit 

einer Grundfinanzierung 

des Landes; 

Ermöglichung der Teil-

nahme an Bildungsmaß-

nahmen insb. auch für Ar-

beitnehmende in kleinen 

und mittelständischen Be-

trieben, die entweder keine 

Zeit oder kein Geld für die 

Freistellung ihrer Beschäf-

tigten haben; 

Lebenslanges Lernen: Fort-

führung der Grundbildungs-

zentren und Ausdehnung 

auf alle Kreise; 

Stärkung der Volkshoch-

schulen, Erwachsenenbil-

dungsstätten, der Landes-

zentrale für politische Bil-

dung sowie der Schule für 

niedersorbische Sprache 

und Kultur; weiterer Ausbau 

der Angebote gerade in 

ländlichen Regionen; 

Stärkung der Angebote an 

Hochschulen zur berufli-

chen Weiterbildung; 

Umfassende Aus- und Wei-

terbildung zur Versorgung 

des Landes mit Arbeitskräf-

ten; 

Weiterbildung: Unterstüt-

zung der Hochschulen, sich 

als wichtiger Akteur im Feld 

der wissenschaftlichen Wei-

terbildung zu etablieren; 

Förderung von Konzepten, 

die eine enge Verzahnung 

von hochschulischer Wei-

terbildung und den Bedürf-

nissen von kleinen und mitt-

leren Unternehmen anstre-

ben; 
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Kultur: 

Breitere Aufstellung der För-

derung von Kultur; Förde-

rung auch moderner An-

sätze und besonderer Kino-

formate neben Traditionen 

und Hochkultur; 

Reduzierung unnötig hoher 

Hürden für die Kultur- und 

Kreativwirtschaft;  

Unterstützung von Veran-

staltern bei der Planung und 

Genehmigung von Veran-

staltungsformaten und Be-

antragungsprozessen; 

größere Unabhängigkeit 

kultureller Angebote von 

staatlichen Zuschüssen 

durch Heranziehung ande-

rer Finanzierungsquellen; 

Kostenfreiheit des Eintritts 

in Museen und weiterer kul-

tureller Bildungsangebote 

für Kinder und Jugendliche 

sowie für Schulklassen; 

Medien: 

Besetzung der Verwal-

tungsräte der Landesrund-

funkanstalten mit unabhän-

gigen Wirtschaftsprüfern; 

Verschlankung des öffent-

lich-rechtlichen Rundfunks: 

Kultur: 

Weiterentwicklung der kul-

turpolitischen Strategie mit 

klaren Leitplanken, verbind-

lichen Anforderungen und 

sicherer Finanzierung; 

Stärkung des Freiwilligen 

Sozialen Jahrs im Kulturbe-

reich; 

Anpassung des bau- und 

gartenkulturellen Erbes des 

Landes an die Herausforde-

rungen des Klimawandels; 

stärkere Unterstützung der 

Musikschulen, sowohl fi-

nanziell als auch im Hin-

blick auf Musikschulpäda-

gogen; 

Aufnahme und entspre-

chende Unterstützung der 

zoologischen Gärten als be-

liebte Ausflugsziele und Teil 

der Natur- und Umweltbil-

dung als Landesaufgabe; 

bessere kulturelle Vernet-

zung des ländlichen Raums, 

bspw. durch Ausbau der 

Kulturbuslinien; 

Unterstützung von Heimat- 

und Volksfesten, Festivals 

und Ausstellungen, die für 

Kultur: 

Stärkung kultureller Anker-

punkte für den ländlichen 

Raum; 

Entwicklung von Initiativen 

und Projekten gemeinsam 

mit den Kirchen und Kom-

munen zur Unterstützung 

des Erhalts der Dorfkirchen; 

Finanzierung der Tarifstei-

gerungen im öffentlichen 

Dienst für alle geförderten 

Einrichtungen und Initiati-

ven der Kultur aus dem Lan-

deshaushalt; 

Überführung des Klosters 

Chorin im Einvernehmen 

mit den kommunalen Akt-

euren in eine auskömmlich 

finanzierte Landesstiftung; 

weitere Förderung der Mu-

sik- und Kunstschulen, Aus-

bau des Projekts „Klasse 

Musik“; 

Verstetigung der Arbeit des 

Netzwerks Zeitgeschichte 

gerade auch für die vielen 

ehrenamtlich getragenen 

Gedenkorte; 

weitere Förderung der 

Freien Darstellenden 

Künste; 

Kultur: 

Verbindliche Standards für 

Honorare in der freien 

Kunst- und Kulturarbeit und 

branchenspezifische Hono-

raruntergrenzen; 

Stärkung von Soziokultur 

und Festivals; Investitionen 

in ihre energetische Sanie-

rung sowie die Nutzung er-

neuerbarer Energien; 

zentraler Festivalfonds für 

nachhaltige und inklusive 

Veranstaltungen; 

Verankerung macht- und 

diskriminierungskritischer 

Kriterien in der Kulturförde-

rung; 

Unterstützung von Verei-

nen, Verbänden und Initiati-

ven, die insb. in ländlichen 

Räumen kulturelle Ange-

bote schaffen und aus-

bauen; 

Evaluierung der Kulturförde-

rung und Weiterentwicklung 

der Fördersysteme; gerech-

tere Gestaltung des Verhält-

nisses zwischen institutio-

neller Förderung und der 

Förderung der freien Szene; 

verlässliche Förderung der 

Theater und Orchester; 

Kultur: 

Gerechte und geschlechter-

unabhängige Bezahlung im 

Kulturbereich; 

Weiterentwicklung der Kul-

turstrategie des Landes; 

deutliche Verbesserung von 

Barrierefreiheit, Familien-

freundlichkeit und Beteili-

gung unterrepräsentierter 

Gruppen; 

Bewahrung und Erlebbar-

machung des baukulturel-

len Erbes; Landesstrategie 

Baukultur; 

Landesstiftung Baukultur; 

Weiterentwicklung des Kon-

zepts der Baukulturge-

meinde; 

Förderung des Erhalts von 

Kunst am Bau und der Do-

kumentation der Ostmo-

derne; 

Förderung der Kultur in der 

ganzen Breite des Landes, 

z.B. „Plattform Kulturelle Bil-

dung“, Verstetigung der „kul-

turellen Ankerpunkte“, Sa-

nierung und Öffnung von 

Dorfkirchen für soziokultu-

relle Zwecke; 

Beibehaltung der För-

dertreppe in der Finanzie-

rung der freien Theater, bis 

Kultur: 

„Unter deutscher Kultur ver-

stehen wir die Hervorbrin-

gungen deutscher Men-

schen;“ 

Bedarfsgerechte finanzielle 

Förderung für den Denkmal-

schutz; 

Ausbau der Förderung für 

die Arbeitsgemeinschaft 

Städte und Gemeinden mit 

historischen Stadtkernen; 

Erhalt des Bestandes an 

denkmalgeschützten Wohn-

gebäuden; deutliche Locke-

rung des Denkmalschutzes 

für alte Gebäude ohne öf-

fentliches Interesse; 

Wiedererrichtung kulturell 

bedeutender Bauwerke, die 

im Krieg sowie der Nach-

kriegszeit verloren gegan-

gen sind; 

Erhalt der regionalen Kultur 

und Identität, Bewahrung 

der Heimat; keine Islamisie-

rung der Städte und Ge-

meinden; 

Bewahrung der historischen 

Bezeichnung von Straßen 

und Plätzen; selbstbewuss-

tes Bekenntnis zur eigenen 

Geschichte; 

Kultur: 

Erhalt der kulturellen Vielfalt 

in Brandenburg; 

Recht auf barriere- und vo-

raussetzungsfreien Zugang 

zu Kulturangeboten für alle, 

zu allen Genres und in allen 

Lebensräumen; 

Schaffung eines Kulturför-

dergesetzes;  

Ausweitung und Versteti-

gung der institutionellen 

Förderung gerade kleiner 

Einrichtungen im gesamten 

Flächenland; Sicherung von 

drittgeförderten Projekten; 

Stärkung und langfristige 

und verlässliche Garantie 

des brandenburgischen 

Theater-und Orchesterver-

bundes;  

Erweiterung des Gesetzes 

zur Förderung der Musik- 

und Kunstschulen durch 

Statuierung einer sozialen 

Zugangskomponente und 

einer tarifanalogen landes-

einheitlichen Absicherung 

der freien Lehrkräfte; 

Stärkung der Soziokultur: 

Berücksichtigung aller kul-
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Beendigung des Nebenei-

nanders von ARD, ZDF und 

Deutschlandradio, stattdes-

sen Fusion miteinander; 

Senkung der Anzahl der 

Landesrundfunkanstalten; 

bundesweite Bündelung 

von Verwaltungsaufgaben;  

Erbringung ausschließlich 

redaktioneller und dafür 

technisch notwendiger 

Dienstleistungen durch die 

Landesrundfunkanstalten; 

Konzentration des öffent-

lich-rechtlichen Rundfunks 

auf Information und Bildung 

als seinen Marken- und We-

senskern; Unterhaltung 

nicht länger Teil seines Auf-

trages; 

Aussetzung von Erhöhun-

gen des Rundfunkbeitrags 

in der aktuellen Situation; 

regelmäßige Durchführung 

einer unabhängigen Studie, 

die Daten über politische 

Parteiennähe und Tenden-

zen in der Berichterstattung 

im öffentlich-rechtlichen 

System erhebt und veröf-

fentlicht; 

mehr Mitsprachemöglich-

keiten für Beitragszahlerin-

nen und -zahler in den Gre-

mien des öffentlich-rechtli-

chen Rundfunks; 

Brandenburg und seine Re-

gionen Identität und Ver-

bundenheit stiften; 

keine Sonderzeichen in der 

Verwaltungssprache; lan-

desweiter Verzicht auf die 

Verwendung der sog. 

Gendersprache; 

weitere Unterstützung der 

Landesbeauftragten zur 

Aufarbeitung der Folgen der 

kommunistischen Diktatur; 

Stärkung der Erinnerungs-

kultur; Entwicklung von 

Konzeptionen, die der ab-

nehmenden Rolle der akti-

ven Erlebnisgeneration 

Rechnung tragen; 

Menschenrechtszentrum 

Cottbus als zentrale Einrich-

tung des Landes als Ge-

denkstätte für das DDR Un-

recht und Ostdeutschland; 

Entwicklung als Lern- und 

Erinnerungsorte für politi-

sche Bildungsarbeit gegen 

politische, rassistische oder 

religiöse Verfolgung und 

entsprechende Förderung; 

konsequente Umsetzung 

des Verfassungsauftrags 

zum Spracherhalt, ein-

schließlich ausreichender 

Lehrkräfte und Erzieher; 

Lehramtsausbildung für die 

niedersorbische Sprache an 

der BTU Cottbus; 

Fortführung und Stärkung 

des Konzepts zur Förde-

rung der sorbischen Spra-

che in Kindergärten und 

Schulen; Sicherstellung ei-

Förderung freischaffender 

Künstlerinnen und Künstler 

mit einem Stipendienpro-

gramm; 

Förderung von Soziokultur 

und Festivals; 

weitere Förderung von The-

atern und Orchestern des 

Landes; 

Unterstützung der Pflege 

der niederdeutschen Spra-

che; 

Unterstützung und Förde-

rung der Kulturverbände; 

Förderung der Kultur der 

Sorben; Erhalt der nieder-

sorbischen Sprache; 

Abschluss eines Staatsver-

trages mit dem Zentralrat 

der Juden, in dem auch die 

Option der Lehrerausbil-

dung eröffnet wird; 

Medien: 

Sicherung der Freiheit der 

Presse und ihrer Unabhän-

gigkeit; Sicherstellung des 

Schutzes von Journalistin-

nen und Journalisten; 

Ermöglichung schnellerer 

und flexiblerer Entschei-

dung des öffentlich-rechtli-

chen Rundfunks, in welcher 

Form und mit welchen An-

geboten er seinem Auftrag 

nachkommt; 

Ermöglichung eines kosten-

freien Zugangs für Bedürf-

tige zu allen durch das Land 

geförderten Museen und 

Bildungseinrichtungen; 

Mittelaufwuchs im Landes-

haushalt für die Stiftung 

Brandenburgische Gedenk-

stätten; 

Förderung von Besuchen 

von Gedenkstätten für 

Schülerinnen und Schüler 

und Jugendverbände; 

Vorantreiben der Prove-

nienzforschung; rechtssi-

chere Rückgabe von Kultur-

gütern aus der Zeit des Ko-

lonialismus; 

Stärkung und angemessene 

finanzielle Ausstattung der 

Stiftung für das sorbische 

Volk; Niederdeutsch-Ausbil-

dung von Lehrkräften sowie 

Erzieherinnen und Erzie-

hern; Sicherung des Lehr-

kräfte-Nachwuchses für 

Sorbisch; 

Medien: 

Anhebung der Förderung lo-

kal journalistische Ange-

bote durch die mabb auf 1,5 

Mio €; Maßnahmenplans 

zum Erhalt von Regionalzei-

tungen; 

Förderung der Ausbildung 

von Journalistinnen und 

Journalisten sowie von Pro-

jekten, die Menschen an 

den Beruf heranführen; 

diese 10 % der Theaterför-

derung erhalten; Verbesse-

rung der Förderstruktur für 

Festivals; 

Ausweitung von Musik- und 

Kunstschulangeboten, der 

Kooperationsprogramme 

„Musische Bildung für alle“ 

sowie von Projekten im 

Klassenverband wie 

„Klasse:Kunst“; 

freier Eintritt für Schulklas-

sen, Auszubildende, Se-

nior*innen und Studierende 

in landesgeförderten Kultur-

orten; 

Verteidigung und Versteti-

gung der antifaschistischen 

Gedenkkultur; Stärkung des 

Programms „Tolerantes 

Brandenburg“; 

stärkere Unterstützung der 

politischen Bildungsarbeit 

der Gedenkstätten, Opfer-

verbände und Bildungsträ-

ger; 

Schaffung neuer, und Erhalt 

und Stärkung bestehender 

regionaler Erinnerungsorte 

für das Gedenken an die 

Opfer der DDR-Diktatur; 

Verbindung der Gedenkver-

anstaltungen zum 27. Ja-

nuar mit einem Gedenken 

für die Menschen, die auf-

grund ihrer sexuellen Identi-

tät oder ihrer geschlechtli-

chen Identität von den Nati-

onalsozialisten verfolgt 

wurden; 

Förderung des Erhalts des 

Brauchtums mit Trachten, 

Sagen und Gedichten; 

Bewahrung der Kultur der 

sorbischen und wendischen 

Minderheiten; 

Ablehnung der sog. Gender-

Sprache; 

Bewahrung des traditionel-

len brandenburgischen 

Brauchtums; keine Verdrän-

gung durch fremdes 

Brauchtum; 

Förderung der Digitalisie-

rung des Kulturguts; 

spezielle Förderung für den 

Orchesternachwuchs; 

„Wenn große Orchester 

nicht mehr ohne ausländi-

sche Instrumentalisten aus-

kommen, ist dies ein Ar-

mutszeugnis für unsere ei-

gene Musikerziehung und 

Ausbildung.“ 

Reduzierung des Einflusses 

politischer Parteien auf das 

Kulturleben; 

Untersagung des Tragens 

von Kopftüchern in öffentli-

chen Einrichtungen; 

Medien: 

keine staatliche Zensur in 

Internet und Medien; öffent-

lich-rechtliche Berichterstat-

tung, die sich nicht an den 

Interessen von Regierun-

gen, Parteien oder Lobby-

gruppen orientiert; 

turellen, sozialen und politi-

schen Interessen und Be-

dürfnisse der Gesellschaft; 

Erarbeitung eines bestands-

sichernden Konzepts für die 

Kultureinrichtungen in ihrer 

Vielfalt und Gesamtheit, da-

mit diese von akuten und 

konjunkturellen Defiziten 

der Finanzierung unabhän-

gig sind; 

Stärkung der Freien Szene; 

existenzsichernde Einkom-

men; regelmäßige öffentli-

che Auftragsvergaben; ge-

zielt ausgearbeitete, büro-

kratiearme Förderinstru-

mente unter Einschluss von 

Vor- und Fehlbetragsfinan-

zierungen; Ermöglichung 

auch adäquater Renten- 

und Versorgungsansprü-

che; 

Offenstehen von Wahl- und 

Wahlpflichtfächern mit dar-

stellendem Spiel für alle 

Kinder und Jugendlichen, 

auch im ländlichen Raum; 

kostenloser Eintritt für alle 

Schüler, Auszubildenden 

und Studierenden in Mu-

seen und Bibliotheken des 

Landes; 

diskriminierungsfreie Pro-

jektförderung durch das 

Land und die Kommunen 

als Fördermittelgebern 

ohne Verpflichtung auf poli-

tische Bekenntnisse; 

Zusammenführung der Mi-

nisterien für Wissenschaft, 

Forschung und Kultur sowie 



 

 

ner angemessenen Finan-

zierung für die Stiftung für 

das sorbische Volk; 

Erhalt von Niederdeutsch 

als Kulturgut; Erarbeitung 

eines digitalen Lexikons zur 

Bewahrung für die Zukunft; 

Einführung von Pilotprojek-

ten zur Sprachvermittlung 

an Schulen; 

modernes Angebot des öf-

fentlich-rechtlichen Rund-

funks; 

keine Beschränkung der 

Vorgaben zur Deckelung 

der Gehälter der Leitungs-

ebene auf den rbb, sondern 

Anwendung im gesamten 

öffentlich-rechtlichen Rund-

funk; 

tiefgreifende Reform des 

öffentlich-rechtlichen Rund-

funks, die die Beitragsstabi-

lität und die Finanzierung 

im Blick hat; 

Bereitstellung von Mitteln 

für die Förderung lokal jour-

nalistische Angebote im 

Landeshaushalt; 

Reduzierung des Vorweg-

abzugs an den rbb im Laufe 

der nächsten Jahre auf Null; 

Beibehaltung der solidari-

schen Finanzierung des öf-

fentlich-rechtlichen Rund-

funks; 

grundsätzliche Befreiung 

von Transferleistungsbezie-

herinnen und -beziehern 

vom Rundfunkbeitrag; 

Bildung eines Medienaus-

schusses des Landtags; 

Stärkung des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks; in-

haltliche und strukturelle 

Reformen; gemeinsame 

Verwaltung der Rundfunk-

anstalten; stärkere redaktio-

nelle Arbeitsteilung zwi-

schen den Sendern; Schaf-

fung einheitlicher techni-

scher Standards und einer 

gemeinsamen öffentlich-

rechtlichen Medienplatt-

form im Internet; 

Weiterentwicklung des öf-

fentlich-rechtlichen Tele-

medienauftrages; Verlänge-

rung der Verfügbarkeit von 

Produktionen, die von den 

öffentlich-rechtlichen Sen-

dern in Auftrag gegeben 

wurden (Verweildauer) in 

den Online-Angeboten der 

Sender; 

Überarbeitung von Ausstel-

lungen und Bereitstellung 

von Landesmitteln für die 

Erforschung der Kolonialge-

schichte; 

Errichtung eines Lern- und 

Erinnerungsortes gemein-

sam mit dem Bund als zent-

rale Gedenkstätte für die 

Opfer des deutschen Kolo-

nialismus; Aufarbeitung des 

Kolonialismus als zentrales 

Thema bei der Überarbei-

tung des Konzepts Erinne-

rungskultur; 

Medien: 

Notwendigkeit eines öffent-

lich-rechtlichen Rundfunks, 

auf den man sich verlassen 

kann, mit der Freiheit, unab-

hängig von Werbeeinnah-

men und Klickzahlen guten 

Journalismus für alle zu 

machen; 

mehr regionales Programm 

des rbb aus Potsdam und 

den Regionalstudios; 

diversere Besetzung des 

Rundfunkrates des rbb; 

mehr Mitsprachemöglich-

keiten für das Publikum, 

z.B. durch einen Publikums-

rat, und neue digitale Beteili-

gungs- und Dialogoptionen;  

Weiterentwicklung der 

Elektronic Media School zu 

einer crossmedialen Jour-

nalist*innenschule für Bran-

denburg und Berlin; 

keine Rundfunkzwangsge-

bühren; grundlegende Re-

form des öffentlich-rechtli-

chen Rundfunks durch No-

vellierung des Rundfunk-

staatsvertrags; Ausrichtung 

der Gehälter im öffentlich-

rechtlichen Rundfunk an 

den Tarifverträgen des öf-

fentlichen Dienstes; 

Beendigung des Parteienfil-

zes im Rundfunk; Unverein-

barkeit einer Mitgliedschaft 

in Aufsichtsgremien des 

rbb, wie dem Rundfunk- o-

der Verwaltungsrat, mit ei-

ner Mitgliedschaft in einer 

politischen Partei; 

deutliche Verschlankung 

des Rundfunks; Streichung 

von drei Direktoren; Halbie-

rung des Rundfunkrats, 

Wahl der Vertreter direkt 

vom Volk; 

größere Transparenz mit-

tels einer grundsätzlichen 

Öffentlichkeit aller Sitzun-

gen der Aufsichtsgremien 

und ihrer Unterausschüsse; 

höhere Hürden für den Aus-

schluss der Öffentlichkeit; 

Ermöglichung echter Pro-

grammbeschwerden, die öf-

fentlich behandelt werden 

müssen;  

Bildung, Jugend und Sport 

zu einem Kultusministe-

rium; 

Förderung der Sprache und 

Kultur der Sorben und Wen-

den durch langfristige Ga-

rantie der Finanzierung der 

Stiftung für das sorbische 

Volk; 

dauerhafte Gewährleistung 

der sorbischen/wendischen 

Kultur-und Bildungsautono-

mie; 

Etablierung einer Lehreraus-

bildung für die niedersorbi-

sche/wendische Sprache 

im Land; 

Medien: 

keine weitere Erhöhung der 

Rundfunkgebühren, wie sie 

die Kommission zur Ermitt-

lung des Finanzbedarfs der 

Rundfunkanstalten vorge-

schlagen hat; 

Reform der öffentlich-recht-

lichen Rundfunklandschaft; 

weiterer Ausbau des Stel-

lenswerts Brandenburgs in 

den Programmen des öf-

fentlich-rechtlichen Rund-

funks; 

Stärkung des politischen 

Pluralismus und des Dia-

logs zwischen Medienver-

tretern, Zuschauern und Zu-

hörern; 
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Entwicklung Brandenburgs 

zu einer Freiheitszone für 

Unternehmen;  

neue Mindeststandards für 

Gewerbe- und Industrieflä-

chen; Unterstützung der 

Kommunen bei der Errich-

tung neuer Gebiete;  

deutlich effizientere Gestal-

tung der Genehmigungs-

prozesse innerhalb und zwi-

schen den einzelnen Behör-

den; 

Genehmigungsfiktionen für 

Standardprojekte wie Glas-

faserausbau, Mobilfunk, La-

deinfrastruktur und Strom-

netze; 

gesetzliche Flexibilisierung 

des Arbeitszeitgesetzes; 

geringere Frequenzen bei 

Sozialversicherungs- und 

Betriebsprüfungen; 

Einrichtung von Innovati-

onsräumen in räumlicher 

Nähe von innovativen For-

schungsclustern; Erhöhung 

der Innovationsgeschwin-

digkeit durch Verdichtung 

von Forschung, Unterneh-

men und Wagnisse; 

Stärkung des industriellen 

Kerns der Wirtschaft durch 

wettbewerbsfähige Rah-

menbedingungen und 

schnelle Genehmigungsver-

fahren, bspw. Einsatz von 

Projektmanagern; 

Sicherung der Zukunft des 

PCK Schwedt; Gewährleis-

tung der Versorgung über 

die Pipelines, der Aufrecht-

erhaltung der Produktion 

und des Erhalts der Arbeits-

plätze; 

Nutzung von CCS- Techno-

logie mit „blauem“ Wasser-

stoff; 

Sicherung der Stahlproduk-

tion in Eisenhüttenstadt, in-

dem die Transformation zu 

neuen Technologien unter-

stützt wird; 

aktivierende Wirtschaftspo-

litik: weniger Vorschriften 

und mehr Geschwindigkeit 

durch Digitalisierung und 

optimierte Prozesse; 

Ausweisung und Erschlie-

ßung von Gewerbe- und In-

dustrieflächen;  

Kofinanzierung der Erschlie-

ßung von Industrie-und Ge-

werbeflächen mit Ansied-

lungspotenzial insb. in fi-

Gewinnung von Fachkräf-

ten aus anderen Regionen 

für Leben und Arbeiten in 

Brandenburg; 

Ansiedelung von Industrie-

betrieben und Modernisie-

rung sowie klimaneutraler 

Umbau der ansässigen Be-

triebe; 

Stärkung der Wirtschafts-

förderung, um die Entwick-

lung strukturpolitisch be-

deutsamer Gewerbeflächen 

voranzubringen und kom-

munale, universitäre oder 

unternehmensnahe Innova-

tionsorte zu entwickeln; 

Weiterführung der Koopera-

tion der Wirtschaftsförde-

rung Brandenburg mit den 

regionalen Wirtschaftsför-

dergesellschaften; 

Erhalt und Stärkung der 

Wettbewerbs- und Innovati-

onsfähigkeit der Klein- und 

Kleinstunternehmen; 

weitere personelle Verstär-

kung der Genehmigungsbe-

hörden, um Planungs- und 

Genehmigungsverfahren 

zum Umbau der Wirtschaft 

deutlich zu beschleunigen; 

Grundsätzlich andere Form 

des Wirtschaftens, jenseits 

der Logik des Kapitalismus; 

Gemeinwohlökonomie, die 

sich an Nachhaltigkeitszie-

len und dem Schutz von 

Mensch, Umwelt, Klima so-

wie den Bedürfnissen von 

Arbeiter*innen, Arbeitslo-

sen, Kindern, Jugendlichen 

und Rentner*innen orien-

tiert; 

Auflegen eines Transforma-

tionsfonds, um innovative 

Ideen in allen Wirtschafts-

bereichen gezielt unterstüt-

zen zu können; ausschließ-

lich für Unternehmen, die 

Arbeitsplätze sichern, gute 

Löhne und flächende-

ckende Tarifverträge haben; 

Gründung einer landeseige-

nen Industriestiftung; 

Einsetzung eines „Branden-

burgischen Zukunftsrat 

Wirtschaft“ unter Beteili-

gung der Wirtschafts- und 

Sozialpartner; 

Beschleunigung von Geneh-

migungsverfahren; mehr 

Personal in den Genehmi-

gungsbehörden; Vorantrei-

ben der Digitalisierung, Ver-

einfachung von Abläufen; 

Förderung der Industrie und 

Unterstützung bei der 

Transformation; 

Unterstützung der Be-

standsunternehmen, sich 

auf die neuen Rahmenbe-

dingungen einzustellen, ihre 

Energieverbräuche zu redu-

zieren oder Energie selbst 

zu produzieren, Wertstoff-

kreisläufe umzusetzen und 

die Klimaneutralität anzu-

streben; 

Schließen von Wertschöp-

fungsketten bei der Neuan-

siedlung von Unternehmen 

in modernen Industrien, um 

Transportwege zu reduzie-

ren und die Wirtschaft wi-

derstandsfähiger zu ma-

chen; 

Förderung der Erforschung 

und Nutzung weiterer geo-

logischer Rohstoffe, um 

nachhaltige Industrien zu 

unterstützen; 

moderne Rohstoffpolitik; 

Reform des Bergbaurech-

tes mit nachhaltigen, ökolo-

gischen und ethischen 

Grundsätzen; 

Reform der bisherigen För-

derabgabe des Landes im 

Lichte einer modernen Roh-

stoffpolitik; 

Weiterentwicklung des Lan-

des als Gewerbe-, Industrie-, 

Tourismus-und Kultur-

standort; 

schnellstmögliche Umkeh-

rung der Deindustrialisie-

rung; neuer Stellenwert für 

Kleingewerbe und Hand-

werk; 

Priorität für die Reindustria-

lisierung des Landes als 

Querschnittskonzept;  

Sicherung der vorhandenen 

industriellen Kerne, um 

günstige Voraussetzungen 

für eine Reindustrialisierung 

zu schaffen; 

Einrichtung von Sonderwirt-

schaftszonen, in denen er-

leichterte administrative 

und rechtliche Regelungen 

für Investoren, Gründer so-

wie Unternehmer gelten; 

Erhalt der Infrastruktur in 

der Lausitz; Umsetzung 

sämtlicher im Strukturstär-

kungsgesetz verankerten 

Infrastrukturmaßnahmen; 

gezielter Ausbau des Stra-

ßen- und Schienennetzes in 

der Lausitz; unverzügliche 

Einstellung der einseitig 

ausgerichteten Fokussie-

rung auf rein klimaideologi-

sche Maßnahmen; 

Gute Rahmenbedingungen 

für alle Betriebe, im ländli-

chen und städtischen Be-

reich; 

unverzügliche Aufstellung 

einer landesweiten Wasser-

versorgungsstrategie als 

Voraussetzung für die Si-

cherung der Wasserversor-

gung und Abwasserbeseiti-

gung; 

sinnvolle Zusammenlegung 

der „Fördertöpfe“, um dem 

Wildwuchs aus verschiede-

nen Förderprogrammen zu 

begegnen; 

zielgerichteter Ausbau regi-

onaler Wirtschaftskreisläufe 

in Landwirtschaft und In-

dustrie zur Förderung kri-

sensicherer ökonomischer 

Stabilität, lokaler Identifika-

tion und ökologischer Ba-

lance; 

„Tesla-Geschwindigkeit“ bei 

allen Vorhaben und für alle 

Unternehmen; 
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nanzschwachen Kommu-

nen mit einem landesweiten 

Investitionsfonds; 

Einrichtung eines Kompe-

tenzzentrums, das insb. 

Kommunen mit kleiner Ver-

waltung bei der Planung 

von Gewerbeflächen und 

bei Unternehmensansied-

lungen fachlich unterstützt; 

vollständige Digitalisierung 

von Antragstellung und Ab-

wicklung von Förderpro-

grammen und Zusammen-

führung in einer übersichtli-

chen Plattform; 

messbare und transparente 

Überprüfung der Effektivität 

der Förderprogramme; Ent-

wicklung von Kontrollme-

chanismen, um Erfolg, aber 

auch Missbrauch und Fehl-

investition zu erkennen; 

Vereinfachung, Vereinheitli-

chung und Verschlankung 

des Vergabegesetzes; keine 

vergabefremden Kriterien, 

bspw. gleichstellungspoliti-

sche Regelungen, da sie vor 

allem kleine Unternehmen 

benachteiligen; 

Einrichtung eines „Branden-

burger Wirtschaftsrat“ als 

Beratungsgremium der Lan-

desregierung; 

Festlegung maximaler Be-

arbeitungszeiten für Geneh-

migungen; 

Unterstützung des Hand-

werks bei den großen Her-

ausforderungen wie Digitali-

sierung und Sicherung von 

Auszubildenden und Fach-

kräften; 

Abschaffung der Fortbil-

dungskosten für den Meis-

terabschluss (Bundes-

ebene); Fortführung der 

Meistergründungsprämie; 

Weiterentwicklung der ge-

meinsamen Innovations-

strategie Berlin-Branden-

burg; 

Unterstützung und Siche-

rung des Filmstandorts Ba-

belsberg;  

keine einseitige Bevorzu-

gung von Großinvestoren 

bei Genehmigungsverfah-

ren; 

Erhöhung der Transparenz 

von Genehmigungsverfah-

ren; 

langfristige Sicherung des 

PCK Schwedt durch staatli-

che Beteiligungen; zu-

kunftsfeste, klimagerechte 

und soziale Transformation 

des Standortes Schwedt hin 

zu grünem Wasserstoff, 

grüner Chemie etc.; 

keine Exploration neuer 

Gasvorkommen; 

Kreislaufwirtschaft: Erneue-

rung des Abfall- und Boden-

schutzgesetzes; Entwick-

lung einer Kreislaufwirt-

schaftsstrategie auf Basis 

der nationalen Strategie der 

Bundesregierung; landes-

weite Recyclingquoten, 

Sammelstellen für Sekun-

därrohstoffe und wiederver-

wendbare Bauteile jeglicher 

Art; 

Auflage landesweiter Inno-

vationspreise zur Entwick-

lung von Konzepten und 

Projekten, die zur Rückge-

winnung kritischer Roh-

stoffe und Sekundärroh-

stoffe aus Altdeponien, 

Bauschuttdeponien und 

langlebigen Konsumgütern 

beitragen; 

gezielte Unterstützung von 

Unternehmen, die bereits 

beim Produktdesign auf Re-

paraturfähigkeit, Wiederver-

wendung, Langlebigkeit und 

recyclingsachten; 

bevorzugter Einsatz von Re-

cyclingmaterialien durch die 

Öffentliche Hand; Förde-

rung der ökologischen und 

sozialen Beschaffung in der 

Verwaltung; Unterstützung 

landeseigener Betriebe bei 

der Einführung von Gemein-

wohlbilanzen; 

Stärkung des Einzelhandels 

mit einem umfassenden 

Regionalkonzept; 

Stopp von EU-Projekten wie 

der Green Deal oder Fit vor 

55; Aufhebung des Verbren-

nungsmotorverbots; 

Herauslösen der Filmin-

dustrie Babelsberg aus dem 

öffentlich-rechtlichen Be-

reich und Befreiung von po-

litisch-korrekten Vorgaben; 

Auslobung eines Potsda-

mer Drehbuchpreises für in-

novative Ideen nach Markt-

kriterien; 

 

  



 

 

Wirtschaft | Gründer / Startup 

 

       

Stärkere inhaltliche Unter-

stützung und besserer Zu-

gang zu Risikokapital für 

Gründerinnen und Gründer 

über ein neues Netzwerk 

mit Partnern aus der Privat-

wirtschaft; 

Förderung von Gründer-

geist und Gründerkompe-

tenz durch Entrepreneu-

rship-Angebote an den 

Hochschulen; 

Ermöglichung einer Online-

Firmengründung innerhalb 

weniger Minuten aus jeder 

Ecke des Landes; 

Gestaltung des Kontaktes 

zwischen Gründern, Unter-

nehmen und Behörden im 

Sinne des One-Stop-Shop-

Prinzips; 

Einführung eines Grün-

derstipendiums; breite An-

lage der Förderung zur Ab-

sicherung des ersten Jah-

res einer Gründungsphase 

mit monatlich 1000 €; 

Neuaufstellung des För-

dernsmanagements für Un-

ternehmen in Gründung 

über die Investitionsbank, 

Sicherstellung einer ent-

sprechenden Förderleis-

tung; 

Begeisterung junger Men-

schen für das Unternehmer-

tum wecken; Vermittlung in 

Schulen und Hochschulen, 

wie Existenzgründungen er-

folgen; 

Gründungsturbo: Existenz-

gründungen, Startups und 

digitale Gewerbeanmeldung 

sollen in kurzer Zeit erfol-

gen; 

Auflegen eines Innovations-

fonds in revolvierender 

Form oder als Matching 

Fund zur Unterstützung von 

Startup-Unternehmen, 

neuen Technologien, Pro-

dukten und Geschäftsfel-

dern; 

Ausbau von Innovationsor-

ten wie Potsdam Science 

Park in Golm, Lausitz Sci-

ence Park in Cottbus und  

Hochschule Wildau (dahme 

innovation); Vernetzung zur 

Unterstützung von Aus-

gründungen und Start-ups. 

Günstige Flächen für Grün-

derinnen und Gründer per 

Erbbaupacht; 

Beratung der digitalen Star-

tup-Szene sowie digitaler 

Projekte auch über die 

Gründungsphase hinaus 

durch die Digitalagentur; 

langfristige Ausrichtung 

und finanziell gute Ausstat-

tung der Meistergründungs-

prämie; 

Unterstützung von Unter-

nehmen und Startups durch 

bessere Vernetzung von Ak-

teur*innen und durch Bil-

dung von lokalen Netzwer-

ken; Ausbau digitaler Platt-

formen für schnelle Be-

triebsgründungen und-Er-

weiterungen, auch für Un-

ternehmensnachfolge; 

Unterstützung von Existenz-

gründer*innen, aber auch 

der Übernahme und Reor-

ganisation bestehender 

landwirtschaftlicher Höfe 

durch folgende Generatio-

nen mit einer zielgerichte-

ten Förderung und Bera-

tungsangeboten; 

Ausbau der Ausreichung 

von Niederlassungs- und In-

vestitionsprämien für Exis-

tenzgründer*innen in der 

Landwirtschaft; 

Förderung von Zukunfts-

technologien; Erleichterung 

von Unternehmensgründun-

gen im Bereich der Zu-

kunftstechnologien; geeig-

nete Maßnahmen zur För-

derung von Startup-Unter-

nehmen; 

Beseitigung von Hemmnis-

sen zur Gründung und Füh-

rung von kleinen und mittel-

ständischen Unternehmen; 

Steigerung der Attraktivität 

von Selbstständigkeit, Neu-

firmengründung und Fir-

menübernahmen; 

Abbau der Hürden der 

strangulierenden Bürokratie 

für Startups; Nutzung der 

Potenziale der Nähe zur 

Bundeshauptstadt, um ge-

zielt Ansiedlungen zu errei-

chen; 

zeitlich begrenzte Befreiun-

gen von unnötigen Regulie-

rungen für Gründer; Unter-

stützung von Gründern bei 

der Vernetzung mit potenti-

ellen Kapitalgebern und For-

schungseinrichtungen; 
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Wirtschaft | Arbeit 

 

       

Weitere Forcierung der An-

siedlung großer Unterneh-

men, um die Arbeitsplätze 

der Zukunft nach Branden-

burg zu holen; 

gesetzliche Flexibilisierung 

des Arbeitszeitgesetzes; die 

in der EU-Arbeitszeitrichtli-

nie vorgesehene wöchentli-

che Höchstarbeitszeit soll 

die tägliche Höchstarbeits-

zeit ablösen und so mehr 

Flexibilität ermöglichen; 

Abschaffung des Laden-

schlussgesetzes; Ermögli-

chung der Sieben-Tage-Wo-

che für den Einzelhandel; 

bessere Begleitung und effi-

zientere Gestaltung des 

Übergangs zum außeruni-

versitären Arbeitsmarkt für 

Absolventinnen und Absol-

venten der Hochschulen; 

weitere Flexibilisierung des 

Renteneintrittsalters; Erhö-

hung der Anreize für länge-

res Arbeiten über die Redu-

zierung von Zuverdienst-

grenzen; 

Abschaffung des branden-

burgischen Mindestlohns 

und der damit verbundenen 

bürokratischen Regelungen; 

Gewinnung von Fachkräf-

ten: Stärkung der Vereinbar-

keit von Familie und Beruf; 

Gesamtpaket für schnelle 

und unbürokratische Aner-

kennung von ausländischen 

Bildungs- und Berufsab-

schlüssen sowie für Ver-

mittlung von Wohnungen, 

Sprachkursen, Kita und 

Schulplätzen; 

Stärkung von Ausbildungs-

standorten mit attraktiven 

Wohnangeboten für Azubis; 

Gewinnung von Rentnerin-

nen und Rentnern als Fach-

kräfte durch attraktive Zu-

verdienstmöglichkeiten; 

Förderung von Zuwande-

rung und Integration von 

Fach- und Arbeitskräften; 

Beschleunigung von Aner-

kennungsverfahren, schnel-

lere Ausstellung von Ar-

beitsgenehmigungen; keine 

Absenkung der Bedingun-

gen und Voraussetzungen 

für Einbürgerungen; 

Ausbau von Programmen 

zur Unterstützung von Ar-

beitgebern, um Zugewan-

derte berufsbegleitend in 

den Arbeitsmarkt zu integ-

rieren; 

Voranbringen des gemein-

samen Arbeitsmarktes in 

der Hauptstadtregion mit 

abgestimmten Fach- und 

Arbeitskräftemaßnahmen; 

Gewinnung von mehr Ab-

solventinnen und Absolven-

ten der Hochschulen für Le-

ben und Arbeit in Branden-

burg; gezielte Anwerbungs-

offensive; 

noch konsequentere In-

tegration Geflüchteter in 

den Arbeitsmarkt; Ermögli-

chung der Arbeitsaufnahme 

ab dem ersten Tag im Be-

reich der Zuwanderung; ge-

zielte Förderung von Pro-

grammen wie Spurwechsel; 

unbürokratische Anerken-

nung ausländischer Ab-

schlüsse und fachlicher 

Qualifikationen; 

Förderung der beruflichen 

Teilhabe und gleichwertiger 

Karrierechancen von 

Frauen; 

Steigerung der Tarifbin-

dung; 

Einführung einer Tariftreu-

eregelung für die Vergabe 

öffentlicher Aufträge; 

noch konsequentere Aus-

richtung der staatlichen 

Wirtschaftsförderung, dass 

Verpflichtung zur Bezah-

lung aller Beschäftigten 

nach Tarif für alle, die öf-

fentliche Aufträge oder öf-

fentliche Fördermittel erhal-

ten; 

Erhöhung des Vergabemin-

destlohns auf 15 € und 

Koppelung dessen Entwick-

lung an die Inflation; 

Modellprojekt zur Einfüh-

rung der Vier-Tage-Woche 

mit vollem Lohnausgleich; 

Begrenzung der Höchstar-

beitszeit auf 40 Stunden; 

mehr Mindestlohnkontrol-

len; Einrichtung einer Kon-

trollstelle, die Stichproben-

kontrollen vor Ort durch-

führt und auf diese Weise 

Lohndumping verhindert; 

grundsätzliche Vereinfa-

chung der Allgemeinver-

bindlichkeitserklärung von 

Tarifverträgen; 

Zurückdrängen von Befris-

tungen; Absicherung sämtli-

cher Tätigkeiten über die 

Sozialversicherungen, ein-

schließlich Beschäftigten 

über Plattformen, Solo-

Selbstständigen, Saisonbe-

schäftigten und Minijobbe-

rinnen und Minijobbern; 

Stärkung von Betriebs- und 

Personalräten; Einrichtung 

einer Schwerpunktstaatsan-

waltschaft, die mit ausrei-

chendem und dafür qualifi-

ziertem Personal die Verfol-

gung von gezielten Störun-

gen, Behinderungen oder 

sogar Verhinderung von Be-

triebsratstätigkeit und von 

gewerkschaftlicher Betäti-

gung (Union Busting) unter-

stützt; 

Verankerung einer mitbe-

stimmungsrechtlichen Zu-

ständigkeit der Personal-

räte für alle personellen, so-

zialen und organisatori-

schen Angelegenheiten; 

deutliche Stärkung der Mit-

bestimmung der Personal-

räte in Fragen des Arbeits- 

und Gesundheitsschutzes; 

soziales und ökologisches 

Vergaberecht; 

deutliche Anhebung des 

Vergabemindestlohns; prak-

tikable Weiterentwicklung 

bereits vorhandener sozia-

ler und ökologischer Verga-

beanforderungen; 

zentrale Vergabestelle für 

öffentliche und öffentlich 

beherrschte Auftraggeber; 

Modernisierung der dualen 

Ausbildung entsprechend 

Familienfreundlichere Ar-

beitsbedingungen: Ermögli-

chung mit Hilfe einer flä-

chendeckenden Moderni-

sierung der Datennetze, 

dass Arbeit auch von zu 

Hause aus verrichtet wer-

den kann; 

Versorgung Brandenburgs 

mit qualifizierten Arbeits-

kräften muss in erster Linie 

über die vollständige Er-

schließung der einheimi-

schen Potenziale erfolgen; 

umfassende Aus- und Wei-

terbildung, Überführung der 

Arbeitslosen in den Arbeits-

markt und Beendigung der 

Diskriminierung von älteren 

Arbeitnehmern und Alleiner-

ziehenden; 

Steuerfreiheit für gesetzli-

che Renten unter 2000 € im 

Monat (Bundesebene); 

Mindestlohn von mindes-

tens 14 €; Erwerbstätigen-

versicherung, in die alle ein-

zahlen, auch Abgeordnete 

und Beamte (Bundesrat); 

Allgemeinverbindlichkeits-

erklärung des geltenden Ta-

rifvertrags in wesentlich 

mehr Branchen; 

Tariftreuegesetz, allgemein-

verbindliche Tarifverträge, 

höhere Vergabe Mindest-

lohn; 

öffentliche Aufträge nur 

noch für Betriebe, die Tarif-

lohn zahlen; 

finanzielle und politische 

Aufwertung sozialer Berufe; 

gute Ausbildung des Nach-

wuchses, statt Zuwande-

rung aus der ganzen Welt, 

die bei uns die Löhne drückt 

und den Herkunftsländern 

ihrer Arbeitskräfte abzieht; 

bessere Entlohnung von 

Ausbildungen; Perspektive 

für späteren beruflichen 

Aufstieg; 
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keine Bedürftigkeit bei Ab-

lehnung zumutbarer Arbeit; 

Übernahme gemeinnütziger 

Tätigkeiten durch Asylbe-

werber; 

steuerliche Belohnung von 

Fleiß bei Überstunden und 

für arbeitende Rentner und 

Pensionäre; 

tarifgebundene Unterneh-

men davon profitieren; 

Geltung der Tarifbindung 

auch für öffentliche Unter-

nehmen; 

Vereinfachung der Allge-

meinverbindlichkeitserklä-

rung von Tarifverträgen; 

Erhöhung des Vergabemin-

destlohns in zwei Schritten 

auf 15 € pro Stunde; 

Schaffung von Rahmenbe-

dingungen, die von der Kita 

bis zur Berufstätigkeit si-

cherstellen, dass beide Ge-

schlechter dieselbe Chance 

auf Zugang zu allen Ausbil-

dung-und Berufsfeldern ha-

ben; 

Harmonisierung der Feier-

tage mit Berlin; 

Stärkung des Systems der 

dualen Ausbildung; Kosten-

freiheit und faire Vergütung 

der Ausbildung; 

Einführung eines Rechts 

auf familienfreundliche Ar-

beitszeiten, eines Rechts 

auf Homeoffice, eines Mit-

bestimmungsrechts bei der 

Personalbemessung und ei-

ner Anti-Stress-Verordnung 

mit klaren Vorgaben für die 

Unternehmen; 

Bekämpfung von Union 

Busting, Schaffung der Vo-

raussetzungen durch ein 

Betriebsrätenetzwerk; 

stärkere Bekämpfung von 

Schwarzarbeit; personelle 

und finanzielle Aufstockung 

der Arbeitsschutzbehörden; 

Förderung der psychischen 

Gesundheit am Arbeits-

platz; 

Stärkung der betrieblichen 

Mitbestimmung beim Ar-

beitsschutz; 

Verbesserung der Arbeits-

bedingungen für Saisonar-

beitskräfte und in der Land-

wirtschaft, faire Löhne; 

humane Gestaltung der di-

gitalen Arbeitswelt; 

Förderung von Angeboten 

zur Weiterbildung und Qua-

lifizierung der Beschäftig-

ten; 

zukunftsorientierten Berufs-

bildern; 

Erhöhung der Erwerbsbetei-

ligung von Frauen; weiterer 

Ausbau von Kinderbetreu-

ung und Pflegeangeboten; 

Erleichterung des Zugangs 

zu Jobangeboten für Quer-

einsteiger*innen; Verbesse-

rung der Möglichkeiten für 

ältere Menschen durch ent-

sprechende Qualifizierun-

gen; 

Unterstützung klein- und 

mittelständischer Unterneh-

men bei der Qualifizierung 

ihrer Arbeitnehmer*innen; 

Verbesserung der Einbin-

dung von Menschen mit Be-

hinderungen in den Arbeits-

markt; 

schnellere Integrierung von 

Geflüchteten und zugewan-

derten Arbeitskräften in den 

Arbeitsmarkt und Einset-

zung für sinnvolle Tätigkei-

ten; schnellere Anerken-

nung ausländischer Ab-

schlüsse, Nachqualifizie-

rung von Arbeitskräften; 

 

stärkere Förderung und Be-

werbung von Berufsqualifi-

zierungen und meister-Wei-

terbildungen sowie Um-

schulungsprogrammen, die 

dem gesellschaftlichen Ar-

beitskräfte-Bedarf und den 

Eignungen der Interessen-

ten entsprechen; 

 

  



 

 

Wirtschaft | Mittelstand und Handwerk 

 

       

Konsequenter Bürokratieab-

bau als oberste Priorität der 

Wirtschaftspolitik; 

Abschaffung des Laden-

schlussgesetzes; Möglich-

keit für die Einzelhändler, zu 

öffnen, wann sie wollen und 

können; Ermöglichung der 

7-Tage-Woche; 

Neuaufstellung der Wirt-

schaftsförderung und der 

Beratungs- und Unterstüt-

zungsangebote, um eine 

hohe Beratungsqualität si-

cherzustellen und Personal-

kosten zu senken; 

Etablierung einer Kategorie 

für gelungene Unterneh-

mensnachfolge im Rahmen 

des Existenzgründungsprei-

ses; 

spezielle Förderprogramme 

für Unternehmensnach-

folge; Ausbau von Bera-

tungsangeboten zusam-

men mit den Kammern; 

Gleichwertigkeit von Meis-

ter und Master; Förderung 

der Meisterausbildung von 

Handwerkerinnen und 

Handwerkern wie Studie-

rende für den Master; 

Einführung des kostenfreien 

Meisterbriefs; Erstattung al-

ler Kosten nach erfolgrei-

cher Prüfung, die nicht be-

reits vom Bund übernom-

men werden und die über 

die derzeitige Landesförde-

rung hinausgehen; 

Unterstützung für kleine 

und mittlere Betriebe bei 

der Suche nach Unterneh-

mensnachfolgern durch 

Aufbau eines Nachfolgema-

nagements; Erleichterung 

des Übergangs z.B. durch 

Verlängerungen oder Be-

standsschutz von Genehmi-

gungen; 

Stärkung von Handwerk 

und Mittelstand als Rück-

grat der Wirtschaft gerade 

in der Fläche des Landes; 

Weiterte Unterstützung des 

Handwerks bei den großen 

Herausforderungen wie der 

Digitalisierung und der Si-

cherung von Auszubilden-

den und Fachkräften; 

niedrigschwellige Zugänge 

für den Wissenstransfer 

aus Universitäten  und 

Hochschulen für kleine und 

mittlere Unternehmen; 

Kostenlose Meister-, Tech-

niker- und Fachwirtausbil-

dung; 

Entlastung von Handwerk 

sowie kleinen und mittleren 

Unternehmen von Bürokra-

tie; Reduzierung der Förder-

prozesse von unnötigem 

Verwaltungsaufwand in den 

KUM; Konzentration der In-

novationsförderung in For-

schungsclustern; 

Einführung eines Risiko-Zu-

kunftsfonds für zinslose 

Darlehen für neue Unterneh-

merinnen und Unternehmer 

und ihre Ideen; 

starke Verbesserung des 

Zugangs zu Förderpro-

grammen für kleine Unter-

nehmen; 

Förderprogramme für die 

Gründung von gewerblichen 

Genossenschaften und ge-

meinwohlorientierten Unter-

nehmensformen; 

Einrichtung eines Förder-

programms für Produktiv-

genossenschaften; 

Effizientere Gestaltung bü-

rokratischer Prozesse für 

Unternehmen; Einrichtung 

einer zentralen Plattform 

für den Kontakt mit Behör-

den; 

Verbesserung der Chancen 

für das traditionelle Hand-

werk vor Ort, kleine und 

mittlere Unternehmen so-

wie Startups bei öffentli-

chen Ausschreibungen; 

Förderung der regionalen 

Wertschöpfungsketten, der 

Produktion vor Ort, Erhalt 

und Schaffung neuer, gut 

bezahlter Arbeitsplätze in 

den Städten und Gemein-

den; 

Umfassende Landesinitia-

tive zur Steigerung der At-

traktivität von Handwerks^- 

und Industrieberufen; 

Ermöglichung einer kosten-

freien Ausbildung zum 

Meister und aller gleichwer-

tigen Berufsausbildungen 

durch einen Sonderfonds; 

Gebührenfreiheit für alle er-

folgreich abgelegten Meis-

terprüfungen und gleich-

wertigen Fortbildungsprü-

fungen; 

Ausbau und einfachere Ge-

staltung des Wachstums-

programms für kleine Un-

ternehmen (GRW-G); 

unbürokratische Verfahren 

und schnelle, verlässliche 

Entscheidungen in der Poli-

tik und finanzielle und admi-

nistrative Unterstützung für 

kleine und mittlere Betriebe 

in Produktion, Handwerk, 

Handel, Dienstleistung, 

Landwirtschaft, Tourismus 

und weiteren Bereichen; 

Betriebe des Mittelstands 

als Förderschwerpunkt, da-

mit die zahlreichen kleinen 

und mittleren Betriebe fi-

nanzielle Mittel zur Stär-

kung ihrer Wettbewerbsfä-

higkeit und zur Anhebung 

der Löhne ihrer Mitarbeiter 

erhalten; 

  

FDP CDU SPD DIE LINKE B90/DIE Grünen AfD BSW 



 

 

Wirtschaft | Haushalt und Finanzen 

 

       

Freibetrag bei der Grunder-

werbsteuer für den Erwerb 

der ersten selbstgenutzten 

Immobilie von 400.000 € 

pro Person bzw. 800.000 € 

pro Familie; 

schrittweise Halbierung der 

Grunderwerbsteuer auf 3,25 

%; 

Prüfung einer alleinigen 

Nutzung des Bodenricht-

wertes als Berechnungs-

grundlage bei der Grund-

steuer; 

automatische jährliche An-

passung zukünftiger Steu-

erfreibeträge an die Infla-

tion; 

Einhaltung der Schulden-

bremse; Reduzierung der 

Landesverschuldung; Im-

plementierung eines Til-

gungsplans in der mittelfris-

tigen Finanzplanung; Einflie-

ßen von Jahresüberschüs-

sen mindestens zur Hälfte 

in die Schuldentilgung;  

Steigerung der Landesein-

nahmen durch Wirtschafts- 

und Beschäftigungswachs-

tum, nicht durch Steuerer-

höhungen; 

Bekenntnis zum kommuna-

len Finanzausgleich in der 

bestehenden Form; 

Unterstützung der Kommu-

nen mit Verbindlichkeiten 

beim Abbau ihrer Schul- 

den; 

bedarfsgerechte finanzielle 

Ausstattung der Kommu-

nen durch die Landespolitik, 

damit die ab 2025 nach 

dem neuen Bewertungs-

recht festgesetzte Grund-

steuer wie versprochen auf-

kommensneutral bleibt; 

Aufgaben- und Ausgaben-

kritik in Form einer „Bran-

denburg-Inventur“ zu Be-

ginn der Legislaturperiode, 

um Schwerpunkte neu zu 

justieren und Zukunftsin-

vestitionen zu ermöglichen; 

Belastungsbremse für die 

Bürger: keine neuen Steuern 

oder Abgaben; 

schnellere Bearbeitungszei-

ten für Steuerrückerstattun-

gen durch bessere Per- so-

nalausstattung in den Fi-

nanzämtern und Digitalisie-

rung; 

dauerhafte, zweistellige In-

vestitionsquote; 

Landesfinanzen solide und 

zukunftsfähig halten;  

Neuauflage der Kommuna-

len Investitionsprogramme, 

um die Kommunen zu un-

terstützen; 

Veränderung des kommu-

nalen Haushaltsrechts, 

dass die Kommunen pflich-

tige Investitionsmaßnah-

men leichter umsetzen kön-

nen; 

Streichung der Schulden-

bremse aus der Landesver-

fassung; 

keine Finanzpolitik, die 

Schuldentilgung als vorran-

giges Ziel beschreibt und 

dabei dringend notwendige 

Landesaufgaben nicht er-

füllt; 

zielgerichteter weiterer Aus-

bau der Landesbürgschaf-

ten für soziale und nachhal-

tige Infrastruktur; 

Zurückführung des Volu-

mens der Derivatgeschäfte 

des Landes mit dem Ziel, 

langfristig auf Derivate zu 

verzichten; 

Änderung der Kapitaler-

tragssteuer; 

Durchsetzung des Steuer-

vollzugs; zusätzliches Per-

sonal in den Finanzämtern 

des Landes und der Steuer-

verwaltung; Erhöhung der 

diesbezüglichen Ausbil-

dungskapazitäten; mehr Be-

triebsprüferinnen und -prü-

fer und Personal zur Be-

kämpfung von Geldwäsche 

und Steuerhinterziehung; 

nachhaltige Stärkung der Fi-

nanzlage der Kommunen; 

Umfangreiche Investitionen, 

um neuen Schwung in 

Städte und Regionen, Mobi-

lität und Wirtschaft zu brin-

gen; 

Weiterentwicklung der 

Schuldenbremse; neue Re-

geln mit Ausnahmen für In-

vestitionen in die Zukunft 

und die Lebensgrundlage 

kommender Generationen; 

Nachhaltigkeit der öffentli-

chen Finanzen: Umsetzung 

der Sustainable Finance-

Strategie; Aufnahme neuer 

ökologischer und sozialer 

Kriterien in die Kredit-

vergabe der ILB; 

Änderung des Sparkassen-

gesetzes, mehr Transpa-

renz; Offenlegung der Vor-

standsgehälter, Stärkung 

der Arbeit der Verwaltungs-

räte; 

Entwicklung einer Null-

Emission-Strategie für die 

ILB, mit der sie bis 2025 alle 

klimaschädlichen Investitio-

nen und Finanzierungen be-

endet; 

stärkere Nutzung der Betei-

ligungen des Landes an pri-

vatwirtschaftlichen Unter-

nehmen, um einen ökologi-

schen und sozialen Wandel 

Stärkung des Steuerwettbe-

werbs der Gemeinden und 

Kommunen; 

Beendigung der Steuergeld-

verschwendung; Konsolidie-

rung der Finanzen; Konzent-

ration auf notwendige Aus-

gaben; 

Prüfung und Einschränkung 

der Staatsausgaben; 

Sensibilisierung der Mitar-

beiter der Finanzämter da-

für, Unternehmer nicht als 

potentielle Steuerhinterzie-

her anzusehen; 

keine weitere Zunahme von 

Verwaltungsstellen; Über-

nahme nur der Aufgaben 

durch die Verwaltung, die 

im eigenen Zuständigkeits-

bereich liegen; 

Verankerung des Rechts 

auf Bargeld im Grundge-

setz; 

Definition und Ahndung von 

Verschwendung von Steu-

ergeldern als Straftatbe-

stand analog zur Steuerhin-

terziehung als Straftat; 

Verbot des Schuldentrans-

fers in öffentliche Unterneh-

men; 

Grundlegende Reform des 

Kommunalabgabenrechts; 

Eröffnung einer effektiven, 

rechtssicheren und nach-

haltigen Refinanzierung ei-

gener Aufgaben und Leis-

tungen, unabhängig vom 

Zustand der Landesfinan-

zen; 

Reform des Finanzaus-

gleichsgesetzes zur Absi-

cherung der kommunalen 

Selbstverwaltung und Neu-

ausrichtung der Beziehun-

gen zwischen Kommunen 

und Land; 

Behebung des Investitions-

staus in den Kommunen; 

ausreichende und grund-

ständige Finanzierung; 

Stärkung von Bürgerhaus-

halten; Ermöglichung direk-

ter Einflussnahme von Bür-

gern auf die kommunale 

Politik; 

Keine schleichende Ab-

schaffung des Bargelds im 

Alltag; 

Verbesserung der Finanz-

ausstattung der Kommu-

nen; Reform des Finanzaus-

gleichsgesetzes, damit alle 

Kommunen in die Lage ver-
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Erhöhung der Investitions-

quote durch hohe Ausga-

bendisziplin und klare Prio-

ritätensetzung; 

Entlastung personalintensi-

ver Prozesse durch Digitali-

sierung und Automatisie-

rung; 

Nutzung der Chancen von 

Künstlicher Intelligenz bei 

Aufdeckung und Bekämp-

fung von Finanzkriminalität; 

kritische Prüfung aller Lan-

desbeteiligungen; Reduzie-

rung unternehmerischer Tä-

tigkeiten des Landes; 

Reduzierung der Anzahl an 

Förderprogrammen, Sen-

kung der mit der Beantra-

gung verbundenen bürokra-

tischen Hürden; 

Erweiterung der Kompeten-

zen des Landesrechnungs-

hofs, Ausstattung seinen 

Aufgaben entsprechend; 

Reform der Aufgaben der 

staatlichen Ebenen und der 

damit verbundenen Finan-

zierung; vollständige Ausfi-

nanzierung von Aufgaben, 

die an Kommunen abgege-

ben werden; Weitergabe 

von Mitteln, die von der 

Bundesebene für die Erfül-

lung von Aufgaben in den 

Kommunen bereitgestellt 

werden, in voller Höhe 

durch das Land an die Kom-

munen; 

Brandenburger Innovations-

fonds in revolvierender 

Form oder als Matching 

Fund zur Unterstützung von 

Start-up-Unternehmen, 

neuen Technologien, Pro- 

dukten und Geschäftsfel-

dern; 

Verbesserung des Finanz-

ausgleichs für kleine und 

ländliche Kommunen; 

mehr Geld in Form von in-

vestiven Schlüsselzuwei-

sungen für notwendige In-

vestitionen der Kommunen; 

mehr finanzielle Mittel und 

Beratungsleistungen durch 

das Land, wenn Kommunen 

sich dafür entscheiden, Auf-

gaben künftig gemeinsam 

mit anderen zu erledigen; 

Verbesserung der Kommu-

nalfinanzen: Stabilhalten 

der Verbundquote für die 

Kommunen; Abschaffung 

des Vorwegabzugs, mit 

dem das Land den Kommu-

nen derzeit jährlich 95 Mio 

€ entzieht; Erhöhung der in-

vestiven Schlüsselzuwei-

sungen um diesen Betrag; 

Überprüfung der Grundla-

gen für die Verteilung finan-

zieller Mittel im Land hin-

sichtlich eines Flächenfak-

tors; 

Schaffung von mehr finan-

ziellen Spielräumen für In-

vestitionen; 

Einrichtung eines „kommu-

nalen Entschuldungsfonds 

Brandenburg“; 

in den Unternehmen vor-

wärts zu bringen; 

gerechtere Verteilung der 

Gelder zwischen den Kom-

munen; Änderung der Re-

geln der Kommunalfinan-

zierung; Anpassung des 

Schlüssels, nach dem Steu-

ereinnahmen im Land auf 

die Kommunen verteilt wer-

den; Zuweisung von mehr 

Geld für Kommunen, in de-

nen mehr Menschen mit 

geringen Einkommen leben; 

stärkere Berücksichtigung 

der Bevölkerungsdichte; 

Ermöglichung, Steuerzuwei-

sungen des Landes auch 

zur Tilgung von Investiti-

onskrediten zu nutzen, um 

ärmeren Gemeinden große 

Investitionen zu erleichtern; 

Auflegen eines Transforma-

tionsfonds, der kommunale 

Investitionen in energeti-

sche Sanierungen oder eine 

erneuerbare Energieversor-

gung fördert; 

Prüfung des aktuellen Lan-

deshaushalts aufs Ge-

schlechtergerechtigkeit; 

schrittweise geschlechter-

gerechte Aufstellung zu-

künftiger Haushalte über 

die nächsten fünf Jahre; 

Einführung eines Entgelt-

gleichheitschecks in allen 

Einrichtungen des Landes; 

Neuregelung der Verteilung 

der Steuermittel zwischen 

Land und Kommunen mit 

einer Änderung des kom-

munalen Finanzausgleichs; 

Verbesserung der finanziel-

len Rahmenbedingungen 

der Kommunen; 

Einführung eines symboli-

schen Steuerzahler Gedenk-

tages; 

Einrichtung einer Zuwen-

dungsdatenbank, um Zu-

wendungen für den Steuer-

zahler transparent zu ma-

chen; 

sorgfältige Prüfung sämtli-

cher geförderter Vereine, 

Projekte und Initiativen; 

grundsätzliche Senkung 

des Grunderwerbsteuersat-

zes von 6,5 auf 3 %; entfal-

len der Grunderwerbsteuer 

für die erste selbstgenutzte 

Immobilie; 

 

setzt werden, einen ausge-

glichenen Haushalt zu er-

stellen; 

keine Eindämmung des 

Fortschritts im Land durch 

die Schuldenbremse; Wie-

derzulassung von Kredit-

aufnahmen für öffentliche 

Investitionen; 

aufkommensneutrale Neu-

regelung der Grundsteuer; 

keine Mehrbelastungen für 

den Bürger; 

Wiedereinführung der Ver-

mögensteuer für Multimilli-

onäre und Milliardäre (Bun-

desrat); 

 

  



 

 

Wirtschaft | Tourismus 

 

       

Erarbeitung eines ganzheit-

lichen landesweiten Touris-

muskonzepts; 

Schaffung ehrenamtlicher 

Markenbotschafter des 

Landes, die die regionalen 

Besonderheiten repräsen-

tieren; 

Neudefinition des Touris-

musleitbildes; Weiterent-

wicklung des Tourismus 

durch Digitalisierung und in-

novative Ansätze wie bspw. 

Einbindung von Gamifica-

tion; 

stärkere Berücksichtigung 

der Belange des Tourismus 

gegenüber anderen Belan-

gen bei Infrastrukturmaß-

nahmen; 

Stärkung des Erhalts und 

der Förderung der Gaststät-

ten und Beherbergungsbe-

triebe; 

Ausgestaltung des Gast-

stättenrechts, dass die Kos-

ten auf das Notwendigste 

reduziert werden; 

Unterstützung und Verstär-

kung der positiven Entwick-

lung des Tourismus durch 

landesplanerische Maßnah-

men; 

Stärkere und flexiblere Aus-

richtung der Tourismusent-

wicklung auf den konkreten 

Bedarf; Schwerpunkte auf 

Rad- und Wassertourismus 

sowie Kultur- und Gesund-

heitstourismus; 

Erhalt der Parkmöglichkei-

ten für Pkw in Innenstädten; 

Förderung der Instandhal-

tung und Pflege der Was-

serstraßen und Schleusen 

im Rahmen einer mit dem 

Bund abgestimmten Ge-

samtstrategie; 

gezieltes Marketing in der 

Metropolregion für Naher-

holungstourismus im ländli-

chen Raum; 

Unterstützung der Gastro-

nomie angesichts steigen-

der Belastungen vor allem 

durch hohe Energie-und 

Einkaufspreise; 

Fortführung der Landesgar-

tenschau als Veranstal-

tungshighlight und regiona-

lem Entwicklungsimpuls; 

Weitere Förderung und Aus-

bau von Brandenburg als 

wachsender Tourismusre-

gion gemeinsam mit dem 

Tourismusmarketing, den 

Verbänden und Unterneh-

men; 

Ausbau des touristischen 

und Freizeit-Radverkehr und 

Verknüpfung mit der Pla-

nung des Alltagsradver-

kehrs; 

Stärkung des Tourismus; 

Transformation zu natur-

verträglichen sowie klima-

freundlichen Angeboten; 

Investitionen für gemeinnüt-

zige Einrichtungen des Kin-

der- und Jugendtourismus; 

Stärkung des naturnahen 

Tourismus; Ausbau und Lü-

ckenschluss sowie Pflege 

der Radwegeinfrastruktur; 

Förderung von Ladeinfra-

struktur in Kommunen mit 

Radtourismus; 

Stärkung des naturnahen 

Wassertourismus; 

Ausbau und verstärkte För-

derung des Tagestouris-

mus; Berücksichtigung der 

Belange des Tourismus bei 

Baumaßnahmen an Stra-

ßen; Verstärkung der ÖPNV 

Verbindungen in tagestou-

ristisch bedeutende Regio-

nen innerhalb der Saison; 

gezielte Unterstützung tou-

ristischer und gastronomi-

scher Einrichtungen bei In-

vestitionen, die Energie und 

Wasser sparen oder Abfall 

vermeiden; 

Stärkere Investitionen in 

den naturnahen Tourismus; 

Brandenburg als Modellre-

gion eines zeitgemäßen 

Radtourismus in Deutsch-

land und Europa; 

erstklassige Radverkehrsin-

frastruktur; integriertes ein-

heitliches Qualitäts- und Da-

tenmanagement für die tou-

ristische Radinfrastruktur; 

engere Verknüpfung mit at-

traktiven ÖPNV-Angeboten; 

Ausbau der Marktforschung 

im Bereich Radtourismus; 

Stärkung der Vermarktung 

des Radtourismus und her-

vorgehobene Verankerung 

in der Wirtschaftsförderung; 

bessere Versorgung mit 

Frischwasser, Strom, Sani-

täranlagen und Müllentsor-

gungsplätzen auf dem Was-

serstraßennetz; mehr digi-

tale Lösungen bei der Nut-

zung von Schleusen und La-

desäulen sowie der Touren-

planung; 

Entwicklung eines landes-

weiten Konzepts für den 

Wassertourismus, Auflegen 

eines Förderprogramms für 

den elektrischen Bootsver-

kehr; 

Ausbau der Tourismusinfra-

struktur; Erhalt und Ausbau 

sowie bessere Verknüpfung 

von Wanderwegen, Radwe-

gen und Straßen; 

Erhalt und Ausbau von In-

dustriedenkmälern, Natur, 

Parks und Heimatsmuseen 

sowie des Schleusen- und 

Wasserstraßennetzes; 

Förderung insbesondere 

der lokalen Gastronomie; 

eigenes Budget im Landes-

haushalt für alle Kreise und 

kreisfernen Städte ab 2025 

zur Stärkung und regional 

unabhängigeren Gestaltung 

der Tourismuswirtschaft; 

Brandenburger Preis für 

Deutsche Kulinaristik; 

Weiterer Ausbau des Wirt-

schaftszweigs Tourismus; 

faire Bezahlung, vernünftige 

Arbeitsbedingungen, praxis-

orientierte Ausbildung; 

bessere Nutzung der in den 

Tourismus fließenden Res-

sourcen, zum Nutzen der 

Touristen, aber auch der Be-

schäftigten; 

gute Balance zwischen der 

Entwicklung des Tourismus 

und den Interessen der Ein-

wohner; 

Unterstützung der wachs-

tumsstarken Sparten des 

Tourismus wie Naturerleb-

nisse, Wassertourismus, 

Städtereisen sowie Rad- 

und Wandertourismus; 
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Innen und Recht | Sicherheit / Bürgerrechte  

 

       

Polizei: 

Aufstockung der Anzahl der 

Polizistinnen und Polizisten 

auf 10.000; 

verbesserte Ausbildungsbe-

dingungen für Polizistinnen 

und Polizisten; 

Bereitstellung von Arbeits-

kleidung der Polizisten in 

ausreichender Menge und 

hohem qualitativen Maß; 

Gewährleistung des Aus-

gleichs zwischen Privat- 

und Berufsleben auch im 

Polizeidienst; 

Funktionszulagen für Poli-

zistinnen und Polizisten mit 

besonderer Verantwortung, 

z.B. Dienstgruppenleitern, 

Wachdienstführern und Re-

vierleitern; 

Gründung einer „IT-

Taskforce“ innerhalb der 

Landespolizei zur Bekämp-

fung von Cybercrime; 

Bekämpfung von Israel- und 

Judenhass mit Präventions- 

und Bildungsprogrammen 

sowie konsequenter Straf-

verfolgung; 

keine Verschärfung des 

Waffenrechts; 

Polizei: 

Modernisierung des Polizei-

gesetzes; Erweiterung der 

Befugnisse bei Internet- und 

Cyberkriminalität, bspw. bei 

Quellen-TKÜ, Online-Unter-

suchungen oder beim Ein-

satz von Bodycams im pri-

vaten Wohnraum unter be-

stimmten Voraussetzun-

gen; 

Nutzung der automatisier-

ten Kennzeichenerfassung 

zur Gefahrenabwehr; 

flächendeckende Ausstat-

tung der Einsatzkräfte mit 

Bodycams und Tasern; 

Abschaffung der namentli-

chen Kennzeichnungs-

pflicht; 

Erhöhung der Polizei bis 

2029 auf 9000 Stellen; 

keine Senkung der Qualifi-

kationsanforderungen bei 

Einstellungsverfahren; 

Überführung des bisherigen 

Bachelorstudiengangs für 

den gehobenen Polizeivoll-

zugsdienst in den „Ba-

chelorstudiengang Schutz-

polizei“; 

Entlastung der Polizeibeam-

ten von bürokratischen 

Routineprozessen durch 

Polizei: 

Erhöhung der Stellenziel-

zahl bei der Polizei auf 

9000; 

Stärkung der Hochschule 

der Polizei in Oranienburg 

zur schnellstmöglichen Be-

setzung der aktuellen Stel-

lenzielzahl; 

Schaffung eines zusätzli-

chen Ausbildungs- und Trai-

ningszentrums; 

Erhöhung der Anzahl der 

Revierpolizistinnen und -po-

lizisten insb. im ländlichen 

Raum; 

Erhöhung der Anzahl der 

Polizeistreifen auf den Stra-

ßen und Plätzen; 

Verstärkung der Bereit-

schaftspolizei um eine Hun-

dertschaft; 

personelle Verstärkung der 

Kriminalpolizei; Aufbau mo-

derner Ermittlungskompe-

tenzen für veränderte Krimi-

nalitätsformen; 

Förderung der Zusammen-

arbeit der deutschen und 

polnischen Polizei; Weiter-

entwicklung gemeinsamer 

Polizeiteams; 

Polizei: 

Evaluierung der in den ver-

gangenen Jahren einge-

führten Verschärfungen des 

Polizeigesetzes und Zurück-

nahme in weiten Teilen; 

Ausbau der Präventionsar-

beit der Polizei und der 

kommunalen Kriminalitäts-

verhütung; 

Stärkung der Zahl der Re-

vierpolizistinnen und Revier-

polizisten vor allem im den 

ländlichen Räumen; Ausbau 

der Zusammenarbeit mit 

anderen Behörden und zivil-

gesellschaftlichen Akteurin-

nen und Akteuren im Rah-

men lokaler Sicherheitspart-

nerschaften; 

vollständige Sanierung von 

Polizeiwachen und Dienst-

stellen; 

Verbesserung der techni-

schen Ausstattung in den 

Polizeidienststellen; 

verbindliche Unterstüt-

zungsangebote wie Super-

visionen nach schwierigen 

Einsätzen und Fortbildun-

gen zu diskriminierungs-

freiem Verhalten; 

rechtliche Gleichstellung 

des Tasereinsatzes mit 

Polizei: 

Gute Ausstattung der Poli-

zist*innen für ihre Aufga-

ben; keine unangemessene 

Militarisierung; 

Reduzierung von Überstun-

den und Belastungen für die 

Beamt*innen; Verbesserung 

der Vereinbarkeit von Beruf 

und Familie; bessere Auf-

stiegschancen; faire Bezah-

lung; 

massive Investitionen in di-

gitale Kompetenz, solide IT-

Infrastruktur für den tägli-

chen Dienst; 

schnelle und kompetente 

Bekämpfung digitaler Straf-

taten, von der Betrugsma-

sche bis zum Cyberangriff; 

Überprüfung von bestehen-

den Regeln für die Befug-

nisse für die Polizei; Strei-

chung von Regeln, die sich 

in der Vergangenheit als 

nicht wirksam erwiesen ha-

ben oder Grundrechte un-

verhältnismäßig einschrän-

ken; 

grundsätzliche zeitliche Be-

fristung von gesetzlichen 

Regelungen, die auf aktuelle 

Sicherheitsprobleme reagie-

ren; 

Polizei: 

Erhöhung der Polizeiprä-

senz; 

Verbesserung der personel-

len und materiellen Ausstat-

tung der Polizei; 

Verbesserung der persönli-

chen Rahmenbedingungen 

für die Polizisten; Anspruch 

auf abschlagsfreie Verset-

zung in den Ruhestand mit 

Vollendung des 60. Lebens-

jahres für jeden Polizeibe-

amten nach 25 Jahren 

Wechsel- oder Schicht-

dienst; 

Erhöhung der Polizeiprä-

senz in der Fläche und der 

Anzahl der Polizisten; Ver-

besserung des Schlüssels 

auf 4000 Einwohner je Poli-

zisten; kein Rückzug der Po-

lizei aus der Fläche; 

Erhöhung der Stellen für Po-

lizeibeamte auf landesweit 

9500; 

Verbesserung der Aus- und 

Fortbildung der Polizisten; 

Erweiterung der Kapazitä-

ten der Hochschule der Po-

lizei des Landes; 

Polizei: 

Vernünftige Balance zwi-

schen Sicherheit und Frei-

heit; 

bürgernahe und gut ausge-

stattete Polizei, die sichere 

Straßen, Plätze, Bahnhöfe 

und Parks für alle Bürger, in 

allen Wohnvierteln sowie 

den Grenzregionen gewähr-

leistet;  

angemessene Personalaus-

stattung und Strukturen vor 

Ort im gesamten Land, vor 

allem im Revier-, Streifen- 

und Ermittlungsdienst; 

Erhalt sämtlicher jetzt noch 

vorhandener Polizeiwachen; 

mehr Revierpolizisten vor 

Ort; 

weiterer Ausbau der Polizei-

hochschule Oranienburg; 

Nachwuchsförderung und 

ausreichend Ausbildungs-

plätze; bessere Aufstiegs-

chancen bei der Polizei; 

motivationssteigernde In-

strumente, um die Attrakti-

vität des Polizeiberufs zu 

stärken; Gewährung einer 

Regelbeförderung; Erhö-

hung von Zulagen, etwa für 

Nachtschichten; aktive und 
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Erhöhung des gegenwärti-

gen Personalbestandes 

beim Verfassungsschutz, 

um die qualitativ hochwer-

tige Arbeit aufrechtzuerhal-

ten; 

Stärkung des Verfassungs-

schutzes und Vertiefung 

der Kooperation insb. mit 

Berlin; 

Stärkung der Landesdaten-

schutzbehörde; bessere 

personelle wie materielle 

Ausstattung; 

Modernisierung des Akten-

einsichts- und Informati-

onszugangsgesetzes in en-

ger Zusammenarbeit mit 

der Landesdatenschutzbe-

hörde; 

kein Einsatz von Staatstro-

janern und Online-Durchsu-

chungen; keine Chat-Kon-

trolle, wie von der Europäi-

schen Kommission vorge-

schlagen; 

Cybersicherheit: vermehrte 

Etablierung kryptografi-

scher Standards in der 

Kommunikation von und 

mit Behörden, um Auswir-

kungen von Datenlecks zu 

minimieren; 

Förderung der Vernetzung 

der Akteure von Land, Kom-

munen und Zivilgesell-

schaft im Rahmen einer 

jährlichen Landeskonferenz 

für Cybersicherheit; 

Einsatz von technischer Au-

tomatisierung und Künstli-

cher Intelligenz; 

Einrichtung einer flexibel 

einsetzbaren Märkischen 

Grenzpolizei, die der Bereit-

schaftspolizei zugeordnet 

wird, in Form einer zusätzli-

chen Hundertschaft, zur 

Durchführung von mehr 

mobilen Kontrollen; 

Anpassung des Verfas-

sungsschutzgesetzes im 

Hinblick auf die Kompeten-

zen und Befugnisse zur Auf-

klärung neuer oder zuneh-

mender Phänomenberei-

che, insb. mehr Möglichkei-

ten und Befugnisse im Netz; 

Wahrung des Trennungsge-

bots zwischen Polizei und 

Verfassungsschutz; 

Anpassung des Personals 

beim Verfassungsschutz, 

Zielzahl von 200 Stellen; 

moderne technische Aus-

stattung für den Verfas-

sungsschutz, die neuen 

Aufgaben gerecht wird, vor 

allem im Bereich des Cyber-

Extremismus; 

Brand- und Katastrophen-

schutz: 

Errichtung eines Landesam-

tes für Bevölkerungsschutz, 

das aus der Landesfeuer-

wehrschule hervorgehen 

und Brand- und Katastro-

phenschutz sowie Zivil-

schutz zusammenführen, 

Einrichtung lokaler Sicher-

heitskonferenzen von Poli-

zei, Staatsanwaltschaft, 

Ordnungs- und Jugendäm-

tern sowie Sicherheitspart-

nern zur Erkennung und Be-

seitigung von Sicherheits-

defiziten; 

entschlossene Fortsetzung 

des Kampfes gegen Extre-

mismus, Diskriminierung, 

Antisemitismus und Homo-

phobie; Durchführung von 

Veranstaltungen von Poli-

zistinnen und Polizisten mit 

Vertreterinnen und Vertre-

tern gefährdeter Gruppen, 

um eine hohe Sensibilität zu 

erreichen; 

Bereitstellung zusätzlicher 

Mittel für Digitalisierung 

und Instandhaltung der 

technischen Infrastruktur 

bei der Polizei; Modernisie-

rung der Liegenschaften 

der Polizei; 

Erhöhung der Zahl der Be-

förderungsämter, um die 

Attraktivität des Polizeibe-

rufs zu erhöhen; 

weitere Unterstützung des 

Verfassungsschutzes; 

Entfernung von Beamtinnen 

und Beamten, die keine Ge-

währ dafür bieten, dass sie 

für die freiheitlich demokra-

tische Grundordnung ein-

stehen, aus dem Landes-

dienst; 

verstärkte Beobachtung 

extremistischer Organisati-

dem Schusswaffeneinsatz; 

Unterbindung des unver-

hältnismäßigen Einsatzes 

gegen Menschen in psychi-

schen Ausnahmesituatio-

nen und als Ungehorsams-

strafe für Nichtkooperation; 

mehr kritische Polizeifor-

schung und -lehre; fortdau-

ernde Evaluation polizeili-

chen Handelns; 

konsequente Einziehung kri-

minell erlangten Vermö-

gens; konsequentere Beset-

zung der dafür erforderli-

chen Personalstellen; 

Schaffung einer transparent 

arbeitenden, wissenschaftli-

chen Beobachtungsstelle 

von Angriffen auf Men-

schen-, Grundrechte und 

Demokratie, um über 

rechte, autoritäre und de-

mokratiefeindliche Struktu-

ren und Argumentations-

muster zu informieren; 

schrittweiser Abbau der Be-

fugnisse des Verfassungs-

schutzes; Verwendung der 

freiwerdenden Mittel für zi-

vilgesellschaftliche Organi-

sationen zur Stärkung der 

Demokratie; 

Unterbindung von Anwer-

bung und Einsatz von V-

Leuten; 

Stärkung der parlamentari-

schen Kontrolle bis zur 

Überwindung des Verfas-

sungsschutzes; 

grundsätzlicher Abbau ver-

dachts- und ereignisunab-

hängiger Polizeikontrollen 

(Schleierfahndung) und Re-

duzierung auf ein Minimum; 

jährliche Überprüfung, ob 

die Polizeibeauftragte ihre 

Aufgaben ausreichend er-

füllen kann und sich Polizei-

beamt*innen ohne Beden-

ken an die Stelle wenden 

können; 

keine automatische Ge-

sichts- und Verhaltenser-

kennung; keine Vorratsda-

tenspeicherung, kein an-

lassloses Speichern von 

Kennzeichen auf Autobah-

nen mit dem KESY- System; 

kein Einsatz von Staatstro-

janern, sowohl in Form der 

Quellen-Telekommunikati-

onsüberwachung, als auch 

der Online-Durchsuchung; 

Aushändigung einer sog. 

Kontrollquittung für von der 

Polizei kontrollierte Perso-

nen; 

mehr externe wissenschaft-

liche Begleitung der Polizei-

arbeit; 

Erleichterung für die Be-

amt*innen, bei Einsätzen 

psychologisches Fachper-

sonal hinzuzuziehen, um Si-

tuationen zu deeskalieren; 

weiterer Ausbau der unab-

hängigen Kontrolle der Ver-

fassungsschutzbehörde; 

Befreiung der Polizeibeam-

ten von Verwaltungsaufga-

ben; 

Anschaffung von moderns-

ter und gefährdungsange-

passter Ausrüstung wie 

Präzisionsgewehre oder be-

sonders geschützte Fahr-

zeuge zum Schutz der Poli-

zeibeamten; 

Einsatz modernster Technik 

zur Gefahrenabwehr und 

zur Strafverfolgung; Aus-

weitung der Videoüberwa-

chung unter Beachtung des 

Grundsatzes der Verhältnis-

mäßigkeit an neuralgischen 

Punkten; 

regelmäßige vollautomati-

sierte Kennzeichen- und Ge-

sichtserkennung an den 

Grenzübergängen zur Opti-

mierung von Fahndungs-

maßnahmen; 

Schaffung der rechtlichen 

Voraussetzungen, dass Au-

ßendienstmitarbeiter der 

Ordnungsämter zu Mitar-

beitern einer Stadt- oder 

Kreispolizei weitergebildet 

werden können; 

Abschaffung des Postens 

des Polizeibeauftragten; 

keine Schönung der Krimi-

nalstatistik; Aufgabe der Zu-

rückhaltung gegenüber der 

Bekanntgabe der Nationali-

tät oder eines Migrations-

hintergrundes bei Tatver-

dächtigen; 

ganzheitliche Gesundheits-

prävention; 

Beschränkung der Befug-

nisse des Verfassungs-

schutzes auf seinen verfas-

sungsgemäßen Auftrag; 

Schutz der Bürger vor Be-

spitzelung und Manipula-

tion; 

keine Ausweitung der Be-

fugnisse des Verfassungs-

schutzes auf nicht kon-

forme Meinungen, um 

Druck zu erzeugen; 

Stärkung der Handlungs-

möglichkeiten der Parla-

mentarischen Kontrollkom-

mission über alle Aktivitä-

ten des Verfassungsschut-

zes; 

Abschaffung des soge-

nannten Verfassungstreue-

Checks; 

Brand- und Katastrophen-

schutz: 

Ausweitung der Vergünsti-

gungen für Ehrenamtliche 

in den verschiedensten Le-

bensbereichen; attraktivere 

Ehrenamtskarte; 

Verstärkung der Landeshil-

fen für Ausstattung und 

Durchführung des Brand- 

und Katastrophenschutzes; 

stärkere Unterstützung von 

Beschaffungsmaßnahmen 

der Kommunen, insbeson-

dere im Bereich der An-

schaffung technischer Inf-

rastruktur (Fahrzeugpark, 



 

 

Untersagung der Nutzung 

von „TikTok“ auf Diensthan-

dys von Beschäftigten des 

Landes;  

Brand- und Katastrophen-

schutz: 

Ermöglichung der Anrech-

nung von Rentenpunkten 

für die ehrenamtliche Mit-

gliedschaft und aktive Tä-

tigkeit in den Blaulicht-Ver-

bänden, auch rückwirkend; 

Verstärkung der Ausbil-

dungsangebote, um mehr 

Kameradinnen und Kame-

raden die Möglichkeit zu er-

öffnen, hochwertige Lehr-

gänge zu besuchen und 

Führungsqualifikationen zu 

erwerben; 

Förderung des ehrenamtli-

chen Engagements in der 

Feuerwehr bereits in Schu-

len; 

Reform des Brandschutzge-

setzes, um neben der Wert-

schätzung für das ehren-

amtliche Engagement in der 

Feuerwehr auch die Sicher-

heit im Land durch ver-

mehrten Einsatz hauptamt-

licher Kräfte zu verbessern; 

Förderkonzept zur Gewähr-

leistung der zeitgemäßen 

Ausrüstung, das Kommu-

nen und Gemeinden dabei 

unterstützt, veraltete und 

unzulässige Feuerwehr-

technik zu ersetzen; 

flexiblere Gestaltung der Al-

tersgrenzen für Mitglieder 

koordinieren und stärken 

soll; 

Erarbeitung einer Sicher-

heitsstrategie als ganzheitli-

ches Konzept zum Bevölke-

rungsschutz; 

altersgerechte Aufklärung 

von Kindern und Jugendli-

chen in der Schule über Be-

völkerungsschutz; 

Einführung eines Master-

studiengangs „Bevölke-

rungsschutz“; 

Ausbau der bestehenden 

Warninfrastruktur; 

Wertschätzung ehrenamtli-

cher Mitwirkung in den Feu-

erwehren und anerkannten 

Hilfsorganisationen, bspw. 

durch bessere Ausstattun-

gen oder über Sonderur-

laubstage; 

Neuausrichtung des Schut-

zes der kritischen Infra-

struktur; Erarbeitung einer 

Landesstrategie auf Grund-

lage eines neuen Katasters 

zur kritischen Infrastruktur; 

weitere Stärkung von 

Brand- und Katastrophen-

schutz; Fortschreibung der 

finanziellen Unterstützung 

für den Brandschutz auf 

dem Niveau der vergange-

nen Jahre, also mindestens 

40 Mio € pro Jahr; 

weitere Modernisierung der 

Ausstattung der Freiwilligen 

Feuerwehren; 

onen und Strukturen; Nullto-

leranz-Strategie gegenüber 

Verfassungsfeinden; 

Brand-und Katastrophen-

schutz: 

Aufbau eines zweiten 

Standorts der Landesschule 

und Technische Einrichtung 

für Brand- und Katastro-

phenschutz in Wünsdorf; 

Einrichtung eines Landes-

amts für Brand- und Kata-

strophenschutz, um die 

Feuerwehren und Hilfsorga-

nisationen landesweit zu 

unterstützen und eine hohe 

Qualität zu sichern; 

aktive Werbung für die Teil-

nahme am Feuerwehr-

dienst; 

Retterprämie zukünftig 

auch für Rettungsschwim-

merinnen und -schwimmer; 

Durchführung eines Modell-

projekts mit Geflüchteten 

zur Nachwuchsgewinnung 

bei der Feuerwehr; 

Fortsetzung der Förderung 

der Feuerwehrinfrastruktur, 

von Feuerwehrfahrzeugen 

sowie von Feuerwehrtech-

nik, um die Einsatzbereit-

schaft und Leistungsfähig-

keit der Feuerwehren im 

ganzen Land zu erhalten 

und zu stärken; Bereitstel-

lung von 40 Mio € in der 

nächsten Legislaturperiode; 

Angebot von Kursen zu den 

Themen Erste Hilfe und 

keine automatisierte bio-

metrische Fernidentifizie-

rung im öffentlichen Raum; 

keine Quellen-Telekommu-

nikationsüberwachung 

(Staatstrojaner), keine On-

line Durchsuchung; 

Brand- und Katastrophen-

schutz: 

neues kommunales Investi-

tionsprogramm zur Verbes-

serung der Feuerwehrinfra-

struktur; 

deutliche Verbesserung der 

Förderung der technischen 

Ausstattung der Feuerweh-

ren durch das Land; 

Ausbau des freiwilligen 

Wahlfachangebots „Feuer-

wehrunterricht“ zur Siche-

rung des Nachwuchses der 

Freiwilligen Feuerwehren; 

zügige Eröffnung des zwei-

ten Standorts der Landes-

feuerwehrschule in Wüns-

dorf; 

Verbesserung der Förde-

rung von Organisationen 

der Wasserrettung; bessere 

Unterstützung der ehren-

amtlich getragenen Ret-

tungshundestaffeln; 

Einrichtung eines Kompe-

tenzzentrums für die Wald-

brandbekämpfung; 

mehr Zusammenarbeit des 

Verfassungsschutzes mit 

der Wissenschaft, insbe-

sondere der Forschung zu 

verfassungsfeindlichen Be-

wegungen; 

Beantragung eines Verbots-

verfahrens gegen die Junge 

Alternative und die Alterna-

tive für Deutschland; 

Beendigung des immer wei-

ter ausgeweiteten probe-

weisen Einsatzes von Ta-

sern durch die Polizei; 

Brand- und Katastrophen-

schutz: 

gutes Equipment, verlässli-

che Einsatzfahrzeuge, an-

gemessene und moderne 

Gebäude sowie ein breites 

Weiterbildungsprogramm 

für die Ehrenamtlichen bei 

den Freiwilligen Feuerweh-

ren und den Jugendfeuer-

wehren; Schaffung eines 

kommunalen Investitions-

programms, mit dem Kom-

munen den entsprechenden 

finanziellen Spielraum be-

kommen; 

Evaluierung des Systems 

der Stützpunktfeuerwehren 

und Anpassung auf die ver-

änderten Anforderungen, 

wie klimabedingt vergrö-

ßerte Waldbrand- und Über-

schwemmungsgefahr; 

besondere Unterstützung 

von Feuerwehren, die für 

Einsätze bei Unfällen auf 

Brand- und Katastrophen-

schutz: 

Verbesserung des Brand-, 

Zivil- und Katastrophen-

schutzes; Erweiterung des 

Gemeinsamen Zentrums 

der Deutsch-polnischen Po-

lizei-und Zollzusammenar-

beit um den Bereich Brand-, 

Zivil- und Katastrophen-

schutz; 

Vergütung der freiwilligen 

Dienste, wie z.B. beim Deut-

schen Roten Kreuz, der 

Bundesanstalt Technisches 

Hilfswerk und den Freiwilli-

gen Feuerwehren über zu-

sätzliche Rentenpunkte 

(Bundesebene); 

Erhöhung der Attraktivität 

des Dienstes in den Feuer-

wehren durch Einführung 

einer angemessenen lan-

deseinheitlichen Aufwands-

entschädigung; 

Bereit- bzw. Sicherstellung 

einer angemessenen und 

standardisierten Ausrüs-

tung sowie regelmäßiger 

Aus- und Weiterbildungs-

lehrgänge; 

finanziell angemessene Un-

terstützung der Jugendfeu-

erwehren; 

Speziallöschtechnik, Lösch-

wassernetz), vom Land; 

unbürokratische und zeit-

nahe finanzielle Unterstüt-

zung der Kommunen im Be-

reich des Brand-und Kata-

strophenschutzes; 

Einbeziehung der Besonder-

heiten des Landes bei den 

Waldbrandrisiken in Struk-

tur und Finanzierung der 

Brandbekämpfung; 

härtere Bestrafung gewalt-

tätiger Übergriffe auf Ein-

satz- und Rettungskräfte 

und von Straßenblockaden, 

die die Arbeit der Rettungs-

kräfte behindern; 

Erweiterung der Kapazitä-

ten der Landesschule für 

Brand- und Katastrophen-

schutz des Landes; zusätzli-

che Einstellung von Lehr-

kräften; 

Förderung von Weiterbil-

dungen im Bereich medizi-

nischer und Brandschutz- 

sowie Hilfeleistungskennt-

nisse; 

stärkerer Schutz ehrenamt-

lich Tätiger vor beruflichen 

Nachteilen; 

keine politische Instrumen-

talisierung des Katastro-

phenschutzes als Werbung 

für die Führbarkeit von Krie-

gen sowie für die Notwen-

digkeit einer vergrößerten 

Armee für zivile Amtshilfe; 



 

 

der Freiwilligen Feuerweh-

ren; 

Stärkung des Notfall- und 

Katastrophenschutzes an-

gesichts der zunehmenden 

Herausforderungen; 

Etablierung von Strukturen, 

die kontinuierliche Fortbil-

dungen und regelmäßiges 

Training aller relevanten Ak-

teure, besonders auf Land-

kreisebene, ermöglichen; 

Festigung und Entwicklung 

von Strukturen auf Landes-

ebene, die qualifiziertes 

Handeln in überregionalen 

Notlagen, wie bei landkreis-

übergreifenden Hochwas-

serlagen oder Waldbränden, 

sicherstellen; Bereitstellung 

und regelmäßige Übungen 

von professionellen Einsatz-

stäben für eine effektive 

landesweite Einsatzkoordi-

nation; 

 

  

bevorzugte Berücksichti-

gung von Mitgliedern im 

Einsatzdienst der Freiwilli-

gen Feuerwehren bei glei-

cher Eignung, Befähigung 

und fachlicher Leistung bei 

Stellenbesetzung ihrer 

Stadt oder Gemeinde; 

Verbesserung der Ausbil-

dung der Kameradinnen 

und Kameraden; zügige Re-

alisierung des erforderli-

chen zweiten Schulstand-

orts; 

flächendeckende Einfüh-

rung von Feuerwehrunter-

richt als Wahlpflichtfach an 

allen Ober- und Gesamt-

schulen in den Jahrgangs-

stufen 9 und 10; 

weitere Verbesserung von 

Hochwasser- und Wald-

brandschutzmaßnahmen; 

Einrichtung eines „Cybersi-

cherheitsinstitut Branden-

burg“; Beratung-und Sensi-

bilisierungsangebote auch 

für Kommunen und kom-

munale Betriebe, für kleine 

und mittlere Unternehmen, 

für Kritische Infrastrukturen 

und für die Bürgerinnen und 

Bürger 

Brandschutz in den Schu-

len; 

Einrichtung eines Wald-

brandkompetenzzentrums 

gemeinsam mit dem Lan-

desamt für Brand- und Ka-

tastrophenschutz; 

Beschaffung von Spezial-

fahrzeugen und -technik; 

Verbesserung der techni-

schen und logistischen 

Möglichkeiten der Bekämp-

fung; 

Autobahnen und vielbefah-

renen Bundesstraßen zu-

ständig sind; 

Stärkung auch der Branden-

burgischen Hilfsorganisati-

onen, die einen wichtigen 

ehrenamtlichen Beitrag z.B. 

zu Katastrophenschutz, 

Wasserrettung und Betreu-

ung Hilfsbedürftiger leisten; 

Aufnahme des Wasserret-

tungsdienstes gleichbe-

rechtigt mit dem bodenge-

bundenen Rettungsdienst 

und der Luftrettung in das 

Rettungsdienstgesetz; 
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Weitere Stärkung der Justi-

zunabhängigkeit; 

angemessene und wettbe-

werbsfähige Besoldung al-

ler in der Justiz Beschäftig-

ten; 

Berücksichtigung berufli-

cher Vorerfahrungen oder 

der Übernahme herausge-

hobener Tätigkeiten bei der 

Entlohnung; 

ganzheitliche Überprüfung 

des Besoldungssystems; 

Beendigung der evident ver-

fassungswidrigen Besol-

dung von Richterinnen und 

Richtern; 

Schaffung eines Stellen-

spuffers in der Justiz, aus 

dem Personallücken mit 

versetztem Personal kurz-

fristig geschlossen werden 

können; 

Sicherstellung der für eine 

konsequente Digitalisierung 

der Justiz erforderlichen 

Ausstattung aller Dienst-

stellen mit IT-Technik und 

IT-Personal; 

umgehende Umstellung al-

ler Gerichte und Staatsan-

waltschaften im Land auf 

elektronische Aktenführung; 

Erhalt aller bestehenden 

Justizstandorte; Fortset-

zung des aufgabenbezoge-

nen Stellenaufwuchses zur 

Verfahrensbeschleunigung; 

Steigerung der Attraktivität 

der Berufe in der Justiz 

durch angemessene Besol-

dung, familienfreundliche 

Arbeitsbedingungen und 

Ausbau des betrieblichen 

Gesundheitsmanagements; 

Überführung der Gerichts-

vollzieher durch Ausbildung 

an Fachhochschulen in den 

gehobenen Dienst; 

weitere Digitalisierung der 

Justiz; 

Reduzierung von Verfah-

rensaufwand und Verfah-

renslaufzeiten in der Justiz 

durch Einsatz von Künstli-

cher Intelligenz, insb. in 

Massenverfahren; 

weiterer Ausbau der Vermö-

gensabschöpfung auch zur 

Bekämpfung von grenz-

überschreitenden Straftaten 

im Bereich der Terrorismus-

finanzierung und der Orga-

nisierten Kriminalität; 

Unterstützung von Men-

schen, die sich für den 

Staat engagieren oder ein 

öffentliches Amt bekleiden 

Einstellung zusätzlicher 

Richterinnen und Richter, 

Staatsanwältinnen und 

Staatsanwälte sowie Perso-

nal in den zugehörigen Ge-

schäftsstellen und bei der 

Rechtspflege; 

Ausschöpfung aller Mög-

lichkeiten, um die Gerichts-

verfahren im Land weiter zu 

beschleunigen; 

Modernisierung der Ausbil-

dung der Gerichtsvollzieher-

kosten und-vollziehe; 

Schaffung eines einheitli-

chen und für die Bürgerin-

nen und Bürger transparen-

ten Justizgesetzes für das 

Land; 

Entwicklung vorbeugender 

Maßnahmen zur Stärkung 

der Wehrhaftigkeit des frei-

heitlichen demokratischen 

Rechtsstaates und der Si-

cherung einer unabhängi-

gen und leistungsfähigen 

Justiz; 

Schaffung einer eigenen 

Opferschutzstelle; 

Ausstattung der Justiz mit 

modernen technischen Mit-

teln gerade im Bereich von 

Massenverfahren wie dem 

Fluggastrecht; 

Erhalt aller Gerichtsstand-

orte; 

Zurücknahme der Reform 

der Arbeitsgerichtsbarkeit; 

Wiedereinrichtung des Ar-

beitsgerichts Potsdam; 

Erhöhung der Zahl der vom 

Land bereitgestellten Refe-

rendariatsplätze; 

Einrichtung von Justizbüros 

im ländlichen Raum, die als 

Orte zur Antragstellung, di-

gitalem Zugang zu Ver-

handlungen und zu Verwal-

tungsdienstleistungen die-

nen; 

flächendeckende Einfüh-

rung elektronischer Akten, 

digitaler Verhandlungsmög-

lichkeiten und Protokollie-

rungen in allen Gerichtsbar-

keiten; 

Stärkung der Selbstverwal-

tung der Gerichte und 

Staatsanwaltschaften; 

Abschaffung des Wei-

sungsrechts gegenüber den 

Staatsanwaltschaften; 

zeitnahe Abschaffung von 

Ersatzfreiheitsstrafen bei 

Armutsdelikten wie dem 

sog. Schwarzfahren oder 

Containern; 

Kein Kopftuchverbot in der 

Justiz; 

keine politischen Eingriffe in 

die Strafrechtspflege; 

Einzelfallweisungen an die 

Staatsanwaltschaft nur 

noch zur Abwendung 

rechtswidriger Maßnahmen 

und nur noch mit schriftli-

cher Begründung; 

Erhalt aller Gerichtsstand-

orte im Land; 

weiterer Ausbau des Mo-

dells der Gerichtstage vor 

Ort; 

keine Verschärfungen des 

Justizvollzugs; weitere Zu-

rückdrängung sogenannter 

Ersatzfreiheitsstrafen; 

Priorität für die Bekämp-

fung von Kriminalitätsberei-

chen, welche die Grundla-

gen des gesellschaftlichen 

Zusammenlebens bedro-

hen; 

konsequentere Ausschöp-

fung der gesetzlichen Mög-

lichkeiten der Verfahrens-

einstellung bei Bagatellkri-

minalität; 

Sicherstellung einer unab-

hängigen Rechtsprechung; 

niedrigschwelliger Zugang 

zur Justiz; Stärkung der 

Justiz und hier insb. der 

Strafjustiz;  

Einrichtung gemeinsamer 

Asservatenzentren von Poli-

zei und Justiz an ausge-

wählten Standorten; 

Erhöhung der Mindest-

strafenandrohung bei An-

griffen auf Amtspersonen 

und Rettungskräfte (Bun-

desrat); 

keine mildere Ahndung 

ohne weiteres von Taten 

unter Einfluss von Alkohol, 

Cannabis oder anderen 

Rauschmitteln; 

keine strafmildernden Aus-

wirkungen außereuropäi-

scher kultureller und religiö-

ser Prägungen; 

Straffung von Strafverfah-

ren, bspw. durch Erweite-

rung der Anwendung des 

Strafbefehlsverfahrens oder 

Wegfall der Revisions-

instanz in geeigneten Fäl-

len; 

konsequente Abschöpfung 

bei Straftaten erlangter Ver-

mögensvorteile beim Täter; 

Stärkere Einbeziehung des 

Zugangs des Einzelnen 

zum Recht und des Wis-

sens über seine Rechte in 

die Allgemeinbildung; Ver-

mittlung dieses Wissens 

bereits in der Schule; 

Unterstützung von Bera-

tungsstellen, in denen Men-

schen bei rechtlichen Fra-

gen erste fachliche Hilfe fin-

den, ohne gleich hohe An-

waltskosten zahlen zu müs-

sen; 

Abschaffung der Weisungs-

gebundenheit der Staatsan-

waltschaften; 

Ausbau der Beratungs- und 

Prozesskostenhilfe, damit 

die Justiz als Leistung der 

Daseinsvorsorge auch für 

Menschen mit kleinem Ein-

kommen zugänglich bleibt; 

verstärkte Werbung schon 

in den Schulen und Univer-

sitäten um Nachwuchs für 

Gerichte, Staatsanwalt-

schaften und den Justizvoll-

zug; 

Sicherung der juristischen 

Ausbildungsmöglichkeiten 

und Studienplätze an allen 

Standorten; 
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möglichst umfassende Be-

seitigung bestehender Me-

dienbrüche insb. in der Zu-

sammenarbeit mit allen 

Justiz-, Polizei- und Verwal-

tungsbehörden sowie den 

rechtsberatenden Berufen; 

flächendeckende Ausstat-

tung aller Gerichte mit Vide-

otechnik; regelmäßige tech-

nische Schulungen und 

Fortbildungen für Richterin-

nen, Richter und Justizver-

waltungsmitarbeitende; 

Abschaffung des Wei-

sungsrechts der Justizmi-

nister; 

Erhöhung der Besoldung 

während des Referendari-

ats, um angehende Juristin-

nen und Juristen im Land 

zu halten; 

und Opfer von Angriffen 

werden; 

Einführung eines Justiz-

neutralitätsgesetzes, um in 

den Gerichten extremisti-

sche Symbole, Tätowierun-

gen, Kleidungsstücke oder 

Verschleierungen zu unter-

sagen, die eine bestimmte 

religiöse, weltanschauliche 

oder politische Auffassung 

zum Ausdruck bringen; 

Stärkung des Justizvollzu-

ges durch weitere Verbes-

serungen für die Sicherheit 

der Bediensteten in den 

Justizvollzugsanstalten, 

bspw. Wiedereinführung 

von Schusswaffen bei Ge-

fangenentransporten; 

Gewährleistung der Funkti-

onsfähigkeit der Justiz in 

Krisensituationen; 

Opferschutz vor Täter-

schutz: Stärkung und Unter-

stützung der Arbeit der Op-

ferhilfevereine durch regel-

mäßige finanzielle Hilfen; 

Einrichtung einer zentralen 

Anlaufstelle bzw. eines An-

sprechpartners für Opfer 

und deren Angehörige in 

Fällen von Großschadenser-

eignissen; schnelle und un-

bürokratische therapeuti-

sche Hilfe bei schweren Ge-

walt- und Sexualdelikten; 

psychosozialer Beistand bei 

Gerichtsverhandlungen; 

mindestens Beibehaltung 

der Zahl der Ausbildungs-

plätze im Rahmen des juris-

tischen Referendariats; 

deutliche Verstärkung der 

Resozialisierung im Justiz-

vollzug; offene Gestaltung 

des Strafvollzuges so weit 

wie möglich; Ausbau des 

Wohngruppenvollzugs; 

Personalzielzahl von 1000 

Bediensteten im Strafvoll-

zug; 

angemessene Löhne für 

Strafgefangene; 

Stärkung der bestehenden 

Schwerpunktstaatsanwalt-

schaften, auch personell; 

Überarbeitung der Voraus-

setzungen für die Untersu-

chungshaft, dass diese bei 

Gewaltdelikten erleichtert 

angeordnet werden kann; 

Neuausrichtung des Straf-

vollzugs insofern, dass sich 

der Strafgefangene Locke-

rungen verdienen muss; 

mehr Mitwirkungsrechte im 

Strafverfahren für Opfer von 

Straftaten; 

Gestaltung der gerichtli-

chen Infrastruktur aller Ge-

richtszweige so bürgernah 

wie möglich; 

spürbare und nachhaltige 

Steigerung des Personals in 

allen Gerichtsbarkeiten; 

Digitalisierung der Justiz für 

eine Vereinfachung und Er-

leichterung für Bürger und 

Justiz ohne Aufbau neuer 

Schranken für Rechtssu-

chende; 

Fortbildung der Mitarbeiter 

und Einstellung von IT-Mit-

arbeitern in der Justiz; 

flächendeckende techni-

sche und personelle Aus-

stattung, um Videoverhand-

lungen in Ausnahmefällen 

zur Ersetzung echter Ver-

handlungen durchzuführen; 

mehr und schnellere Voll-

streckungen im Strafrecht; 

Bereitstellung von mehr 

Personal und Ressourcen in 

den betroffenen Gerichts-

zweigen; 

keine privaten Betreiber und 

privaten Sicherheitsdienste 

in Gerichten und Justizvoll-

zugsanstalten; 

Überprüfung der vorhande-

nen Gesetze, um unnötige 

Bürokratie abzubauen; 

früher ansetzende Kriminal-

prävention unter Einbezug 

von Schulsozialarbeitern 

und einer besseren Veran-

kerung von Justiz-Themen 

in der Schule; 

  



 

 

Innen und Recht | Kommunales / Verwaltung  

 

       

Einführung von Musterfest-

stellungsklagen im Kommu-

nalrecht; Modernisierung 

des Staatshaftungsgeset-

zes, um Betroffenen die 

Durchsetzung ihrer Rechte 

zu erleichtern; 

Reform der Aufgaben der 

staatlichen Ebenen und der 

damit verbundenen Finan-

zierung; 

Berechnung der Landeszu-

weisungen zukünftig an-

hand der tatsächlichen Auf-

wendungen der Kommunen 

und nicht wie bisher an-

hand von Planzahlen; auto-

matische Anpassung an in-

flationsbedinge Kostenstei-

gerungen; 

umfassende Aufgabenkritik, 

gemeinsam mit den Land-

kreisen, kreisfreien Städten 

sowie kreisangehörigen 

Kommunen, mit dem Ziel, 

Verwaltung dezentraler und 

damit bürgernäher aufzu-

stellen oder Aufgaben auch 

ganz entfallen zu lassen; 

Nutzung der Potentiale der 

Digitalisierung, um die Ent-

bürokratisierung voranzu-

treiben und Verfahren zu 

beschleunigen; 

Einführung eines Ablaufda-

tums („Sunset-Klausel“) für 

Stärkung der kommunalen 

Selbstverwaltung; Ausbau 

der Zusammenarbeit von 

Kommunen, Land und kom-

munalen Spitzenverbänden; 

Schaffung von Experimen-

tierklauseln, die es Kommu-

nen ermöglichen, von Stan-

dards abzuweichen, um un-

gewöhnliche Lösungen zu 

erproben; 

Bürokratieabbaugesetze, 

um überflüssige Normen 

und Standards deutlich zu 

senken; 

Bürokratiebremse: Geltung 

neuer Gesetze nur für fünf 

Jahre, danach Überprüfung 

bzw. aktive Verlängerung; 

Außerkrafttreten von zwei 

Gesetzen bzw. Verordnun-

gen für jedes neue Gesetz 

oder jede neue Verordnung; 

landesweite Implementie-

rung des Once-Only-Prin-

zips, um die Mehrfacherfas-

sung von Daten zu vermei-

den und die Effizienz der 

Verwaltungsprozesse deut-

lich zu steigern; 

Absicherung der kommuna-

len Aufgabenerfüllung: Bei-

behaltung des kommunalen 

Finanzausgleichs in der be-

stehenden Form; Einfüh-

Neuauflage der Kommuna-

len Investitionsprogramme, 

um die Kommunen zu un-

terstützen; 

Veränderung des kommu-

nalen Haushaltsrechts, 

dass die Kommunen pflich-

tige Investitionsmaßnah-

men leichter umsetzen kön-

nen; 

Ausbau des Zweckverban-

des Digitale Kommunen 

Brandenburg zum zentralen 

IT-Dienstleister der Kom-

munen und Landkreise; 

stabile personelle und fi-

nanzielle Rahmenbedingun-

gen für leistungsfähige und 

bürgernahe Verwaltungen 

von Land und Kommunen; 

noch stärkere Aufstellung 

von Land und Kommunen 

als attraktive Arbeitgeber, 

um auch in Zukunft das nö-

tige Verwaltungspersonal 

zu gewinnen;  

stärkere strukturpolitische 

Unterstützung der Kommu-

nen durch das Land, um die 

Entwicklung landesweit be-

deutsamer Gewerbeflächen 

voranzubringen; 

kritische Prüfung aller staat-

lichen Aufgaben und 

Rechtsvorschriften im Land, 

Stopp von Privatisierungen, 

Förderung von Rekommu-

nalisierung; 

Öffnung der Kommunalver-

fassung für neue Beteili-

gungsmöglichkeiten; Schaf-

fung eines Transparenzge-

setzes; 

Stärkung der Kommunal-

vertretungen; bessere finan-

zielle Ausstattung der Frak-

tionen in den Vertretungen; 

mehr Mittel für die Umset-

zung der flächendeckenden, 

barrierefreien Digitalisie-

rung in Rathäusern und Be-

hörden; wirksame techni-

sche Unterstützung seitens 

des Landes; 

Verwaltung: 

Ausbildung und Qualifizie-

rung von noch mehr neuen 

Fachkräften, z.B. durch du-

ale Studiengänge, die auch 

in Teilzeit absolviert werden 

können; 

attraktive Bedingungen im 

öffentlichen Dienst des Lan-

des; flexible Arbeitszeitmo-

delle, mobiles Arbeiten im 

Homeoffice, Beendigung 

der sachgrundlosen Befris-

tungspraxis; 

Start einer landesweiten 

Kampagne für das politi-

sche Ehrenamt; 

Stärkung der Vereinbarkeit 

von Familie und Mandat in 

der Kommunalverfassung; 

Ausbau der Finanzierung 

der kommunalpolitischen 

Vereinigungen; 

besserer Schutz für Kom-

munalpolitikerinnen; verbes-

serter Rechtsschutz und 

Ausbau der zentralen An-

laufstelle, an die sie sich im 

Falle von Bedrohungen oder 

Anfeindungen wenden kön-

nen; 

Verwaltungsdigitalisierung: 

Novellierung der Richtlinien 

zum IT-Betrieb, um die Be-

schaffung und Entwicklung 

moderner und bedarfsge-

rechter Hard- und Software 

zu ermöglichen; 

bessere personelle und 

technische Ausstattung des 

IT-Dienstleisters ZIT-BB; 

Stärkung des Zweckver-

bands Digitale Kommunen 

Brandenburg, dass er zu-

künftig den IT-Betrieb von 

Kommunen zentral verant-

worten und über die Einhal-

Stärkere Beteiligung der 

Kommunalpolitiker an der 

Landesgesetzgebung; Ein-

richtung einer Kommunal-

kammer, welche die Interes-

sen der Landkreise und 

kreisfreien Städte durch ein 

Mitspracherecht bei der 

Landesgesetzgebung ver-

tritt; 

gerechte Lösung der Altan-

schließer-Problematik; 

schnellstmögliche Feststel-

lung und Zurückgewährung 

der aufgrund verfassungs-

widriger Beitragsbescheide 

bestehenden, durchsetzba-

ren Rückzahlungsansprü-

che gegenüber den Bei-

tragszahlern durch die be-

troffenen Zweckverbände 

und Kommunen; 

vollständige Übernahme 

der Kosten für den Neu- 

bzw. Ausbau kommunaler 

Straßen vom Land; Ab-

schaffung von Straßenaus-

baubeiträgen und Straßen-

erschließungsbeiträgen; 

Beachtung der besonderen 

Strukturunterschiede im 

Land zur Stärkung der kom-

munalen Selbstverwaltung; 

anderer Rechtsrahmen für 

stark wachsende Kommu-

nen für ihr Handeln als für 

die Kommunen, die immer 

noch Einwohnerverluste er-

leiden; 

Förderung kommunaler und 

gemeinnütziger Anbieter, 

Entziehung von Gesundheit, 

Wohnen, Energie- und Was-

serversorgung der Profit-

macherei; 

Rekommunalisierung der 

Daseinsvorsorge; 

langfristige finanzielle Un-

terstützung der Kommunen 

für die Bewältigung und den 

Ausbau der sogenannten 

„freiwilligen“ Leistungen als 

Soll-Planstellen; 

Behebung des Investitions-

staus in den Kommunen; 

ausreichende und grund-

ständige Finanzierung; 

Abbau von Bürokratie bei 

der Vergabe von Fördermit-

teln für die Kommunen; 

kein weiterer Stellenabbau 

in der öffentlichen Verwal-

tung; 
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Gesetze und Rechtsverord-

nungen; Abschaffung von 

zwei anderen Gesetzen für 

jedes neue Gesetz (One-in-

two-out-Prinzip); 

Verwaltung: 

dezentralere, digitalere und 

bürgernähere Aufstellung 

der Verwaltung; 

Erleichterung des Umgangs 

mit Behörden; Ausbau der 

Behörden konsequent zu 

One-stop-Shops; 

Entwicklung einer digitalen 

Bürgerplattform basierend 

auf dem Onlinezugangsge-

setz und dem Datencockpit; 

Unterstützung der Empfeh-

lung des Nationalen Nor-

menkontrollrats für ein „IT-

Kaufhaus“ für Behörden, in 

dem kompatible und vorge-

prüfte IC-Lösungen unkom-

pliziert durch Behörden und 

Kommunen beschafft wer-

den können; 

Einrichtung direkter Online-

Bezahlfunktion auf Behör-

denseiten im Internet, die 

Banküberweisungen, Kar-

tenzahlungen und andere 

etablierte Zahlungsverfah-

ren unterstützt und direkt 

verarbeitet; 

rung einer kommunalen Ab-

weichungskompetenz bei 

praxisfernen und nicht 

grundrechtsrelevanten Vor-

schriften, die die Bürger-

meister und Landräte mit 

einer entsprechenden Be-

gründung aussetzen kön-

nen; 

landesweite Präsenz von 

Sparkassen, wirtschaftliche 

Überprüfung des Filialange-

bots und Entwicklung alter-

nativer Beratung-und 

Dienstleistungsformen; 

bedarfsgerechte finanzielle 

Ausstattung der Kommu-

nen durch die Landespolitik, 

damit die ab 2025 nach 

dem neuen Bewertungs-

recht festgesetzte Grund-

steuer aufkommensneutral 

bleibt; 

Aufgaben- und Ausgaben-

kritik in Form einer „Bran-

denburg-Inventur“ zu Be-

ginn der Legislaturperiode; 

Belastungsbremse für die 

Bürger: keine neuen Steuern 

oder Abgaben; 

schnellere Bearbeitungszei-

ten für Steuerrückerstattun-

gen durch bessere Perso-

nalausstattung in den Fi-

nanzämtern und Digitalisie-

rung; 

um unnötige Bürokratie ab-

zubauen; Einsetzung eines 

Sonderausschusses im 

Landtag; 

umfassende Digitalisierung 

der Landesverwaltung, so-

wohl bei Angeboten für Bür-

gerinnen und Bürger als 

auch bei internen Prozes-

sen und der Datennutzung; 

 

familiengerechte Wochen-

arbeitszeit mit maximal 35 

Stunden Woche als neue 

Regelarbeitszeit mit Lohn- 

und Personalausgleich; 

Überprüfung von Eingrup-

pierungen: Einsetzung einer 

Kommission, die bis 2026 

eine grundlegende Überprü-

fung der Amtsangemessen-

heit von Eingruppierungen 

und der Wettbewerbsfähig-

keit von Zulagen vornimmt; 

fairere und geschlechterge-

rechtere Gestaltung des Be-

förderungssystems; Erleich-

terung von Beförderungen;  

Verbesserung der Mitbe-

stimmung; modernes Per-

sonalvertretungsgesetz, 

das die Personalvertretun-

gen im Öffentlichen Dienst 

und ihre Mitbestimmungs-

rechte deutlich stärkt; 

Einführung einer Bewilli-

gungsfiktion für Bescheide; 

Geltung als positiv beschie-

den, wenn sie durch die Be-

hörden nach spätestens 

sechs Wochen nicht beant-

wortet sind; 

Verschlankung der Bauord-

nung; Überprüfung und pra-

xistaugliche Ausgestaltung 

insb. der sogenannten „klei-

nen Bauvorlageberechti-

gung“; 

tung notwendiger Sicher-

heitsstandards wachen 

kann; 

Fortbildungen der Mitarbei-

ter*innen der Verwaltung 

für die Digitalisierung mit 

Schwerpunkt im Bereich 

der Sicherheit, Datenkom-

petenzen, Organisationsent-

wicklung und im agilen Pro-

jektmanagement sowie in 

der rechtlichen und gesell-

schaftlichen Folgenab-

schätzung; 

Weiterentwicklung und Bün-

delung der Informationsge-

setze des Landes und des 

neuen Open Data Gesetzes 

zu einem umfassenden 

Transparenzgesetz; 

mehr Personal in den Schu-

len, den Krankenhäusern, 

den Pflegeheimen und bei 

den Ämtern in Landes- und 

kommunaler Trägerschaft; 
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Verringerung der irregulären 

Migration; Erfüllung jedes 

berechtigten Anspruchs auf 

Asyl oder subsidiären 

Schutz; 

Vereinfachung von Einwan-

derung und Anerkennung 

von Berufsabschlüssen für 

qualifizierte ausländische 

Fachkräfte, die festgelegte 

Kriterien erfüllen; 

Erstellung eines flächende-

ckenden Einwanderungs- 

und Integrationsplans in 

Brandenburg; jährliche Ak-

tualisierung; 

gezielte Einbindung auslän-

discher Mitbürgerinnen und 

Mitbürger in lokale ehren-

amtliche Strukturen; 

jeweils maximale drei Mo-

nate Dauer von Asylverfah-

ren in Ausländerbehörden 

und an Verwaltungsgerich-

ten; 

Erweiterung der Liste der si-

cheren Herkunftsländer; 

flächendeckendes und kos-

tenloses Angebot von 

Sprach- und Integrations-

kursen; 

Vermittlung von Deutsch-

kenntnissen auf dem Ni-

veau B1; Vermittlung von 

Deutliche Verringerung wirt-

schaftlicher Anreize als 

Asylmotivation; spürbare 

Absenkung der Sozialleis-

tungen, Anwendung des 

Sachleistungsprinzips und 

von Bezahlkarten; 

kein Bleiberecht für Perso-

nen, die ihre Identität ver-

schleiern, keinen anerkann-

ten Schutzstatus haben, un-

sere Regeln missachten o-

der durch Kriminalität auf-

fallen; 

konsequente Rückkehr ab-

gelehnter Asylbewerber und 

Asylbewerber ohne Bleibe-

recht in ihr Heimatland; 

Fortsetzung der stationären 

Kontrollen zwischen Bran-

denburg und Polen, bis der 

Schutz der EU Außengren-

zen funktioniert; 

europäisch verwaltete Ent-

scheidungszentren an der 

EU Außengrenze; 

dauerhafte Entlastung von 

Landkreisen, Städten und 

Gemeinden: keine Vertei-

lung von Flüchtlingen ohne 

Bleibeperspektive auf die 

Kommunen; Ausgestaltung 

des Landesaufnahmegeset-

zes, dass bei fehlender 

bleibe Perspektive eine Ver-

Fortsetzung des Integrati-

onsbudgets und der Migra-

tionssozialarbeit; 

schnellstmögliche Integra-

tion geflüchteter Menschen 

in den Arbeitsprozess; 

Anpassung des Landesauf-

nahmegesetzes an die ak-

tuellen Herausforderungen 

und Aufnahme in ein Lan-

desintegrationsgesetz; 

Bündelung der Leistungen 

und Pflichten der Migrantin-

nen und Migranten in dem 

Integrationsgesetz; Zusam-

menführung der finanziellen 

Integrationsleistungen von 

Bund, Land und EU; 

Förderung des Aufbaus 

bzw. Ausbaus landesweiter 

kommunaler Integrations-

strukturen unter der Bedin-

gung, kommunale Integrati-

onskonzepte aufzulegen; 

noch stärkeren Nutzung 

von Übersetzer-Tools sowie 

der Möglichkeiten der Digi-

talisierung bei der Integra-

tion von Geflüchteten; 

Verlässliche finanzielle Un-

terstützung der Kommunen 

bei der Errichtung von Un-

terkünften; Bereitstellung 

von ausreichenden Mitteln 

für die Schaffung und den 

Erhalt notwendiger Kapazi-

täten in Schulen und Kitas; 

Stopp des Baus eines Ein- 

und Ausreisezentrums am 

BER; Investieren dieser Mit-

tel in die Integration; 

Wiederauflage des humani-

tären Aufnahmeprogramms 

für syrische Flüchtlinge auf 

Nachzug von Familienange-

hörigen, sofern sie für deren 

Lebensunterhalt aufkom-

men können; 

Sicherung von Erstaufnah-

mekapazitäten; bedarfsge-

rechter Ausbau der Erstauf-

nahmeeinrichtungen des 

Landes; 

Sicherstellung, dass die Ge-

flüchteten bereits in den 

Erstaufnahmeeinrichtungen 

ein Sprachkursangebot be-

kommen; Schaffung von 

Qualifizierungsangeboten; 

Verkürzung des Aufenthalts 

in Gemeinschaftsunterkünf-

ten in den Kommunen; Un-

Aufnahme von Geflüchteten 

aus Europa darf in keiner 

Weise zu Lasten von Ge-

flüchteten aus anderen Tei-

len der Welt gehen; 

besondere Förderung von 

lokalen Integrationsnetz-

werken, etwa aus Ehren-

amtlichen, örtlichen Betrie-

ben, Wohnungsbaugesell-

schaften und Kirchen, so-

wie Netzwerken von auf-

nahmebereiten Städten und 

Gemeinden; 

Etablierung eines breiten, 

kreisübergreifenden und flä-

chendeckenden Angebots 

an berufs- und ausbildungs-

begleitenden Sprachkursen; 

Ausbau des Angebots an 

Deutschkursen an Universi-

täten für internationale Stu-

dierende; 

angemessene psychologi-

sche Betreuung von Men-

schen, die vor Krieg und Ge-

walt flüchten; 

geschlechtersensible Ange-

bote für queere Geflüchtete 

und FINTA*; 

deutlicher Ausbau der psy-

chologischen Betreuung;  

Beendigung des Asylmiss-

brauchs; kein Familiennach-

zug für Flüchtlinge; konse-

quente Unterbindung des 

Missbrauchs sog. Ankerkin-

der, die nach Deutschland 

vorgeschickt werden; 

Zurückführung der Justiz-

vollzugsanstalt Frankfurt 

(Oder) durch Kauf in den 

Landesbesitz; Nutzung u.a. 

als Abschiebezentrum für 

abgelehnte Asylbewerber; 

Vollständige Ersetzung der 

Geldleistungen an Asylan-

tragsteller und abgelehnte 

Asylbewerber durch Sach-

leistungen; Anknüpfung der 

Leistungsgewährung zu-

sätzlich zur individuellen In-

tegrationsbereitschaft, insb. 

an das Erreichen guter 

Sprachkenntnisse sowie ein 

einwandfreies Strafregister; 

keine Sozialleistungen für 

bestandskräftig ausreise-

pflichtige Ausländer; 

keine Überweisung von 

Transferleistungen ins Aus-

land; hohe Steuer auf Rück-

überweisungen, die den Eu-

ropäischen Wirtschafts-

raum verlassen; 

Wiedereinführung wirksa-

mer Grenzkontrollen;  

Wahrung des Grundrechts 

auf Asyl und Stopp unkon-

trollierter Migration; Asylan-

träge sollen an den EU-Au-

ßengrenzen und in Dritt-

staaten gestellt und ent-

schieden werden; 

Gewinnung ausländischer 

Fachkräfte, ohne Schädi-

gung ärmerer Herkunftslän-

der, soweit ein tatsächlicher 

Mangel besteht; 

einfachere Anerkennung 

ausländischer Qualifikati-

onsnachweise bei echter 

Vergleichbarkeit zu deut-

schen Abschlüssen; 

konsequentes Abschieben 

und Wiedereinreisesperren; 

dringende Abschiebung von 

Gewalt- und Intensivtätern, 

islamistischen Gefährdern 

und Hasspredigern; Bleibe-

recht nur für Menschen, die 

nicht straffällig werden; 

landesweite Einführung ei-

ner Bezahlkarte; 

Migrationspolitik und Bil-

dungspolitik aus einem 

Guss: verpflichtende 

Deutschkurse und frühkind-

liche Sprach- und Bildungs-

tests; 

Kürzung der Leistungen auf 

das verfassungsrechtlich 

FDP CDU SPD DIE LINKE B90/DIE Grünen AfD BSW 



 

 

Respekt vor der Rechtsord-

nung und Demokratie, insb. 

Gleichheit von Frau und 

Mann sowie Toleranz ge-

genüber allen Formen des 

Glaubens und des Nicht-

glaubens; 

keine Zweckentfremdung 

von Gemeindeeinrichtungen 

zur Unterbringung von Asyl-

suchenden; 

Einführung eines vorberei-

tenden Jahres vor dem ers-

ten Schuljahr für junge Mig-

ranten; 

konsequente Rückfüh-

rungsoffensive, um die Zahl 

der vollziehbar ausreise-

pflichtigen Flüchtlinge in 

der Metropolregion effektiv 

zu reduzieren; 

weltweite Anwerbung von 

Menschen, deren Engage-

ment das Land bereichert; 

Förderung der Zuwande-

rung qualifizierter Fach-

kräfte aus Europa und an-

deren Ländern; Initiierung 

gezielter Anwerbungspro-

gramme; 

Digitalisierung der Beantra-

gung und Bearbeitung von 

Visaverfahren; 

Einführung von Englisch als 

zweiter Verwaltungsspra-

che in Behörden; 

weildauer bis zu 24 Mona-

ten in der Erstaufnahme 

möglich ist; keine Inan-

spruchnahme öffentlicher 

Räume wie Sporthallen für 

die Unterbringung; 

Unterbringung von Flücht-

lingen ohne Bleibeperspek-

tive, die aus bestimmten 

Gründen nicht abgescho-

ben werden können, in der 

Zentralen Ausländerbe-

hörde als Übergangseinrich-

tung des Landes; intensive 

Ausreiseberatung in einem 

Landesausreisezentrum im 

Fall abschließend rechts-

kräftig abgelehnter Asylver-

fahren; 

keine zusätzlichen freiwilli-

gen Aufnahmeprogramme; 

Einrichtung von Rückfüh-

rungszentren für vollziehbar 

ausreisepflichtige Auslän-

derinnen und Ausländer; 

Ausweitung der Befugnisse 

der Polizei, um Abschiebun-

gen unangekündigt zu voll-

ziehen, um Ausreisepflich-

tige länger in Gewahrsam 

nehmen zu dürfen oder die 

Möglichkeiten bei der Su-

che zu erweitern; 

Priorisierung der Rückfüh-

rung ausländischer Straftä-

ter und weitere personelle 

Stärkung der „Taskforce“ 

zur Abschiebung krimineller 

Ausländer; 

Ausrichtung der Integration 

am Prinzip des Förderns 

und Forderns: klares Be-

kenntnis zur freiheitlichen 

terbringung insb. von Fami-

lien nach spätestens einem 

Jahr in Wohnungen; 

keine Einführung einer Be-

zahlkarte zur Erbringung 

der Leistungen nach Asyl-

bewerberleistungsgesetz; 

Abschaffung der Task 

Force „Abschiebungen“; 

keine Abschiebung bei gu-

ter Integration; Erleichte-

rung des Spurwechsels für 

diejenigen, deren Asylan-

trag zwar abgelehnt wurde, 

die jedoch in Ausbildung o-

der Arbeit sind; 

keine kommunalen Ausrei-

sezentren; Verhinderung er-

zwungener „freiwilliger“ 

Ausreisen; 

Schaffung eines humanitä-

ren Aufnahmeprogramms 

mit einem Umfang von min-

destens 200 Personen jähr-

lich; 

Abschaffung von Arbeits-

verboten, um eine Integra-

tion in den Arbeitsmarkt 

schnellstmöglich zu si-

chern; 

Einrichtung eines Runden 

Tisches „Integration“; 

Sprachkurse von Anfang an 

und für alle, schon in der 

Erstaufnahme; Ausbau be-

rufsbezogener Sprachkurse; 

Schaffung von Willkom-

menszentren in allen Land-

kreisen und kreisfreien 

Städten; 

Erhalt und Entfristung der 

Beratungsstelle bei der In-

tegrationsbeauftragten des 

Landes über Ende 2024 hin-

aus; 

keine von diskriminierenden 

Vorurteilen geprägten In-

strumente wie Bezahlkarte 

und Arbeitspflicht für Ge-

flüchtete; 

keine Abschiebeeinrichtun-

gen, wie das Abschiebe-

zentrum am BER und kom-

munale Abschiebezentren; 

keine sog. „Asylverfahren in 

Drittstaaten“; 

keine weiteren Asylrechts-

verschärfungen; 

Weiterführung der beste-

henden Landesaufnahme-

programme und Erweite-

rung um weitere Länder in 

Kriegs- und Krisenregionen; 

Wiedereinführung des Lan-

desaufnahmeprogramms 

Syrien; Aufnahme von Men-

schen aus Afghanistan; Ab-

schiebestopp für Jesid*in-

nen; 

dezentrale Unterbringung 

von Geflüchteten in Woh-

nungen und Nachbarschaf-

ten; 

Zulässigkeit des Betriebes 

von Flüchtlingsunterkünften 

konsequente Verweigerung 

der Einreise für Personen, 

die beim illegalen Grenz-

übertritt aufgegriffen wer-

den; unverzügliche Inhaft-

nahme von in Inland bei 

Kontrollen aufgegriffenen il-

legalen Einwanderern; Ein-

zug von Bargeld, Geld- und 

Kreditkarten sowie Wertge-

genständen und Wiederaus-

händigung erst nach der 

vollzogenen Abschiebung, 

abzüglich der Kosten für die 

vorübergehende Unterbrin-

gung und Versorgung sowie 

die Rückführung; Einzug 

mitgeführter Mobiltelefone, 

um die darauf gespeicher-

ten Daten zur Ermittlung 

von Schleppern, Komplizen 

und Fluchtrouten auswer-

ten zu können; 

regelmäßige Überprüfung 

des Fortbestehens von 

Asylgründen über den Zeit-

raum von zehn Jahren; 

deutlich mehr Förderung 

der Rückkehrbereitschaft; 

obligatorische Durchfüh-

rung von Altersuntersu-

chungen in begründeten 

Zweifelsfällen; 

Beendigung des Wildwuch-

ses bei der Asylverfahrens-

beratung und -betreuung; 

Verfahrensberatung nur 

noch nach § 12 a Asylge-

setz und durch staatliche 

Stellen; Entzug der öffentli-

chen Förderung für sämtli-

che Institutionen, Initiativen 

und Vereine, welche abge-

lehnte Asylbewerber dabei 

geforderte Existenzmini-

mum für Ausreisepflichtige 

in Form von Sachleistun-

gen; 



 

 

demokratischen Grundord-

nung und zur deutschen 

Leitkultur; Verankerung kon-

kreter Integrationspflichten 

im Landesrecht; ver-

pflichtende Deutschkurse 

für alle anerkannten Asylbe-

werber; Zulassung beglei-

tenden Spracherwerbs wäh-

rend einer Beschäftigung; 

Einführung von Sprachtests 

vor der Aufnahme in die 

Schule, zusätzlich verpflich-

tender Sprachunterricht bei 

erheblichen Sprachdefizi-

ten; 

Evaluierung des Landesauf-

nahmegesetzes und Weiter-

entwicklung zu einem Integ-

rationsgesetz;  

dauerhafte Sicherung und 

verlässliche Finanzierung 

von Integrationsangeboten; 

gesetzliche Verankerung 

des Integrationsbudgets als 

Integrationspauschale; 

gesetzliche Verankerung, 

dauerhafte Sicherung und 

Erweiterung des Kreises der 

Anspruchsberechtigten auf 

ukrainische Geflüchtete für 

die Migrationssozialarbeit 

für anerkannte Flüchtlinge; 

Erhalt und Fortentwicklung 

der Beratungsstelle bei der 

Landesintegrationsbeauf-

tragten; 

Ausbildung-und Berufsein-

stiegsoffensive für geflüch-

tete Menschen; 

Ausbau des Angebots an 

Anpassungsqualifizierun-

gen, vor allem in den Berei-

chen Bildung, soziale Arbeit, 

Medizin und Pflege; 

verlässliche Förderung und 

Unterstützung migranti-

scher Selbstorganisationen; 

deutliche Verkürzung von 

Einbürgerungsverfahren 

durch personelle Aufsto-

ckung der kommunalen Ein-

wanderungsbehörde; 

nur noch, wenn diese ge-

sellschaftlich und infra-

strukturell gut angebunden 

sind; 

Verkürzung der Zeit in Erst-

aufnahmeeinrichtungen auf 

maximal drei Monate; 

Spurwechsel, einfacherer 

Einstieg von Menschen in 

den Arbeitsmarkt, auch 

wenn ihr Aufenthaltsstatus 

noch nicht abschließend 

geklärt ist; 

Abschaffung aller Arbeits-

verbote für Geflüchtete; Ver-

größerung der Möglichkeit, 

Schul- und Bildungsab-

schlüsse nachzuholen; 

schnellere und flexiblere An-

erkennung von ausländi-

schen Abschlüssen; 

Fachkräfteoffensive, mit der 

mehr Menschen mit Migra-

tionsgeschichte in den Ar-

beitsmarkt gebracht wer-

den; 

Verstetigung und flächen-

deckender Ausbau von Mig-

rationssozialarbeit und des 

Integrationsbudgets; 

vermehrtes Angebot ge-

schlechterspezifische An-

gebote für queere Geflüch-

tete und FINTA*; 

unterstützen, sich der Ab-

schiebung oder Ausreise-

pflicht zu entziehen; 

konsequente Bestrafung 

von Staatsbürgern, die bei 

der Schaffung von Abschie-

behindernissen mitwirken; 

Remigrationsprogramm 

2029:  

Start einer massiven Ab-

schiebungsinitiative; Identi-

fizierung aller Fälle miss-

bräuchlicher Angaben zum 

Zwecke der Einwanderung 

mit einer landesweiten Un-

tersuchung; obligatorische 

ärztliche Untersuchung zur 

Altersbestimmung angeb-

lich minderjähriger Flücht-

linge; 

Ermittlung aller Fälle, in de-

nen Ausländerreisen in ihrer 

Heimat unternommen ha-

ben, wo sie angeblich ver-

folgt oder von Krieg bedroht 

werden; 

Vollzug der Ausreisepflicht 

aller illegal eingereisten und 

geduldeten Ausreisepflichti-

gen durch neue Verfahrens-

weisen, insb. durch Rück-

führungen im großen Stil, 

entsprechend den gelten-

den Gesetzen; 
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Aktivierender Sozialstaat 

mit effizientem Mittelein-

satz; Erhöhung der Karenz 

beim Einsatz von Mitteln; 

Familien: 

Verbesserung der Verein-

barkeit von Beruf und Fami-

lie; Schaffung besserer Vo-

raussetzungen für die Ver-

einbarung von Weiterbil-

dung und Familie; 

Steigerung der Karrierech-

ancen insbesondere für 

Frauen durch familien-

freundliche Weiterbildun-

gen; 

Kinder und Jugendliche: 

Zugang für alle Kinder und 

Jugendlichen in Branden-

burg zu gesunder und aus-

gewogener Ernährung; 

Kostenfreie Gestaltung des 

Eintritts in Museen und wei-

tere kulturelle Bildungsan-

gebote für Kinder und Ju-

gendliche sowie für Schul-

klassen, um eine ganzheitli-

che Teilhabe zu ermögli-

chen; 

Ausbau intensivmedizini-

scher Einrichtungen, um 

pflegebedürftige Kinder und 

Ersetzung des Bürgergeldes 

durch eine neue Grundsi-

cherung, bei der Fördern 

und Fordern wieder gilt; 

Familien: 

Entlastung vor allem be-

rufstätiger Eltern durch eine 

beitragsfreie Kinderbetreu-

ung von der Krippe bis zum 

Hort; 

Weiterentwicklung von Fa-

milienzentren und Mehrge-

nerationenhäusern in der 

Stadt und auf dem Land; 

Angebot umfassender nied-

rigschwelliger Beratung-und 

Unterstützungsleistungen; 

Unterstützung von Familien 

auch bei der Pflege Angehö-

riger; 

Ausweitung des Netzwerks 

„Gesunde Kinder“ für Kinder 

bis zum 6. Lebensjahr; 

Ausbau digitaler Angebots-

strukturen, um Familienleis-

tungen zugänglicher zu ma-

chen; 

Unterstützung der Ausbil-

dung von Familienhebam-

men; 

Einführung von Bürgerser-

vicestellen/Sozialbüros, die 

die Beratung für Bürgerin-

nen und Bürger zu Sozial-

leistungen aller Rechts-

kreise in einer Anlaufstelle 

zusammenfassen; 

Bekämpfung von Armut, 

insb. bei Kindern, als 

Schwerpunkt der Politik; 

Familie: 

Abschaffung aller verblei-

benden Elternbeiträge in der 

Krippe und im Hort; 

bezahlbares Kita- und 

Schulessen; 

Erhalt der Struktur von Fa-

milienzentren im Land und 

Stärkung entsprechend der 

Bedarfe nach Sozialindex; 

Beratung von jungen Fami-

lien und insb. jungen Müt-

tern als Schwerpunkt der 

Hilfen vor Ort; 

Unterstützung der Kommu-

nen beim Bau von Kitas mit 

einem Kommunalen Investi-

tionsprogramm; Gewähr-

leistung eines flächende-

ckenden und wohnortnahen 

Angebots von Krippe bis 

Hort; Umsetzung des 

Familie: 

Kostenfreiheit von Krippe, 

Kita, Hort und Ganztag für 

alle Kinder; kostenbeteili-

gungsfreies Mittagessen 

für alle Kinder in den Jahr-

gangsstufen 1 bis 6 an allen 

Schulformen; 

mehr Unterstützungsange-

bote für Alleinerziehende; 

flexible Betreuungsange-

bote außerhalb der Kita- 

und Hortzeiten;  

Etablierung regionaler Ti-

sche gegen Kinder- und Fa-

milienarmut; 

Familienfördergesetz; Wei-

terentwicklung insb. von 

Kitas und Schulen zu Fami-

lienzentren; 

Kinder und Jugendliche: 

Stärkung des Kinderschut-

zes an Schulen und Kitas; 

mindestens eine ausgebil-

dete „Insoweit erfahrene 

Fachkraft im Kinderschutz“ 

als Ansprechpartnerin; 

Ausbau des Kinder- und Ju-

gendschutzes im Umgang 

mit Medien; Ausbau präven-

tiver Maßnahmen zur Auf-

klärung und Sensibilisie-

rung; 

Familien: 

Stärkung und Ausbau von 

Familienzentren als leicht 

zugängliche Anlaufstellen 

für Familien; 

Familienfördergesetz; 

Landesprogramm „starke 

Familie“; Unterstützung be-

stehender Beratungsstellen 

bei spezifischen Schulungs- 

und Weiterbildungspro-

grammen für Familien mit 

pflegebedürftigen Kindern 

oder Kindern mit Behinde-

rung; Ausbau von Lotsen- 

und Beratungsstellen und 

Stärkung der Netzwerkar-

beit in Vergütungsvereinba-

rungen; 

flächendeckende Förderung 

von Babylots*innen auf Ge-

burtsstationen; 

Erhalt und Ausbau aller er-

gänzenden, bestehenden 

Förderprogramme, die sich 

an armutsgefährdete Kinder 

und Jugendliche richten; 

Einführung einer Kinder-

Chancen-App, in der Fami-

lien kostenfreie und ver-

günstigte Freizeit- und Bil-

dungsangebote finden; 

Kinder und Jugendliche: 

Familien: 

Stärkung der traditionellen 

Familie; positive, familien-

freundliche Sozialpolitik; ge-

burtenfördernde Familien-

politik; 

Vermittlung des Respekts 

vor dem Leben und eines 

positiven Bildes von Ehe 

und Elternschaft in der 

Schule und in den Medien; 

keine Kommerzialisierung 

des Mutterleibes durch be-

zahlte Leihmutterschaft; 

keine Vermarktung des Ge-

webes getöteter ungebore-

ner Kinder; 

Vereinfachung des Wieder-

einstiegs von Eltern in das 

Berufsleben nach der Baby-

pause, indem nach Kinder-

zahl gestaffelte Lohnsub-

ventionen an die Arbeitge-

ber gezahlt werden; 

familienfreundliche Steuer- 

und Abgabenpolitik, die es 

den Familien ermöglicht, 

auf Wunsch und ohne gra-

vierende Einbußen beim Le-

bensstandard auch mit nur 

einem Erwerbseinkommen 

zu leben; 

Einführung zinsfreier Famili-

endarlehen in Höhe von 

25.000 € mit Teilerlass für 

Langfristige Förderung und 

Etablierung von Kinder- und 

Jugendclubs sowie Fami-

lien- und Begegnungszen-

tren insb.in ländlichen Ge-

genden und kleineren Städ-

ten; 

Kinder und Jugendliche: 

inklusive Kinder-und Ju-

gendhilfe, um Kindern und 

Jugendlichen mit einer Be-

einträchtigung die best-

mögliche Unterstützung 

und Begleitung zu ermögli-

chen; 

Senioren: 

Einsamkeit im Alter: innova-

tive, generationsübergrei-

fende und gemeindennahe 

Angebote, wie z.B. kommu-

nale Wohnprojekte für al-

tersgerechtes und barriere-

freies Wohnen zu sozial ver-

träglichen Mieten; 

Menschen mit Behinderung: 

Paradigmenwechsel zu ei-

nem personenzentrierten 

Leistungssystem im Bun-

desteilhabegesetz, um 

Menschen mit Beeinträchti-

gung eine an ihren Bedürf-

nissen entsprechende Teil-

nahme zu ermöglichen; 

FDP CDU SPD DIE LINKE B90/DIE Grünen AfD BSW 



 

 

Jugendliche besser in Fa-

milien integrieren zu kön-

nen; 

Senioren: 

weitere Flexibilisierung des 

Renteneintrittsalters; Erhö-

hung der Anreize für länge-

res Arbeiten über die Redu-

zierung von Zuverdienst-

grenzen; 

Stärkung der Präventionsar-

beit für Seniorinnen und Se-

nioren, um der Zunahme 

von Trickbetrugs- und Ei-

gentumsdelikten entgegen-

zuwirken und das Sicher-

heitsgefühl zu stärken; 

Ausbau von Wohnmodellen 

wie Senioren-WGs, Senio-

rengenossenschaften oder 

ambulant betreute Wohnge-

meinschaften, um den Her-

ausforderungen des demo-

grafischen Wandels zu be-

gegnen und Probleme wie 

ineffiziente Wohnraumnut-

zung oder Vereinsamung äl-

terer Menschen zu lösen; 

Menschen mit Behinderung: 

Förderung moderner Kon-

zepte der selbstbestimmten 

Inklusion, von Assistenz-

hunden über digitale und 

technische Hilfsmittel bis 

hin zu einfachen persönli-

chen Budgets, die staatliche 

Leistungen bündeln; 

Menschen mit Behinderung: 

Ermöglichung einer Förde-

rung zur Barrierefreiheit 

Erarbeitung eines Kinder-

schutzgesetzes, das Kin-

deswohl und Kindergesund-

heit in den Mittelpunkt stellt; 

Umsetzung bzw. Weiterent-

wicklung von Schutzkon-

zepten gegen sexuellen Kin-

desmissbrauch in allen Kin-

dertagesstätten, Schulen, 

Kinder- und Jugendhilfe, Kli-

niken und der Behinderten-

hilfe; 

Ausweitung des Gütesie-

gels „Kinderschutz im 

Sport“; 

Weiterentwicklung der ver-

traulichen Spurensicherung 

nach Sexualdelikten auch 

für Betroffene unter 18 Jah-

ren; 

konsequente Verfolgung 

von Straftaten im Bereich 

des Missbrauchs und der 

Misshandlung von Kindern 

und Jugendlichen, auch 

durch erweiterte Ermitt-

lungsbefugnisse; 

Kinder und Jugendliche: 

breitgefächertes und attrak-

tives Angebot von Ausbil-

dungsmöglichkeiten;  

bezahlter Wohnraum für 

junge Menschen;  

breitgefächerte Angebote 

der Jugendarbeit mit den 

Schwerpunkten Kultur und 

Sport, Jugendsozialarbeit 

und Schulsozialarbeit; 

Rechtsanspruchs auf Ganz-

tagsförderung in der Grund-

schule; 

Kinder und Jugendliche: 

Weiterentwicklung der Ju-

gendarbeit; Übernahme von 

25 % der tatsächlichen Auf-

wendungen beim Personal-

kostenzuschuss durch das 

Land; 

Stärkung der Freiwilligen-

dienste und Verbesserung 

der Rahmenbedingungen, 

indem z.B. das freiwillige 

soziale Jahr für die spätere 

Ausbildungszeit anerkannt 

wird; Erhöhung des Ta-

schengeldes für die Freiwil-

ligen; 

Stärkung der Kinder- und 

Jugendbeteiligung; Rede- 

und Antragsrecht der Inte-

ressensvertretungen von 

Kindern und Jugendlichen 

in den kommunalen Parla-

menten; 

Weiterentwicklung des Lan-

desjugendplans; Ausgleich 

der Inflationsrate des letz-

ten Jahres mit der Förde-

rung; 

Senioren: 

Unterstützung der Arbeit 

des Landesseniorenbeauf-

tragten; 

Umsetzung der Seniorenpo-

litischen Leitlinien; 

Menschen mit Behinderung: 

Beteiligung von Kindern und 

Jugendlichen bei sie betref-

fenden Belangen in der Lan-

despolitik und an allen sie 

und ihre Zukunft betreffen-

den Entscheidungen in ih-

ren Wohnorten; 

Sicherung und Ausbau der 

inklusiven Kinder- und Ju-

gendarbeit; 

Verbesserung der Situation 

der Kinder und Jugendli-

chen in Wohngruppen; 

Mehrbelastungsausgleich 

für Träger von Einrichtun-

gen der Eingliederungs- so-

wie der ambulanten bzw. 

stationären Kinder- und Ju-

gendhilfe; 

Senioren: 

Ausbau einer seniorenge-

rechten sozialen Infrastruk-

tur; vollständige Barriere-

freiheit des öffentlichen 

Raumes; flächendeckendes 

und wohnortnahes Angebot 

der Gesundheitsversor-

gung; Verkaufseinrichtun-

gen für den täglichen Be-

darf; 

Aufbau lückenloser Mobili-

tätsketten; 

Weiterentwicklung der Seni-

orenpolitischen Leitlinien; 

gezielte Maßnahmen gegen 

Altersarmut, z.B. vergüns-

tigte Tarife oder kostenlose 

Nutzung von Kultur- und 

Freizeitangeboten und des 

ÖPNV für Seniorinnen und 

Senioren; 

Einführung eines eigenstän-

digen Kinder- und Jugend-

rechtemonitorings; 

Verbesserung des Kinder- 

und Jugendschutzes; För-

derung des Netzwerks Kin-

derschutz; Unterstützung 

der landesweiten Fachstelle 

Kinderschutz; 

mehr niedrigschwellige, ju-

gendgerechte Angebote für 

junge Menschen in psychi-

schen Krisen; 

weitere Unterstützung des 

Kompetenzzentrums für 

Kinder- und Jugendbeteili-

gung und Ausbau der Förde-

rung; Unterstützung des 

neuen Dachverbandes der 

Kinder- und Jugendgremien 

in Brandenburg mit einer 

hauptamtlichen Stelle; 

bessere finanzielle Ausstat-

tung der Kinder- und Ju-

gendgremien; 

Beteiligung junger Men-

schen an den Zukunftsfra-

gen der Metropolregion; 

Ausbau des Landesjugend-

plans, langfristig mehr Geld 

für Kinder- und Jugendar-

beit; mehr Stellen für Ju-

gendbildungsreferent*in-

nen, insb. bessere Ausstat-

tung der Jugendbildungs-

stätten; 

Weiterentwicklung und Fi-

nanzierung der Arbeit des 

Jugendforums Nachhaltig-

keit; 

jedes Kind sowie Komplett-

erlass ab dem dritten Kind; 

bessere Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf; Ermögli-

chung, dass Arbeit auch 

von zu Hause aus verrichtet 

werden kann, mithilfe einer 

flächendeckenden Moderni-

sierung der Datennetze; 

Förderung kreativer Mehr-

generationenprojekte; 

Beendigung des Kultes um 

Regenbogenfamilien; Ableh-

nung sämtlicher Bestrebun-

gen, das sog. kleine Sorge-

recht auf weitere Personen 

auszuweiten; 

bessere Unterstützung Al-

leinerziehender; automati-

sches gemeinsames Sorge-

recht ab der Geburt auch 

bei nichtehelichen Kindern; 

Erhöhung des Familiengel-

des, angemessene steuerli-

che Entlastung aller berufs-

tätigen Eltern; 

Einführung eines Betreu-

ungsgeldes für Eltern bzw. 

Großeltern für die ersten 

drei Jahre als Lohnersatz-

leistung, orientiert am bis-

herigen durchschnittlichen 

Nettolohn der letzten drei 

Jahre vor Geburt des ersten 

Kindes, gedeckelt auf die 

Höhe des allgemeinen 

durchschnittlichen Nettoge-

halts; 

inklusive Ausgestaltung der 

Kindertageseinrichtungen 

(einschließlich Hortbereich), 

Inklusives Bildungssystem, 

das Kindern und Jugendli-

chen mit besonderen Be-

dürfnissen ein lernen ent-

sprechend ihren individuel-

len Bedarfen erlaubt; 



 

 

auch bei Umzug von Arzt-

praxen, wenn die Praxis bar-

rierefrei gestaltet wird; 

schrittweise barrierefreie 

Gestaltung aller Kitas und 

Schulen; 

unbürokratische und zeit-

nahe Bereitstellung von 

Hilfsmitteln für Menschen 

mit Behinderung, wie bspw. 

für das Lesen und Schrei-

ben, bereits vor Schulbe-

ginn; 

Einführung des Wahlrechts 

für Eltern von Kindern mit 

Behinderungen, zu ent-

scheiden, ob ihr Kind eine 

Regelschule oder eine spe-

zielle Förderschule besucht;  

Gesprächsaustausch ein-

mal im Jahr mit den Ju-

gend- und Auszubildenden-

vertretungen im Land; 

Senioren: 

Fortschreibung der Senio-

renpläne/Seniorenpoliti-

schen Leitlinien; 

Unterstützung des altersge-

rechten und barrierefreien 

Umbaus von Wohnungen, 

damit Menschen bis ins 

hohe Alter in ihrem vertrau-

ten Umfeld selbstbestimmt 

leben können; 

Nutzung digitaler Assistenz-

systeme als Chance für al-

tersgerechtes Wohnen; 

Aufrechterhaltung von An-

geboten des täglichen Le-

bens in ländlichen Regionen 

auch künftig als Vor-Ort-An-

gebote, bspw. in mobiler 

Form; 

Bestärkung von Senioren, 

sich mit ihrer Erfahrung in 

Parlamenten, Gemeindever-

tretungen, Ausschüssen 

und Beiräten einzubringen; 

aktive Förderung der gesell-

schaftlichen Teilhabe von 

Senioren durch digitale, 

analoge und interessenbe-

stimmte Bildungsangebote; 

Unterstützung der Einrich-

tung von Beratungsangebo-

ten für Senioren; 

Förderung von Inklusion 

und Behindertenpolitik in al-

len Bereichen; 

kritisch konstruktive Beglei-

tung der Umsetzung des 

Bundesteilhabegesetzes; 

Unterstützung der Arbeit 

der Landesbehindertenbe-

auftragten sowie der kom-

munalen Beauftragten für 

Menschen mit Behinderung; 

Stärkung der kommunalen 

Seniorenbeiräte und der 

kommunalen Seniorenbe-

auftragten; mehr Senioren-

beauftragte im Hauptamt; 

Entwicklung eines Senioren-

mitwirkungs- und Beteili-

gungsgesetzes; 

Auflegen eines Förderpro-

gramms für barrierefreie 

und generationenübergrei-

fender Wohn- oder Betreu-

ungsformen und Wohn- und 

Unterstützungsangebote; 

Förderung der Etablierung 

von Bildungsangeboten, die 

Seniorinnen und Senioren 

den Erwerb der notwendi-

gen Kompetenzen zur Digi-

talisierung ermöglichen; 

Menschen mit Behinderung: 

Bindung von Fördergeldern 

für bauliche Maßnahmen 

unmittelbar an das Krite-

rium der Barrierefreiheit; 

mehr barrierefreie Wohnun-

gen für Menschen mit Be-

hinderungen; 

Schaffung einer Fachstelle 

für Barrierefreiheit; 

Beschleunigung des Fest-

stellungsverfahrens des 

Schwerbehindertengrades 

beim Amt für Ssoziales; 

Prüfung aller Landesge-

setze auf Konformität mit 

der UN-Behindertenrechts-

konvention und Anpassung, 

wenn nötig; Evaluierung 

Senioren: 

weitere Unterstützung der 

Arbeit der Fachstelle Altern 

und Pflege im Quartier, um 

Begegnungsorte zu schaf-

fen; 

weitere Förderung der Arbeit 

der Senior*innenbeiräte in 

den Kommunen als Stimme 

der Älteren und des Se-

nior*innenrats des Landes; 

Altenhilfestrukturgesetz; 

Menschen mit Behinderung: 

Weiterentwicklung des „Be-

hindertengleichstellungsge-

setz“ zu einem Inklusionsge-

setz; 

Schaffung einer unabhängi-

gen Monitoring Stelle, die 

das neue Inklusionsgesetz 

und die Umsetzung des be-

hindertenpolitischen Maß-

nahmenpakets auf die Ver-

einbarkeit mit der UN-Behin-

dertenrechtskonvention 

überprüft; 

stärkere Förderung der Be-

schäftigung von Menschen 

mit Behinderungen auf dem 

allgemeinen Arbeitsmarkt; 

besondere Förderung von 

Ausbildungs- und Arbeits-

plätzen in inklusiven Unter-

nehmen; 

Einführung des Mindest-

lohns auch in Werkstätten; 

finanzielle Absicherung der 

Fachstelle für barrierefreies 

Beibehaltung des Kindergel-

des, aber Unterbindung von 

Missbrauchsmöglichkeiten; 

Bekämpfung der Ver-

schwendungssucht der So-

zialindustrie; regelmäßige 

und unabhängige Überprü-

fung sämtlicher Unterneh-

men der Sozialindustrie; Si-

cherstellung, dass nur dieje-

nigen Wohlfahrtsorganisati-

onen Steuergeld erhalten, 

die sich politisch neutral 

verhalten;  

Verstärkung der Bemühun-

gen zur Bekämpfung von 

Einsamkeit; intensivere För-

derung der Nachbarschafts-

hilfe und entsprechender 

Anlaufpunkte; 

Kinder und Jugendliche: 

keine Aufnahme von Kin-

derrechten ins Grundgesetz 

wegen der drohenden Aus-

höhlung der Elternrechte; 

keine Verabreichung von 

Pubertätsblockern oder chi-

rurgische Eingriffe an Kin-

dern oder Jugendlichen, die 

das Gefühl äußern, innerlich 

dem anderen Geschlecht 

anzuhören; 

Senioren: 

würdevolles, selbstbe-

stimmtes und gesellschaft-

lich sozial integriertes Le-

ben aller Senioren; 

Senioren im Rentenalter mit 

ihren Lebenserfahrungen 



 

 

Ermöglichung lebenslangen 

Lernens auch mithilfe digi-

taler Angebote; Sicherung 

einer aktiven Teilhabe älte-

rer Menschen am gesell-

schaftlichen, kulturellen und 

politischen Leben; 

Menschen mit Behinderung: 

weiterer Ausbau und Förde-

rung der Barrierefreiheit, 

insb. Unterstützung der 

Kommunen bei der Umset-

zung von Maßnahmen zur 

Realisierung von Barriere-

freiheit im öffentlichen 

Raum und dem ÖPNV; 

Einführung eines standardi-

sierten Zertifikates der 

Werkstätten für Menschen 

mit Behinderung im Berufs-

bildungsbereich; Abstim-

mung dessen Anerkennung 

auf dem ersten Arbeits-

markt mit den Kammern; 

 

und Novellierung des Lan-

des-Behindertengleichstel-

lungsgesetzes; 

Stärkung der kommunalen 

Behindertenbeauftragten; 

Absenkung der notwendi-

gen Einwohnerzahl als Kri-

terium zur Schaffung eines 

hauptamtlichen Behinder-

tenbeauftragten; 

Weiterentwicklung des be-

hindertenpolitischen Maß-

nahmenpakets mit dem 

Schwerpunkt „Empower-

ment“; 

Erleichterung des Zugangs 

zum ersten Arbeitsmarkt 

für Menschen mit Behinde-

rungen; 

Mindestlohn in Werkstätten 

für Menschen mit Behinde-

rungen; 

Bauen; Förderung inklusiver 

Wohnprojekte; 

Stärkung der kommunalen 

Behindertenbeauftragten, 

der Landesbeauftragten für 

Menschen mit Behinderung 

und Inklusionsbeiräte; 

Benennung und Ausbildung 

von Gleichstellungsbeauf-

tragten in Werkstätten und 

Wohnformen für behinderte 

Menschen;  

wieder in den Mittelpunkt 

stellen; 

besserer Schutz von durch 

Betreuungsvereine, selbst-

ständige Berufsbetreuer 

und ehrenamtliche Betreuer 

umsorgten Menschen vor 

fachlichen Mängeln und 

missbräuchlicher Nutzung 

der rechtlichen Betreuung; 

verstärkte Herstellung einer 

seniorenfreundlichen Infra-

struktur insbesondere im 

ländlichen Gebiet; Absiche-

rung durch ortsnahe Ge-

sundheitseinrichtungen, 

Verkaufsstellen des tägli-

chen Bedarfs, Post- und 

Bankfilialen sowie Gewähr-

leistung der Mobilität durch 

Busse; 

Menschen mit Behinderung: 

Erhöhung des Lohns in 

Werkstätten für behinderte 

Menschen; 

Modernisierung des Lan-

despflegegeldgesetzes; an 

die Inflationsrate gekop-

pelte Dynamisierung des 

Landesblindengeldes; Ori-

entierung des Betrages des 

Landesblindengeldes we-

nigstens am bundesdeut-

schen Durchschnitt mit An-

hebung zunächst auf min-

destens 500 €; 
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Erhalt von Krankenhäusern, 

die die medizinische Infra-

struktur in ihren Gebieten 

aufrechterhalten; 

Berücksichtigung der Siche-

rung der Notfallambulanzen 

und Rettungszentren auf 

dem Land bei der Struktur-

planung von Krankenhäu-

sern; 

Stärkung und Erhöhung der 

Anzahl niedergelassener 

Ärzte; 

bessere Vergütung von 

Landärzten; 

Bereitstellung von Darlehen 

zur Finanzierung von medi-

zinischen Studiengängen; 

Erlass eines Teils des Darle-

hens, wenn der Arzt in Bran-

denburg bleibt; vollständi-

ger Erlass des Darlehens 

bei einer 20-jährigen Berufs-

ausübung im Land; 

umfassendere Ausführung 

der elektronischen Patien-

tenakte; zügige Umsetzung 

von Anwendungen der Tele-

matikinfrastruktur, wie das 

eRezept; 

Unterstützung der Arztpra-

xen, Pflegeeinrichtungen 

und Krankenhäuser dabei, 

die Möglichkeiten der Digi-

talisierung zu nutzen; 

Absicherung einer flächen-

deckenden Gesundheitsver-

sorgung; 

Stärkung und Ausbau von 

medizinischen Versor-

gungszentren; 

Ausgleich tatsächlicher Un-

ter- und Überversorgungen 

nach einer Bedarfsmes-

sung; 

Einsatz von Gemeinde-

schwestern für die Basis-

versorgung, die die Versor-

gung chronisch kranker und 

älterer Patienten insb. auf 

dem Land sicherstellen; 

Unterstützung der Ausbil-

dung von Familienhebam-

men; 

Etablierung neuer akademi-

scher Berufsfelder (z.B. Ad-

vanced Practice Nurse); 

Ausbau und anwender-

freundliche Ausgestaltung 

von E-Health und Telemedi-

zin; 

Einführung der Studien-

gänge Pharmazie und 

Zahnmedizin; 

Aufbau von Förderregionen 

für innovative, auch digitale 

Ansätze zur Sicherstellung 

Verbesserung der Qualität 

der Versorgung sowohl im 

stationären wie ambulanten 

Bereich; 

Erhalt eines breiten Netzes 

von Geburtskliniken und 

haus- und fachärztlicher 

Versorgung sowie ausrei-

chend Hebammen; 

Bereitstellung von künftig 

jährlich 200 Mio € als För-

dersumme für die Kranken-

häuser; 

Weiterentwicklung kommu-

naler Krankenhäuser, För-

derung kommunaler Klinik-

verbünde; 

weitere Unterstützung der 

Medizinischen Hochschule 

Brandenburg; 

noch stärkeres Zusammen-

bringen der Gesundheitsre-

gion Berlin-Brandenburg; 

Förderung innovativer Lö-

sungen der Digitalisierung, 

z.B. durch Telemedizin, 

elektronische Gesundheits-

karte und andere digitale 

Angebote; 

Auflegen eines Investitions-

programms „Kommunale 

Medizinische Versorgung“; 

Vergabe von 50 Stipendien, 

wenn sich Medizinstuden-

tinnen und -studenten ver-

pflichten, in Brandenburg 

tätig zu werden; Einführung 

eines Landzahnarztstipen-

diums; Ausweitung des 

Landarztstipendiums auf 

das Pharmaziestudium; 

Förderprogramme zur Nie-

derlassung von Ärztinnen 

und Ärzte in unterversorg-

ten Regionen; 

Forschungsförderung von 

mindestens 5 Mio € für die 

Medizinische Hochschule 

Brandenburg;  

Ermöglichung der Grün-

dung medizinischer Versor-

gungszentren oder Poliklini-

ken selbstständig von Kom-

munen;  

Schaffung mobiler Ange-

bote, um dem Ärztemangel 

in dünnbesiedelten Regio-

nen zu begegnen; Über-

nahme ärztlicher Tätigkei-

ten durch Gemeinde-

schwestern nach entspre-

chender Qualifikation; 

Abwendung drohender In-

solvenzen durch Finanzhil-

fen des Landes für Kran-

kenhäuser;  

Verbesserung der Gesund-

heitsversorgung in ländli-

chen Regionen; massives 

Vorantreiben der Digitalisie-

rung;  

Erleichterung der Gründung 

von kommunalen und ge-

meinnützigen Medizini-

schen Versorgungszentren; 

mehr Mitsprache bei der 

ambulanten Versorgung für 

das Gesundheitsministe-

rium; Schaffung neuer Stel-

len im Gesundheitsministe-

rium zum Aufbau der sekto-

renübergreifenden Versor-

gung; 

koordinierende Gesamtpla-

nung durch das Land mit 

den Kommunen, die Ziele 

für die psychosoziale Ver-

sorgung festlegt; 

Ausbau der flächendecken-

den Versorgung und Bera-

tungsangebote für beson-

dere medizinische Bedürf-

nisse queerer Menschen; 

Sicherung der medizini-

schen Versorgung für Men-

schen mit Behinderung; 

Schaffung von Barrierefrei-

heit in medizinischen Ein-

richtungen, Praxen und Ver-

sorgungszentren; 

Stärkung der Gesundheits-

wirtschaft als wichtiger Mo-

tor für die Entwicklung des 

Wirtschaftsstandortes; 

Behebung des Ärzteman-

gels auf dem Land; Absi-

cherung der Gesundheits-

versorgung auch im ländli-

chen Raum; Verbesserung 

der ambulanten fachärztli-

chen Versorgung; 

Schutz und Weiterentwick-

lung des Berufsbildes des 

Heilpraktikers; 

zügiges Entstehen von Stu-

dienplätzen in genügend 

großer Zahl an der geplan-

ten Universitätsmedizin 

Cottbus; 

verlässliche Unterstützung 

der Medizinischen Hoch-

schule Brandenburg mit ei-

ner institutionellen Förde-

rung; 

sofortige Erhöhung der Zahl 

der Studienplätze für das 

Landärzteförderprogramm; 

höhere Zuschüsse für Nie-

derlassungen im ländlichen 

Raum aus dem Landes-

haushalt; 

Abbau der Bürokratie in den 

Arztpraxen und Kranken-

häusern; 

Gesundheitsförderung und 

Prävention als zentrales 

Handlungsfeld; besondere 

Beachtung sozial benach-

teiligter Gruppen; 

Gesundheits- und Pflege-

versorgung, die an den Be-

dürfnissen der Bürger orien-

tiert ist und nicht an Ge-

winnmaximierung; 

Krankenhäuser, Medizini-

sche Versorgungszentren 

und Pflegeeinrichtungen in 

kommunaler Trägerschaft 

oder in Trägerschaft der 

Freien Wohlfahrtspflege; 

Erhalt aller 66 Kranken-

hausstandorte im Land; 

Einführung eines Selbstkos-

tendeckungsprinzips; Ver-

bot, Gewinne aus Gesund-

heitsversorgung zu erzielen; 

Ermöglichung von Ausnah-

men für Brandenburger 

Krankenhäuser bei der 

Krankenhausreform, wo 

sonst die gesundheitliche 

Versorgung vor Ort nicht 

mehr gesichert werden 

kann; 

Verbesserung der wirt-

schaftlich schwierigen Lage 

vieler Krankenhäuser; 
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eHealth-Fonds; Ausbau von 

Telemedizin; 

„Brandenburg-Quote“ an der 

Universitätsmedizin in Cott-

bus; Zusicherung eines Me-

dizinstudienplatzes bei Be-

reitschaft, eine gewisse Zeit 

in Brandenburg zu arbeiten; 

Sicherstellung der Hebam-

menversorgung; Behebung 

des Hebammenmangels in 

der Geburtshilfe, sowohl im 

stationären als auch im am-

bulanten Bereich; 

hälftige Bezuschussung der 

Versicherung für geburts-

hilflich tätige Hebammen 

durch das Land; 

verantwortungs- und leis-

tungsgerechte Anpassung 

der Vergütung von Hebam-

men nach oben, auch be-

reits während ihrer Ausbil-

dung; 

Förderung von Geburtshäu-

sern sowie hebammenge-

führten Kreißsälen; 

bessere Anerkennung von 

ausländischen Abschlüssen 

von Hebammen; 

Schutz der psychischen Ge-

sundheit; Erhöhung der Stu-

dienplätze für Psychologie 

und Psychotherapie im 

Raum Berlin/Brandenburg; 

Erhöhung der Kassensitze 

für Psychotherapeuten, 

insb. für Kinder-und Ju-

gendpsychiater; 

einer hochwertigen Versor-

gung insb. im ländlichen 

Raum; 

Erhalt aller Krankenhaus-

standorte im Land; 

Krankenhausplanung und 

Steuerung durch das Land; 

auskömmliche Finanzie-

rung mit langfristiger Pla-

nungssicherheit für alle 

Krankenhausstandorte; 

Einhaltung von Rettungs-

fristen und Sicherung der 

Notfallversorgung; 

kommunales Zuschusspro-

gramm für die Niederlas-

sung von Ärzten im ländli-

chen Raum zur Erleichte-

rung für die Kommunen, ge-

meindliche Grundstücke für 

Praxen bereitzustellen, fi-

nanzielle Unterstützung bei 

der Anschaffung medizini-

scher Großgeräte zu leisten 

und weitere Anreize für 

Ärzte zu schaffen; 

Ausbau des Landarztstipen-

diums und Öffnung für an-

gehende Zahnmediziner; 

Verpflichtung für den Ein-

satz im Raum als Gegenzug 

für finanzielle Unterstüt-

zung beim Studium; 

Drogenpolitik: 

Fortführung einer konse-

quenten Drogenpolitik und 

entschlossenes Vorgehen 

gegen Kriminalitätsentwick-

lungen im Zusammenhang 

moderner und personell gut 

ausgestatteter Öffentlicher 

Gesundheitsdienst; Fokus 

auf Gesundheitsförderung 

und Prävention; 

Verbesserung der Psycho-

therapeutischen Versor-

gung, insb. von Kindern und 

Jugendlichen; Verkürzung 

von Wartezeiten auf einen 

Therapieplatz; 

Beschleunigung der Aner-

kennung ausländischer me-

dizinischer Fachkräfte; 

Fortführung des Landärzte-

stipendiums, Ausweitung 

auf Zahnärztinnen und 

Zahnärzte; 

Entwicklung von Anreizen, 

um Apothekerinnen und 

Apotheker für ländliche Re-

gionen zu gewinnen; 

Stärkung des medizini-

schen Studiums und der 

Weiterbildung; Verpflich-

tung für die Krankenhäuser, 

ausreichend Ausbildungs-

stellen zur Verfügung zu 

stellen; 

sektorenübergreifende Ge-

sundheitsplanung; 

Sicherung von Investitionen, 

bei denen das Land den 

Krankenhäusern künftig 

mindestens 200 Mio € jähr-

lich zur Verfügung stellt; 

komplette Abschaffung der 

Fallpauschalen; 

Zurückführung von Kran-

kenhäusern im Besitz von 

privaten Klinikkonzernen 

Schritt für Schritt in die öf-

fentliche Hand; 

Absicherung der Geburts-

hilfe; umfassende und 

ganzheitliche Betreuung 

und Versorgung von 

Schwangeren, Müttern und 

Neugeborenen; flächende-

ckende und wohnortnahe 

Geburtskliniken und -zen-

tren sowie freiberufliche 

Hebammen; flächende-

ckende Einrichtung hebam-

mengeleiteter Kreißsäle; Er-

möglichung für Hebammen 

mit einer schulischen Be-

rufsausbildung, über eine 

berufsbegleitende Fortbil-

dung den Bachelorab-

schluss zu erlangen; 

moderner und zukunftsfes-

ter Ausbau des Öffentlichen 

Gesundheitsdienstes; 

mindestens 1% der Medi-

zinstudienplätze für Studen-

tinnen und Studenten, die 

sich verpflichten, nach dem 

Studium mindestens fünf 

Jahre im ÖGD zu arbeiten; 

Gewinnung und Qualifizie-

rung von neuen Ärzt*innen, 

Psychotherapeut*innen und 

Zahnärzt*innen; 

Fortführung der finanziellen 

Unterstützung der Medizini-

schen Hochschule Bran-

denburg; 

Unterstützung akademi-

scher Angebote wie das 

Studium „Physician As-

sistant“; 

flächendeckende finanzielle 

Förderung von automati-

sierten externen Defibrillato-

ren; 

Förderung der psychischen 

Gesundheit aller Beschäf-

tigten; 

Schaffung eines Lehrstuhls 

für Arbeitsmedizin an einer 

Hochschule in Branden-

burg; 

bessere Kontrolle der Ar-

beitsschutzregeln; Einstel-

lung von mehr Kontrollper-

sonal; Sicherstellung, dass 

jedes Jahr mindestens 5 % 

aller Betriebe überprüft wer-

den; 

Ausbildungsoffensive in 

den Therapieberufen; Grün-

dung und Förderung neuer 

Berufsfachschulen für The-

rapiefachkräfte im gesam-

ten Land; 

weiteres Voranbringen der 

Aus- und Weiterbildung von 

Psychotherapeut*innen; 

flächendeckende, qualitativ 

hochwertige und wohnort-

nahe Geburtshilfe; Erreich-

barkeit einer geburtshilfli-

chen Abteilung innerhalb 

von 40 Minuten für jede 

Schwangere; Sicherstellung 

einer Eins-zu-Eins-Betreu-

ung einer Gebärenden 

durch eine Hebamme; 

Unterstützung von Hebam-

men; Einrichtung eines aus-

reichend bemessenen Un-

terstützungsfonds aus Lan-

desmitteln, mit dem ein Zu-

schuss zu den Haftpflicht-

prämien der Hebammen 

geleistet werden kann; 

Abschaffung der Budgetie-

rung für Ärzte und Zahn-

ärzte; 

Verkürzung der Wartezeiten 

für Arzttermine; schnelle 

Wiedereinführung der soge-

nannten Neupatientenrege-

lung für Arztpraxen; 

wirksame Behebung von 

Lieferengpässen bei Arznei-

mitteln; Modifizierung von 

Rabattverträgen der Kran-

kenkassen; 

genaue Prüfung ausländi-

scher medizinischer Ab-

schluss- und Arbeitszeug-

nisse; 

flächendeckende Einrich-

tung von Fachabteilungen 

für fachübergreifende 

Frührehabilitation; Einrich-

tung neuer Abteilungen für 

auskömmliche Kranken-

hausinvestitionen durch 

das Land; 

echter Rettungsschirm für 

defizitäre Kliniken, um dro-

hende Insolvenzen zu ver-

hindern; 

Sicherstellung einer Grund-

versorgung in sektorenüber-

greifenden Versorgungs-

zentren mit angelagerten 

MVZ und Kurzzeitpflegeein-

richtungen in struktur-

schwachen und dünn besie-

delten Regionen; 

keine Zwangsverkamme-

rung der Pflegeberufe; 

Ausbau des Rettungsdiens-

tes auf einem qualitativ ho-

hen Niveau unter Nutzung 

eines landesweit einheitli-

chen Telenotarztsystems; 

Etablierung arbeitspsycho-

logischer Expertise in Unter-

nehmen, Förderung der 

Heilhilfsberufe sowie von 

Fachweiterbildungen der 

Ärzte und Psychotherapeu-

ten; 

weiterer Ausbau der flä-

chendeckenden, gemeinde-

nahen und bedarfsgerech-

ten sozialpsychiatrischen 

Versorgung; Weiterentwick-

lung der Beratungsland-

schaft für Betroffene und 

Angehörige auf kommuna-

ler Ebene und finanzielle 

Absicherung durch Landes-

zuschüsse; 



 

 

Brandenburg als Modellre-

gion für psychoanalytische 

Therapie mit den Substan-

zen LSD, MDMA, Psilocybin 

und Meskalin für medizini-

sche und therapeutische 

Zwecke;  

Sucht- und Drogenpolitik: 

Bereitstellung spezialisier-

ter Einrichtungen, die Ab-

hängigen direkten Zugang 

zu Therapieberatung und 

medizinischer Versorgung 

ermöglichen; 

Aufrechterhaltung akzep-

tanzorientierter Einrichtun-

gen, die Schwerstabhängi-

gen Überlebenshilfe leisten 

und oft als erste Anlaufstel-

len für spätere Therapien 

dienen; 

kontrollierte Zulassung von 

Cannabis und Ermögli-

chung dessen Konsums, 

Anbaus und Besitzes für Er-

wachsene; 

kontinuierliche Anpassung 

der Drogen- und Suchtpoli-

tik an häufig auftretende 

Suchtformen; geeignete 

Präventions- und Hilfsmaß-

nahmen für Herausforde-

rungen wie synthetische 

Drogen, Internet- und Spiel-

sucht sowie exzessiven Al-

koholkonsum;Angebote des 

Drug-Checkings in allen 

Oberzentren; 

mit der Cannabislegalisie-

rung; 

weitere Förderung von 

Reha-Kliniken und ambulan-

ten Reha-Einrichtungen; 

Ausweitung der Ausbil-

dungskapazität zum Phar-

mazeutisch-technischen 

Assistenten; 

Sucht und Drogen:  

Ausbau und finanzielle Ab-

sicherung der Präventions-

programme im Land; 

Höchstmengen für häufig 

gebrauchte Drogen, bei de-

ren Besitz keine Strafverfol-

gung erfolgt; 

Förderung der Harm-Reduc-

tion-Programme: flächende-

ckender Zugang zu Drogen-

konsumräumen, sterilen 

Konsumsutensilien etwa 

durch Spritzentauschpro-

gramme, sowie Take-

Home-Vergabe von Na-

loxon; 

Ermöglichung analysege-

stützter Präventionspro-

gramme (Drug Checking) 

und Förderung durch das 

Land; 

Unterstützung interdiszipli-

närer Forschungsprojekte 

zu Suchtprävention, Be-

handlungsmethoden und 

den sozialen Ursachen von 

Drogenkonsum mit Landes-

mitteln;  

weiterer Ausbau der Versor-

gung mit ambulanter Psy-

chotherapie; 

keine weiteren Privatisierun-

gen von öffentlichen Kran-

kenhäusern; Entwicklung 

von Regeln, wie bei Fehlent-

wicklungen Krankenhäuser 

wieder in öffentliches Ei-

gentum übernommen wer-

den können; 

Schaffung einer gesetzli-

chen Regelung für Plan-

Krankenhäuser, die den 

Weiterverkauf privater Kran-

kenhäuser an Finanzinves-

toren ausschließt; 

Steigerung der Investitions-

pauschale für die Kranken-

häuser auf 200 Mio € im 

Jahr; 

Fortführung und weiterer 

Ausbau des Programms 

„Green Care Hospital“, das 

Gesundheitseinrichtungen 

bei der Reduzierung ihres 

Bedarfs an fossilen Energie-

trägern unterstützt; 

Sicherung der flächende-

ckenden Geburtshilfe; Aus-

weitung des Hebammenak-

tionsplans zu einem umfas-

senden Aktionsplan „Si-

chere Geburtshilfe“; Förde-

rung der Gründung weiterer 

Geburtshäuser; Pilotprojekt 

für hebammengeleitete 

Kreißsäle; 1:1-Betreuung 

der Gebärenden durch Heb-

ammen; Erhalt der vier Le-

vel-1-Zentren für Frühgebo-

rene im Land; 

Kurzzeitpflege in Kranken-

häusern; 

Weiterentwicklung des Lan-

des-Rettungsdienstgeset-

zes; Stärkung der Rettungs-

dienste und Entlastung für 

Kernaufgaben; 

moderne Krankenhauspla-

nung, damit die Bürger opti-

mal versorgt und Arbeits-

plätze gesichert sind; Erhalt 

von Klinikstandorten, Ver-

hinderung von Klinikschlie-

ßungen; dauerhafte Erhö-

hung der Investitionen in 

Kliniken auf Landesebene; 

Förderung der vorbeugen-

den Gesundheitserziehung 

und Ausbau von Informati-

onsangeboten; Präventions-

programme, Förderungen 

des Breitensports, Ange-

bote in Kindergärten und 

Schulen; 

Ausbau von Breitbandinfra-

struktur und schnellem In-

ternet vor allem in ländli-

chen Gebieten, sodass tele-

medizinische Angebote als 

Ergänzung zum Praxisbüro 

such bereitgestellt werden 

können; 

weiteres Vorantreiben der 

wissenschaftlichen und ju-

ristischen Aufarbeitung der 

Coronapolitik im Land; 

keine Impfpflicht; 

neues zusätzliches Perso-

nal im Pflege-und Gesund-

heitswesen; 32.000 neue 

Beschäftigte bis 2030; 

weiterer Ausbau der Reha-

Landschaft; Bereitstellung 

finanzieller Mittel durch das 

Land; 

sichere und qualitativ hoch-

wertige Versorgung mit Arz-

neimitteln, Impfstoffen und 

Medizinprodukten; 

 

Umfassende Aufarbeitung 

der Geschehnisse während 

der Corona Pandemie; Ein-

setzung einer Enquete-

Kommission im Landtag; 

Entschädigung von Perso-

nen, die wegen Verstoßes 

gegen die Impfpflicht eine 

Strafe bezahlen mussten; 
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Mehr Zeit für persönliche 

Betreuung durch Abbau von 

Bürokratie, Verbesserung 

der Arbeitsbedingungen 

und Vorantreiben der digita-

len Transformation im Pfle-

gebereich; 

attraktivere Gestaltung des 

Pflegeberufs durch Fange-

messene Bezahlung und 

bessere Arbeitsbedingun-

gen für Pflegekräfte; 

Unterstützung von Sofort-

maßnahmen für Aus- und 

Weiterbildungsoffensiven, 

Anreize für den Wechsel 

von Teilzeit zurück in Voll-

zeit, Wiedereinstiegspro-

grammen für Pflegekräfte, 

die in andere Berufsfelder 

gewechselt sind, sowie Wei-

terqualifizierungen; 

schnelle und unkomplizierte 

Anerkennung von Pflegeab-

schlüssen, sowohl aus EU 

Ländern als auch internatio-

nal; zügige Anerkennung 

ausländischer Berufsab-

schlüsse; problemloses Ak-

zeptieren von Abschlüssen, 

die bereits in anderen Bun-

desländern anerkannt wur-

den; 

Stärkung der ambulanten 

Pflege; Unterstützung von 

Angebot einer qualifizierten 

Pflege für pflegebedürftige 

Menschen und Ermögli-

chung eines selbstbe-

stimmten Lebens in ihrem 

vertrauten Wohnumfeld; 

Bessere Rahmenbedingun-

gen, um die Vereinbarkeit 

von Familie, Pflege und Be-

ruf weiter zu erleichtern; 

Fortsetzung, Ausbau und 

Weiterentwicklung des 

Pakts für Pflege und Einbe-

ziehung in das Landespfle-

gegesetz; 

Stärkung der Prävention in 

der Pflege, um Pflegebe-

dürftigkeit hinauszuzögern; 

Stärkung der ambulanten 

Pflege vor stationärer 

Pflege; 

frühzeitige Information in 

den allgemeinbildenden 

Schulen über die vielfältigen 

Ausbildungsmöglichkeiten 

und Begeisterung junger 

Menschen für Pflegeberufe; 

stärkere Abstimmung der 

Ausbildung auf unterschied-

liche Lebenssituationen der 

Pflegekräfte; 

Stärkung der Pflege- und 

Therapiewissenschaften an 

der Brandenburgischen 

Fortführung und Versteti-

gung des „Pakt für Pflege“; 

Senkung der Eigenbeteili-

gung der Gepflegten durch 

Übernahme eines höheren 

Anteils an den Investitions-

kosten als Land; 

strenge Begrenzung der 

Leiharbeit in der Pflege 

(Bundesebene); 

weitere Unterstützung der 

Pflege- und Gesundheits-

schulen und Erhöhung der 

Investitionspauschale; 

Ausbau des Förderpro-

gramms „Pakt für Pflege“ 

mit jährlich 30 Mio €; 

Investitionsfördermassnah-

men für teil- und vollstatio-

näre Pflege; ausreichende 

Förderung des Neu-, Um- 

und Ausbaus von Pflegeein-

richtungen; 

Ausbau der Kurzzeit-Tages-

pflegeplätze; gute Verzah-

nung und Kooperation zwi-

schen Kliniken und der An-

schlusspflege; 

Ausbau der Hospiz- und 

Palliativpflege; gute finanzi-

elle und personelle Ausstat-

tung der Hospiz- und Pfle-

gedienste; Schaffung min-

destens eines stationären 

Hospizes in jedem Land-

kreis und jeder kreisfreien 

Stadt; 

signifikantes Absenken der 

Eigenanteile für Pflegebe-

dürftige, perspektivisch Ab-

schaffung; 

mehr Fachkräfte durch 

mehr Ausbildungs- und Stu-

dienangebote; bedarfsge-

rechter Ausbau der Ausbil-

dungskapazitäten; 

schnellstmöglicher Einstieg 

ausländischer Fachkräfte 

Verstetigung und weiterer 

Ausbau des „Pakt für 

Pflege“; Verankerung der 

Maßnahmen des Pakts 

auch im Landespflegege-

setz; 

zügigere Anerkennung der 

Berufsabschlüsse ausländi-

scher Pflegekräfte; 

weitere Verbesserung der 

Rahmenbedingungen des 

Pflegeberufs; weniger Wo-

chenarbeitsstunden und fle-

xiblere Arbeitszeitmodelle 

sowie mehr finanzielle An-

erkennung für die wichtige 

Arbeit von Pfleger*innen; 

kostenfreie und professio-

nelle Fortbildungsmöglich-

keiten für pflegende Ange-

hörige; deutlich verbesserte 

Entlastungsmöglichkeiten; 

weiterer Ausbau von Kurz-

zeitpflegeplätzen, insb. 

auch für Kinder und Ju-

gendliche mit Pflegebedarf, 

mit Tages- und Nachtpfle-

geangeboten; 

Neugestaltung der Ausbil-

dung im Pflegeassistenz-

Bereich, Förderung der Aka-

demisierung der Pflege; 

Attraktive Gestaltung und 

Absicherung der Rahmen-

bedingungen der Pflegebe-

rufe; 

Behebung des Fachkräfte-

mangels in der Pflege; Be-

reitstellung einer bedarfsge-

rechten Zahl von Ausbil-

dungsplätzen in den Pflege-

berufen; 

fundierte, praxisbezogene 

Ausbildung für angehende 

Pflegekräfte; Stipendienver-

einbarungen, um dem Man-

gel an Pflegekräften entge-

genzuwirken; 

Angleichung der Gehälter 

zwischen Ost und West; 

ausreichend viele qualifi-

zierte und motivierte sowie 

der deutschen Sprache 

mächtige Pflegekräfte; 

Aufwertung der Pflege 

durch Angehörige durch die 

Gewährung von Lohner-

satzleistungen; 

gesellschaftliche Anerken-

nung der Familienarbeit in 

der Pflege als Beitrag für 

das Gemeinwohl; 

Bestmögliche Versorgung 

von Pflegebedürftigen in ih-

rer gewohnten Umgebung; 

gute Information und Ent-

lastung für Angehörige; 

Verstetigung und ausrei-

chende Finanzierung des 

„Pakt für Pflege“; weiterer 

Ausbau von Angeboten der 

Pflegestützpunkte, der 

Kurzzeitpflege, der Tages- 

und Nachtpflege, auch für 

pflegebedürftige Kinder; 

Pflegekostendeckel; Eigen-

anteil der Heimbewohner 

darf die Durchschnittsrente 

nicht übersteigen; 

solidarische Pflegevollversi-

cherung als erster Teil einer 

Bürgerversicherung, in die 

alle Bürger einzahlen; 
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zu Hause pflegenden Ange-

hörigen, einschließlich ge-

zielter Schulungen; 

konsequentes Verfolgen 

des Grundsatzes „ambulant 

vor stationär“; 

Stärkung von Mehrgenerati-

onenhäusern, die den ge-

sellschaftlichen Zusam-

menhalt fördern und als 

Orte des gemeinschaftli-

chen Lernens und des Eh-

renamtes dienen; 

Einsatz digitaler Hilfsmittel 

zur Entlastung von Pflege-

kräften und Angehörigen, 

einschließlich Logistiksyste-

men, vernetzten Medizinge-

räten und Wearables; 

Ausbau von Wohnmodellen 

wie Senioren-WGs, Senio-

rengenossenschaften oder 

ambulant betreuten Wohn-

gemeinschaften; 

Technischen Universität 

Cottbus; 

Vorantreiben der Digitalisie-

rung, um Bürokratie abzu-

bauen und mehr Zeit für die 

zu Pflegenden zu haben; 

mehr Flexibilität beim Per-

sonaleinsatz, aber Eindäm-

mung von Leiharbeit; 

Ausbau der Unterstützung 

pflegender Angehöriger; 

ins Berufsleben; Vereinfa-

chung und Beschleunigung 

der Berufsanerkennungs-

verfahren; 

Ermöglichung für Migrantin-

nen und Migranten, eine 

Ausbildung und einen 

Berufsabschluss zu ma-

chen; gezielte Anwerbung 

für Aufgaben im Gesund-

heitswesen; 

Verbesserungen in Ausbil-

dung und Studium: Durch-

führung der fachübergrei-

fenden Ausbildung nicht-

ärztlicher Gesundheitsbe-

rufe an kommunalen Bil-

dungszentren; deutlicher 

Ausbau der Ausbildungska-

pazitäten für Pflege- und 

Therapieberufe; angemes-

sene Ausbildungsvergü-

tung; Ausfinanzierung der 

vorhandenen Ausbildungs-

stätten wie bspw. Pflege-

fachschulen; 

grundsätzliche Ermögli-

chung von Ausbildungen 

und Weiterqualifizierungen 

auch in Teilzeit berufsbe-

gleitend und bezahlt; 

Zurückgewinnung von Aus-

steigerrinnen und Ausstei-

gern; 

 

  



 

 

Gesellschaft und Soziales | Vielfalt und Gleichstellung  

 

       

Selbstbestimmung aller In-

dividuen frei von gesell-

schaftlichen Rollenzu-

schreibungen aufgrund ih-

res gewählten oder biologi-

schen Geschlechts; 

konsequenter Einsatz für 

die Gleichberechtigung aller 

Menschen; 

gleiche Bezahlung für glei-

che und gleichwertige Leis-

tung von Frauen und Män-

nern; 

Verbesserung der Verein-

barkeit von Beruf und Fami-

lie; Schaffung besserer Vo-

raussetzungen für die Ver-

einbarung von Weiterbil-

dung und Familie; 

mehr Flexibilität für Eltern, 

insb. Frauen; erweiterte Öff-

nungszeiten von Kita über 

Hort bis Ganztagsschule 

bei der Kinderbetreuung; 

Ausbau von Frauenbera-

tungsstellen und Frauen-

häusern; Orientierung der 

Zahl der Plätze an den tat-

sächlichen Bedarfen; 

Erhöhung der Anzahl des 

ausgebildeten Personals in 

den Schutzeinrichtungen, 

um dafür sorgen zu können, 

dass den Bedürfnissen aller 

Tatsächliche Gleichberech-

tigung von Frauen in allen 

Lebensbereichen; 

keine sprachliche Umerzie-

hung; keine Überhöhung der 

sog. Gendersprache als 

„Kulturkampf der Gleichbe-

rechtigung“; 

Einrichtung von Childhood-

Häusern, um durch Miss-

brauch und Misshandlung 

geschädigte Kinder besser 

zu schützen; 

konsequente Anwendung 

der Möglichkeiten des 

neuen Gesetzes zum 

Schutz vor häuslicher Ge-

walt und Gewalt gegen 

Frauen, z.B. durch elektroni-

sche Aufenthaltsüberwa-

chung (Fußfessel) bei po-

tentiellen Sexual-und Ge-

waltstraftätern in sog. 

„Hochrisikofällen“; 

Erreichen der tatsächlichen 

Gleichstellung von Frauen 

und Männern im Beruf, Poli-

tik und Gesellschaft; 

gerechte Entlohnung, Betei-

ligung und Partnerschaft-

lichkeit in Beruf und Familie; 

Gesellschaft des gegensei-

tigen Respekts und Zusam-

menhalts; 

bedarfsgerechte Versor-

gung mit Frauenhäusern, 

Beratungsstellen und Prä-

ventionsangeboten; 

Unterstützung der Arbeit 

der Landesgleichstellungs-

beauftragten und ihres Zu-

sammenwirkens mit den 

Gleichstellungsbeauftrag-

ten im Land; 

gleichberechtigtes Leben al-

ler, unabhängig von sexuel-

ler Orientierung oder Identi-

tät; 

Unterstützung des Aktions-

programms „Queeres Bran-

denburg“; 

Umsetzung der Istanbul-

Konvention; kostenfreie In-

anspruchnahme der Prä-

ventionsangebote, psycho-

logische Beratung der von 

Gewalt betroffenen Frauen 

Erhalt, Verstetigung und 

Ausbau von Projekten wie 

„Bildung unterm Regenbo-

gen“ und „Regenbogenfami-

lien stärken“; Stärkung der 

Fachstelle für geschlechtli-

che Vielfalt; 

Fortschreibung des Landes-

aktionsplans „Queeres 

Brandenburg“; Berücksichti-

gung auch der Bedarfe 

queerer Seniorinnen und 

Senioren sowie queerer 

Menschen mit Behinderun-

gen; Schaffung flächende-

ckender queerer Begeg-

nungsorte; Etablierung von 

psychosozialen, speziali-

sierten Beratungsangebo-

ten vor allem für queere Ju-

gendliche; mehr Schutzun-

terkünfte für Trans-Perso-

nen und LSBTIQ*-Flücht-

linge;  

eigenständige*r Queerbe-

auftragte*r im zuständigen 

Ministerium; 

bessere finanzielle Förde-

rung queerer Projekte; sepa-

rater Etat von mindestens 

100.000 €; Aufstockung des 

sonstigen Etats für den Be-

reich Queer auf 500.000 €; 

Verbesserung der Wieder-

einstiegschancen für 

Frauen ins Berufsleben 

institutionelle, langfristige 

und höhere Forderung der 

Geschäftsstellen der quee-

ren Vereine und Initiativen; 

Fortentwicklung des Akti-

onsplans „Queeres Branden-

burg“, Evaluation unter Be-

teiligung der Zivilgesell-

schaft und queerer Organi-

sationen; 

stärkere Integrierung der 

Themenfelder sexuelle und 

geschlechtliche Vielfalt in 

Schulen und Unterricht; Auf-

bau eines queeren Bildungs-

netzwerks mit einer Fach-

stelle für queere Bildung; 

landesweiter Ausbau der be-

stehenden Beratungsstruk-

turen für Opfer queerfeindli-

cher Gewalt; 

Sensibilisierung der Mitar-

beiter*innen von Polizei und 

Justiz für queerfeindliche 

Gewalt; 

Schaffung von Zufluchtsor-

ten für von häuslicher Ge-

walt betroffene queere Men-

schen; Verbesserung der Si-

tuation queerer Geflüchte-

ter; 

Überarbeitung und Erweite-

rung des Landesgleichstel-

lungsgesetzes; Stärkung 

Verbot der Sexualpädago-

gik der Vielfalt an Kinder-

gärten und Schulen; Ab-

schaffung sog. Kuschel-

ecken, Körpererkundungs-

räume usw. in Kindergärten, 

Schulen und Horten; 

Beendigung jeder Indoktri-

nation durch Gender-Lobby-

gruppen; 

Unverzügliche Einstellung 

sämtlicher finanzieller Zu-

wendungen des Landes für 

Vereine und Organisatio-

nen, die auf Grundlage der 

Sexualpädagogik der Viel-

falt in Schulen tätig sind o-

der Fortbildungsangebote 

für Lehrer bereitstellen; 

Untersagung der Anwen-

dung der Standards für die 

Sexualaufklärung in Europa 

der Weltgesundheitsorgani-

sation (2011) als kindes-

wohlgefährdend; 

Rückkehr zu einer alters- 

und kindgerechten Sexual-

kunde im Rahmen des Bio-

logieunterrichts; 

Würdigung traditioneller Le-

bensentwürfe und Wert-

schätzung der Lebensleis-

tung von Frauen, die Fami-

lien gründen und Kinder 

großziehen, indem diese in 

Bezug auf die Berechnung 

Konsequentes Genderver-

bot an Schulen und Behör-

den; 
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Opfer im Hinblick auf ver-

fügbare Zufluchtsorte und 

spezialisierte Hilfe entspro-

chen wird;  

Häusliche Gewalt: 

effizientere Koordination 

von Hilfsleistungen; Einfüh-

rung eines länderübergrei-

fenden Online-Registers zur 

Erleichterung der Abfrage 

freier Frauenhausplätze; 

Sicherstellung von ausrei-

chend Platz in Frauenhäu-

sern und Gewährleistung ei-

ner bedarfsgerechten Un-

terbringung für Betroffene; 

Durchführung einer umfas-

senden Studie zur Evalua-

tion des Bedarfs an Män-

ner- und Jugendschutzein-

richtungen; Schaffung adä-

quater Schutzeinrichtungen 

für alle Opfer häuslicher Ge-

walt; 

Sensibilisierung der Gesell-

schaft und Schaffung eines 

umfassenden Bewusst-

seins für Ursachen, Folgen 

und Schutzmöglichkeiten 

vor häuslicher Gewalt; 

und Kinder, adäquate Be-

zahlung der Angestellten; 

 

nach privaten Unterbre-

chungen; Erleichterung des 

Wegs in die Selbstständig-

keit; 

Internationaler Frauentag 

als Feiertag in Brandenburg; 

geschlechtergerechte 

Haushaltsaufstellung (Gen-

der Budgeting);  

gezielte Fördermaßnah-

men, um Mädchen und 

junge Frauen für MINT-Be-

rufe zu interessieren; 

paritätische Präsenz von 

Frauen in Führungspositio-

nen; konsequente Stärkung 

der Mitbestimmung von 

Frauen in Politik und Ver-

waltung; 

verpflichtende Bestellung 

einer hauptamtlichen 

Gleichstellungsbeauftrag-

ten ab 20.000 Einwohnerin-

nen und Einwohnern; 

Gewinnung von mehr 

Frauen für ein Engagement 

in der Kommunalpolitik mit 

einem Förderprogramm; 

Schließung der Einkom-

menslücke zwischen Män-

nern und Frauen, um das Ri-

siko von Altersarmut für 

Frauen zu senken; 

Einrichtung einer „Landes-

koordinierungs- und Lan-

desmonitoringstelle Istan-

bul-Konvention“; 

Intensivierung und Verbes-

serung von Schulungen von 

der Rolle der Gleichstel-

lungsbeauftragten; 

Beförderung der politischen 

Beteiligung von Frauen; 

Stärkung von Empower-

ment- und Mentoringpro-

grammen sowie Frauen-

netzwerken; 

langfristige Förderung der 

Familien- und Frauenver-

bände; Angleichung der in-

stitutionellen und langfristi-

gen Förderung der Ge-

schäftsstellen denen ande-

rer Verbände; 

kostenlose Menstruations-

artikel in Schulen, Hoch-

schulen und an Landesein-

richtungen; 

Forschungsschwerpunkt 

Geschlechtersensible Medi-

zin an der medizinischen 

Fakultät in Brandenburg; 

Absenkung der Schwelle 

zur hauptberufliche für 

kommunale Gleichstel-

lungsbeauftragte auf 

10.000 Einwohner*innen; 

bessere finanzielle Ausstat-

tung der queerfeministi-

schen Jugendarbeit; 

paritätische Besetzung aller 

Mandate in den Parlamen-

ten; 

Schutz von Frauen und Kin-

dern vor Gewalt; weitere An-

passung der Anzahl der 

Frauenhausplätze an den 

Bedarf (pro 100.000 Ein-

der Rentenhöhe angerech-

net wird; 

Gleichberechtigung von 

Mann und Frau als hohes 

Gut und im Grundgesetz; bi-

ologische Geschlechterbin-

dung des Menschen be-

trachten wir nicht als Last, 

sondern als Geschenk; 

keine Frauenquoten, weil 

sie die Leistungen von 

Frauen deklassieren und zu-

dem eine Form der Diskri-

minierung darstellen; 



 

 

Polizei und Staatsanwalt-

schaften für die Ermitt-

lungsarbeit bei Fällen häus-

licher Gewalt; Schwerpunkt-

Sachbearbeiterinnen und -

Sachbearbeiter für häusli-

che Gewalt bei den Polizei-

inspektionen; 

Ausbau der Frauenhäuser 

und Schutzeinrichtungen 

auf den Mindeststandard 

von 2,5 Schutzplätzen je 

10.000 Einwohnerinnen und 

Einwohnern;  

Ausbau von überall wohnor-

tnah verfügbaren Bera-

tungsstellen für gewaltbe-

troffene Frauen und Kinder; 

Ausbau der Möglichkeiten 

der vertraulichen Spurensi-

cherung nach Vergewalti-

gungen durch Einbeziehung 

weiterer Kliniken und Ziel-

gruppen; 

Stärkung der Fortbildungen 

für die Justiz und Einfüh-

rung verpflichtender Fortbil-

dungen für Richterinnen 

und Richter zu Delikten se-

xualisierter Gewalt; 

Einrichtung einer Schwer-

punkt-Staatsanwaltschaft 

zur offensiven Bekämpfung 

von Menschenhandel; 

wohner*innen ein Frauen-

hausplatz); Ausbau von Be-

ratungsangeboten in allen 

Regionen des Landes; Aus-

bau des Angebots von kul-

turspezifischen und nicht-

deutschsprachigen Angebo-

ten; 

mehr Schulungen für Poli-

zei, Verwaltung und Justiz 

im Umgang mit Opfern se-

xualisierter Gewalt; 

Verstetigung und Ausbau 

des Programms „Täterar-

beit“; 

weitere Stärkung der Koor-

dinierungsstelle bei der Lan-

desregierung zur Umset-

zung der „Istanbul-Konven-

tion“ und noch bessere Aus-

stattung; 

mehr Gewaltpräventionsan-

gebote an Schulen; 

Führen von Femiziden als 

eigene Kategorie in der Kri-

minalstatistik; 

  



 

 

Gesellschaft und Soziales | Demokratie / Politische Kultur 

 

       

Weiterentwicklung und Ver-

teidigung der liberalen De-

mokratie durch Förderung 

einer breiteren Bürgerbetei-

ligung; 

Ermöglichung einer Unter-

zeichnung von Unterstüt-

zungslisten zu Volksbegeh-

ren überall, ohne auf eine 

Amtseintragung angewie-

sen zu sein; 

Etablierung von Jugendpar-

lamenten bzw. Jugendbei-

räten in allen Landkreisen 

und Kreisfreien Städten; 

Ausweitung des Dialogs 

des Landtages mit der jun-

gen und älteren Generation 

durch moderne Formate; 

Erhalt der Gedenkstätten 

und Orte der Erinnerung; 

Unterstützung des bürger-

schaftlichen Engagements 

und der vielfältigen lokalen 

Erinnerungsprojekte wie 

etwa Stolpersteine, Gedenk-

tafeln oder Dokumentatio-

nen; 

Abschaffung des Tanzver-

botes an „stillen Feierta-

gen“; 

 

Einrichtung eines Experten-

kreises für politischen Ext-

remismus aller Phänomen-

bereiche, insb. Für den Be-

reich des religiös motivier-

ten Extremismus; 

Stärkung von Aussteiger-

programmen wie „Wage-

Mut“; Entwicklung auch des 

Bündnisses „Tolerantes 

Brandenburg“ in diese Rich-

tung; 

Förderung von Demokratie-

bewusstsein und politischer 

Bildung; stär-kere Veranke-

rung von Demokratiebe-

wusstsein und Extremis-

musprävention in den Curri-

cula aller Schulformen; 

Ausweitung der Gewrichts-

tage, um Bürgernähe zu 

steigern; 

Stärkung der Koordinie-

rungsstelle Tolerantes 

Brandenburg und seines zi-

vilgesellschaftlichen Bera-

tungssystems entspre-

chend der neuen Bedarfe; 

Etablierung kommunaler 

Bündnisse für Ehrenamt 

und Zusammenhalt in mög-

lichst vielen Städten des 

Landes; 

Untersetzung der Konzepte 

gegen Rassismus, Islamis-

mus und Antisemitismus 

mit den erforderlichen Res-

sourcen und schrittweise 

Umsetzung; 

Demokratie- und Engage-

mentförderung, die in der 

Fläche des Landes sichtbar 

und wirksam ist; 

inhaltliche Weiterentwick-

lung des Förderprogramms 

Zusammenhalt; Durchfüh-

rung mindestens zwei wei-

terer Förderrunden bei Bei-

behaltung des bisherigen 

Fördervolumens bis 2029; 

mehr Ostdeutsche in Füh-

rungspositionen; 

Stärkung der Demokratie an 

den Schulen durch Unter-

stützung von Schülern und 

Eltern bei der Ausübung ih-

rer Mitwirkungsrechte und 

Ausstattung des Beratungs-

netzwerks Tolerantes Bran-

denburg mit ausreichend fi-

nanziellen Mitteln;  

langfristige Absicherung 

der Demokratiearbeit mit ei-

nem eigenen Landes-De-

mokratiefördergesetz; 

Entwicklung von Instrumen-

ten zur wirksamen Zurück-

drängung rechtsextremer 

Netzwerke; 

Initiierung und Förderung 

von Studien zu rechter Ge-

walt in Brandenburg; 

aktive Unterstützung des 

Monitorings und der Re-

cherche zu rechten Aktivitä-

ten, Strukturen und Strafta-

ten durch das Moses Men-

delssohn Zentrum und den 

Verein Opferperspektive in 

Brandenburg; 

Schaffung eines zivilen Aus-

stiegsprogramms aus der 

rechten Szene; 

8. Mai als Jahrestag der Be-

freiung vom Hitlerfaschis-

mus als gesetzlicher Ge-

denk- und Feiertag; 

Handlungskonzept zur Prä-

vention und Bekämpfung 

Mehr direkte Demokratie 

und mehr Partizipation in 

den Angelegenheiten der 

Städte und Gemeinden; 

Erhöhung der Gelder für 

das Programm „Tolerantes 

Brandenburg“; 

Schaffung einer verlässli-

chen gesetzlichen Grund-

lage für Demokratieprojekte 

mit einem Demokratieför-

dergesetz; 

Erweiterung der Zentral-

stelle zur Bekämpfung von 

Hasskriminalität bei der Ge-

neralstaatsanwaltschaft; 

Einrichtung einer Stelle „Op-

ferschutzbeauftragte*r des 

Landes“; 

Einrichtung einer Zentralen 

Ansprechstelle für Opfer 

von Rechtsextremismus 

und Antisemitismus; 

Abbau der Hürden für 

Volksbegehren, Ermögli-

chung digitaler Unterschrif-

ten sowie einer freien 

Sammlung; 

Absenken des Wahlalters 

auf 14 Jahre in Land und 

Kommune; Anstoßen einer 

Debatte über die weitere 

Senkung des Wahlalters; 

Absenkung der notwendi-

gen Unterschriftenzahl zur 

Einbringung von Volksinitia-

tiven 10.000 und von Volks-

begehren auf 20.000; 

Kürzung der Unvereinbar-

keitsliste von Themen, zu 

denen keine sachunmittel-

bare Demokratie durch die 

Bürger möglich sein soll; 

Einführung fakultativer Re-

ferenden über vom Landtag 

beschlossene Gesetze; 

Abschaffung des bestehen-

den Zustimmungsquorums 

bei Landratswahlen; 

Einführung von direkter De-

mokratie auf Ortsteilebene; 

Verfassungsschutz darf 

kein Schutz der Regierung 

vor unerwünschter, aber 

selbstverständlich legitimer 

Kritik sein; Auflösung des 

Verfassungsschutzes, so-

fern dieser nicht im Sinne 

seiner eigentlichen Aufgabe 

reformiert werden kann; 

Schutz der Rechte der par-

lamentarischen Opposition; 

Verhinderung, dass die 

Rechte derjenigen, die eine 

andere Meinung als die re-

gierenden Parteien vertre-

ten, beschnitten werden; 

Erhalt des Rechts auf ein 

analoges Leben; Ermögli-

chung, dass Dinge des All-

tags auch ohne Apps und 

zunehmenden Zwang zur 

Digitalisierung stattfinden 

können; 

Einführung einer Unter-

grenze bei Stellenbesetzun-

gen mit ostdeutschen Be-

werbern im öffentlichen 

Dienst, insb.in der Landes-

verwaltung; 
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deutlichen Ausbau der In-

strumente der Demokratie-

bildung an den Schulen; 

stärkere Verflechtung der 

Fächer Politische Bildung 

und Lebensgestaltung-

Ethik-Religion hinsichtlich 

der Vermittlung demokratie-

bildender Kompetenzen; 

stärkere Nutzung der Me-

dien- und Beratungsange-

bote der Landeszentrale für 

politische Bildung sowie der 

Regionalen Arbeitsstellen 

für Bildung, Integration und 

Demokratie; 

stärkere Förderung schuli-

scher und außerschulischer 

Projekte zur Demokratiebil-

dung; 

Etablierung eines digitalen 

Lernangebots „Zeitung in 

der Schule“; 

von Antisemitismus; dauer-

hafte Förderung der Fach-

stelle Antisemitismus; 

modernes Transparenzge-

setz, das nicht nur Aus-

kunftsansprüche vorsieht, 

sondern alle staatlichen 

Stellen, Behörden und Kom-

munen verpflichtet, wich-

tige amtliche Informationen 

wie Daten, Gutachten und 

Verträge von sich aus zu 

veröffentlichen; 

Verringerung von Hemm-

nissen bei Bürgerbeteili-

gungsverfahren; 

Schaffung einer Plattform, 

die der Zivilgesellschaft die 

Möglichkeit zur Stellung-

nahme bei politischen Ent-

scheidungen und Gesetz-

entwürfen bietet; 

Ermöglichung von Bürger-

begehren zur Aufstellung 

von Bebauungsplänen; Be-

schleunigung von Bürgerbe-

gehren; 

Ergänzung fehlender ge-

meinnütziger Zwecke in der 

Abgabenordnung, z.B. Ein-

satz für Antifaschismus, 

Grund- und Menschen-

rechte, soziale Gerechtig-

keit und Frieden; 

Vereinfachung von Volksini-

tiativen, Volksbegehren und 

Volksentscheiden, u.a. 

durch Ermöglichung der 

Straßensammlung bei 

Volksbegehren; 

Prüfung verschiedener Mo-

delle, bspw. Familienwahl-

recht oder Möglichkeit für 

junge Menschen, selbst zu 

entscheiden, dass sie an 

der Wahl teilnehmen wollen; 

Zusammenlegung von Ter-

minen von Volksentschei-

den und Wahlen, um die Be-

teiligung zu erhöhen; 

Ermöglichung von Bürger-

begehren auch zu Bebau-

ungs- und Flächennut-

zungsplänen; 

Etablierung einer aufsu-

chenden Beteiligung be-

troffener Bevölkerungsgrup-

pen und von Beteiligungs-

formaten wie Bürgerinnen-

räten für wichtige Vorha-

ben; 

Stärkung partizipativer Ver-

fahren auch auf kommuna-

ler Ebene; 

Vorschaltung einer partizi-

pativen Bedarfsplanung 

(Phase 0) bei kommunalen 

Planungs- oder Entwick-

lungsvorhaben; 

Einführung eines zusätzli-

chen Feiertages, z.B. am 

Frauentag am 8. März, am 

Tag der März Revolutionäre 

und der ersten freien Wah-

len in der DDR am 18. März, 

am Tag der Befreiung am 8. 

Mai, am Kindertag oder 

dem vielfältig historischen 

9. November; 

keine Finanzierung ideologi-

scher Projekte; Beendigung 

aller klimabezogenen Maß-

nahmen, Einsparung der 

Ausgaben für die illegale 

Migration durch Remigra-

tion, Streichung der aktuel-

len Finanzierung von verfas-

sungsfeindlichen Aktivitä-

ten gegen die politische Op-

position; 

keine Finanzierung von Ver-

einen, Institutionen, Veran-

staltungen, Demonstratio-

nen, Aktionen im sogenann-

ten Kampf gegen rechts; 

Beendigung der Finanzie-

rung des Aktionsbündnis-

ses Tolerantes Branden-

burg; 

keine Erweiterung des 

Wahlrechts auf Ausländer; 

Abschaffung der Briefwahl; 

Ermöglichung der Stimm-

abgabe für Wähler, die am 

Wahltag daran gehindert 

sind, das Wahllokal aufzu-

suchen, mithilfe mobiler 

Wahllokale; 

Reduzierung der Zahl der 

Landtagsabgeordneten von 

derzeit 88 auf 60 Sitze so-

wie der Anzahl der Wahl-

kreise von 44 auf 30; 
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Sport: 

Schaffung von Rahmenbe-

dingungen, die kontinuierli-

che Fortschritte im Sport er-

möglichen und allen Men-

schen in der Gesellschaft 

zugutekommen; 

deutlich erhöhte Investitio-

nen in die Sanierung von 

Sportstätten, besonders bei 

öffentlichen Schwimmhal-

len; 

Förderung moderner Sport-

stätten, verstärkte Unter-

stützung barrierefreier Zu-

gänge, eines reduzierten 

Energieverbrauchs und at-

traktiver Bewegungsange-

bote; 

Ermöglichung einer prob-

lemlosen Durchführung des 

verpflichtenden Schwimm-

unterrichts in der Schule; 

Ausstattung jeder Schule 

dem Lehrplan entsprechend 

mit den notwendigen Sport-

anlagen; 

Unterstützung des Lan-

dessportbundes und seiner 

Mitglieder, um den vielfälti-

gen Breitensport zu erhal-

ten und zu stärken; 

Sport:  

Fortführung des Investiti-

onsprogramms des „Golde-

nen Plans Sport“ zum 

Sportstättenbau; 

zusätzliche Mittel in der 

Sportförderung für den Lan-

dessportbund, um damit die 

Kreis- und Stadtsportbünde 

sowie Fachverbände zu 

stärken; 

Prüfung mindestens einer 

Einstufung des Kinder- und 

Jugendsports als kommu-

nale Pflichtaufgabe in der 

Kommunalverfassung, um 

die Kommunen entspre-

chend zu unterstützen; 

Ausbau der frühkindlichen 

Bewegungsförderung und 

verbindliche Aufnahme des 

Themas in die Ausbildung 

der Erzieherinnen und Erzie-

her; 

besondere Beachtung und 

Berücksichtigung des 

Sports im Zuge des Ganz-

tagsausbaus an Schulen; 

Schwimmoffensive: bes-

sere Erreichbarkeit von 

Schwimmbädern, Förder-

programm für Kommunen 

und Vereine, Anreize für den 

Sport: 

weitere Erhöhung der ge-

setzlichen Sportförderung; 

Anpassung der Förderung 

an die Mitgliederstärke; 

Absicherung der Tarifan-

passung für Sporttrainerin-

nen und Sporttrainer; 

weiterhin Förderung der 

Sportstätten in den Kom-

munen; Fortsetzung des 

Programms „Goldener Plan 

Sport“ mit einem kommu-

nalen Investitionspro-

gramm; 

Ehrenamt: 

Bündelung der vorhande-

nen Instrumente und Förde-

rungen zur Unterstützung 

des Ehrenamts; Ausbau zu 

einer Strategie für bürger-

schaftliches Engagement in 

Stadt und Land; 

Investitionen in die Struktu-

ren des Ehrenamts; bessere 

Ausstattung der Landesar-

beitsgemeinschaft der Frei-

willigenagenturen als Ser-

vicestelle der Aktiven; 

weitere Unterstützung des 

Landesnetzwerks für bür-

gerschaftliches Engage-

Sport: 

Sport und Bewegung als 

verbindlicher Schwerpunkt 

in der Ausbildung für Erzie-

herinnen und Erzieher; 

jährliche Anpassung der 

Sportförderung über den 

Landessportbund entspre-

chend der Mitgliederent-

wicklung sowie der Inflati-

ons- und Kostensteigerung; 

klare, transparente Finan-

zierung des Breiten-, Spit-

zen- und Leistungssports; 

mehr Entlastung vom büro-

kratischen Aufwand für eh-

renamtliche Strukturen; 

Fortsetzung der Sportstät-

tenförderung über ein kom-

munales Investitionspro-

gramm; insb. Unterstützung 

der Kommunen beim Bau 

und Erhalt von Schwimm-

hallen und Freibädern; 

Fortschreibung des „Golde-

nen Plan Brandenburg“ zur 

Förderung des vereinseige-

nen Sportstättenbaus; 

mehr Geld für den Breiten-

sport: zusätzliche jährliche 

„Pro-Kopf-Pauschale“ von 

zehn Euro für Vereine bis 

1000 Mitglieder sowie von 

Sport: 

weitere umfassende Förde-

rung des Sports, insbeson-

dere des Breitensports; 

Verstetigung und bessere 

Finanzierung des „Goldenen 

Plan Brandenburg“ zur 

Sportstättenförderung; 

klimagerechte Sanierung 

von Hallenbädern; 

Schaffung vom Land geför-

derter Aktionsprogramme 

für Kinder und Jugendliche; 

Aufnahme der Förderung 

von Sport in ländlichen Räu-

men ins Sportförderungsge-

setz; 

Anerkennung der Gemein-

nützigkeit von e-Sports; 

Ehrenamt: 

Stärkung des Ehrenamts 

durch mehr Anlaufstellen, 

zusätzliche niedrigschwel-

lige Förderprogramme und 

eine bessere Vernetzung 

der Aktiven; 

Gründung einer Ehrenamts-

stiftung; 

Sport: 

Erhalt und weiterer Ausbau 

der Sportinfrastruktur; 

Verwirklichung einer umfas-

senden und gezielten För-

derung von Sportlern und 

Sportvereinen; 

Sport: 

Neuerrichtungen statt 

Schließungen sozialer Ein-

richtungen der Kommunen 

(wie z.B. Sportzentren), um 

sozialen Zusammenhalt ge-

rade in strukturschwa-chen 

Gegenden zu er-möglichen; 

 

Ehrenamt: 

Ausweitung der Vergünsti-

gungen für Ehrenamtler in 

den verschiedensten Le-

bensbereichen; 

Stärkerer Schutz ehrenamt-

lich Tätiger vor beruflichen 

Nachteilen; Absicherung 

des ehrenamtlichen Enga-

gements; 

Wertschätzung des Ehren-

amts durch eine attraktivere 

Ehrenamtskarte; 
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Anerkennung des E-Sports 

als Sportart; Förderung ent-

sprechender Angebote; An-

erkennung der Gemeinnüt-

zigkeit von E-Sportvereinen; 

Förderung des E-Sports 

durch erhöhte Mittel für die 

Medienkompetenz von Kin-

dern und Jugendlichen, 

Ausbau schnellen Internets 

sowie wissenschaftliche 

Begleitung; 

Ehrenamt: 

Reduzierung der bürokrati-

schen Belastung für Vereine 

und Ehrenamtliche; Verein-

fachung des Zugangs zu 

Förderprogrammen; Aus-

weitung der digitalen An-

tragstellung; 

Förderung des Ehrenamts 

jeder Art und des Sports 

durch vorteilhafte Rahmen-

bedingungen; Bereitstellung 

von Förderprogrammen, 

um die bestehenden Ver-

einsinfrastrukturen zu un-

terstützen; 

bessere steuerliche Berück-

sichtigung des Ehrenamts, 

insb. bei Feuerwehr und 

THW; 

Beruf des Schwimmmeis-

ter; 

Unterstützung von E-Sport 

als Möglichkeit zur Stär-

kung von Inklusion und Zu-

sammenhalt; Sicherstel-

lung, dass eine Gaming-

Sparte keine negativen Aus-

wirkungen auf die Gemein-

nützigkeit von Sportverei-

nen entfaltet; 

Ehrenamt: 

Reduzierung bürokratischer 

Vorgaben für ehrenamtli-

ches Engagement wie Ver-

sicherungsauflagen, Regist-

rierungspflichten oder Da-

tenschutzbestimmungen; 

mehr Unterstützung und 

Entlastung bei administrati-

ven Aufgaben; 

stärkere Honorierung ehren-

amtlichen Engagements, 

z.B. durch Berücksichtigung 

steuerlicher Freibeträge, 

vergünstigte Verkehrsti-

ckets und zusätzliche Ange-

bote der Ehrenamtskarte; 

ment über die Koordinie-

rungsstelle Bürgerschaftli-

ches Engagement; 

attraktivere Gestaltung der 

Ehrenamtskarte und Ange-

bot als App; 

Gewinnung von noch mehr 

Partnern für die Ehrenamts-

karte, um weitere Angebote 

und Vergünstigungen für 

Ehrenamtliche möglich zu 

machen; 

sechs Euro für Vereine ab 

1000 Mitglieder; 

entgeltliche Freistellung für 

Ehrenamtliche analog der 

Bildungsfreistellung in Höhe 

von zehn Tagen in zwei 

Jahren; 

Ehrenamt: 

Wiedereinführung der 

grundlegenden Finanzie-

rung des Ehrenamts; Wie-

derauflage und finanzielle 

Untersetzung des Mobili-

tätsbonus für Ehrenamtli-

che; 

Ausbau der Ehrenamtskarte 

als zentrales Element ge-

sellschaftlicher Wertschät-

zung; 

Wiederaufbau und dauer-

hafte und verlässliche För-

derung der regionalen Eh-

renamtsagenturen; 

Einführung eines Zuschus-

ses zum Versicherungs-

schutz für Ehrenamtliche; 

Auflegen eines Fonds, aus 

dem hohe Energiekosten 

von Vereinen und ehren-

amtlichen Organisationen 

abgefedert werden können; 

verlässliche Finanzierung 

der Arbeit, wo Ehrenamt 

staatliche Aufgaben über-

nimmt; 

Prüfung eines vergünstig-

ten Deutschlandtickets für 

ehrenamtlich Aktive;  

bezahlter Sonderurlaub von 

einem Tag pro Jahr für Eh-

renamtler*innen im Landes-

dienst, die bei Feuerwehr, 

Gewerkschaften, beim 

Technischen Hilfswerk, Ver-

einen und vielen anderen 

Einrichtungen aktiv sind; 

Steigerung der Zahl der 

Teilnehmer am Freiwilligen 

Sozialen Jahr; Einrichtung 

einer Landesförderung für 

alle FSJler*innen; 
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Zukunftsfähige und den Be-

dürfnissen der Menschen 

angemessene Infrastruktur 

als Staatsziel in die Landes-

verfassung; 

Ergreifen der Chancen des 

Strukturwandels in der Lau-

sitz; 

Etablierung von Landesbe-

hörden, sofern möglich und 

sinnvoll, in allen Regionen 

des Landes, statt sie in der 

Landeshauptstadt zu kon-

zentrieren; 

Intensivierung der Zusam-

menarbeit mit Berlin, um 

bspw. die gemeinsame Pla-

nung von Infrastrukturpro-

jekten zu verbessern; 

Wasserversorgung: 

fachliche und finanzielle Un-

terstützung der Kommunen, 

ein möglichst flächende-

ckendes Regenwasserma-

nagement einzurichten; 

schnellerer Abschluss was-

serrechtlicher Genehmi-

gungsverfahren für neue, o-

der Ertüchtigung bestehen-

der Brunnen zur Trinkwas-

serversorgung; 

Evaluierung des Landes-

Wassergesetzes; 

Förderung gleichwertiger 

Verhältnisse im ganzen 

Land; stärker aufeinander 

abgestimmte Planung in 

den Bereichen der Sied-

lungs-, Verkehrs- und Ge-

werbeentwicklung; 

Neuauflage des Standarder-

probungsgesetzes, Schaf-

fung von Experimentiert-

klauseln; 

Ansiedlung neu geschaffe-

ner Behörden oder Einrich-

tungen nicht nur in der 

Hauptstadtregion, sondern 

in allen Landesteilen; 

Fortsetzung des Bündnis-

ses für lebendige Innen-

städte; 

Entwicklung des ländlichen 

Raums: fortlaufende 

Sammlung von Daten, spe-

ziell über Dörfer bzw. Ort-

steile, durch amtliche Sta-

tistiken des Landes; ver-

stärkte Förderung von Kon-

zepten zur sozialen Dorfent-

wicklung, Unterstützung der 

Gründung von Dorfläden; 

Fortführung und Weiterent-

wicklung von LandAktiv und 

AgrarAktiv auf Grundlage 

der Fachkräftestudie für die 

Landwirtschaft; 

Prüfung in Abstimmung mit 

den Kommunen, ob die Ent-

wicklung des Einzelhandels 

außerhalb der Stadtkerne 

stärker beschränkt werden 

soll; 

Umsetzung der Regional-

entwicklungsstrategie zu-

sammen mit den Regionen; 

Vorantreiben von Schlüssel-

vorhaben der Regionalent-

wicklung, insb. zur Wert-

schöpfung und Versor-

gungssicherheit im ländli-

chen Raum; 

Fortsetzung des Förderpro-

gramms Zusammenhalt, 

Start von weiteren zwei Be-

werbungsrunden; 

Kleingärten auch zukünftig 

als fester Bestandteil kom-

munaler Siedlungsplanung; 

Festhalten an der entspre-

chenden Landesförderung 

des Landeskleingartenbei-

rats; 

Ausbau der Zusammenar-

beit in der gemeinsamen 

Hauptstadtregion mit Berlin; 

engere Gestaltung der Ab-

stimmungen mit Berlin; 

Sonderfonds über mindes-

tens 500 Mio € für Investiti-

onen in die soziale Infra-

struktur in den Orten des 

Landes; 

Masterplan der Daseinsvor-

sorge für den ländlichen 

Raum mit konkreten ver-

bindlichen Umsetzungszie-

len;  

Programm zum Erhalt und 

zur Stärkung von Hotellerie 

und Gastronomie im ländli-

chen Raum; 

Stärkung des Genossen-

schaftsmodells; Bereitstel-

lung von Anschubfinanzie-

rung für Sozialgenossen-

schaften für gemeinsame 

Lösungen in den Bereichen 

gesundheitliche Versor-

gung, Energiewirtschaft, 

Versorgung, Kultur und Mo-

bilität; 

Einsetzung einer interminis-

teriellen Arbeitsgruppe und 

einer bzw. eines Sonderbe-

auftragten in der Staats-

kanzlei, um den Anforderun-

gen der ländlichen Räume 

bei allen Entscheidungen 

die notwendige Geltung zu 

verschaffen; 

Überprüfung aller Gesetzes-

vorhaben speziell auf ihre 

Stabile Gemeinschaften 

und leistungsfähige Ba-

sisinfrastruktur mit Schulen, 

Kitas, guter medizinischer 

Versorgung, Sportvereinen 

und Kulturorten in den 

Kommunen; 

bessere Finanzierung der 

ländlichen Kommunen; ge-

rechte Verteilung der 

Schlüsselzuweisungen des 

Landes; 

mobile Angebote von Pfle-

gestützpunkten, von Ban-

ken oder Zahnärzt*innen; di-

gitale Bürger*innenbüros 

von Krankenversicherun-

gen, Pflegestützpunkten, 

Banken oder bestimmten 

Bereichen der Kommunal-

verwaltung; 

Gleichwertigkeit der Le-

bensverhältnisse; 

bessere und stetige Finan-

zierung der Basisinfrastruk-

tur in Kommunen; 

bessere Verzahnung der 

verschiedenen Fördertöpfe 

aus LEADER und GAK; 

Verdoppelung der Unter-

stützung des Landes zur Si-

cherstellung, dass es auch 

in Zukunft gute, regionale 

Zeitungen und informative, 

Schaffung gleichwertiger 

Lebens- und Arbeitsbedin-

gungen im ganzen Land; 

Wahrung und zukunftsfä-

hige Weiterentwicklung der 

regionalen Identitäten in al-

len Teilräumen des Landes; 

deutliche Erweiterung des 

Finanzvolumens und der 

Handlungsspielräume der 

Gemeinden zur Sicherung 

der kommunalen Eigenver-

antwortung; 

Zulassung von Musterkla-

gen in Prozessgemein-

schaften durch entspre-

chende Änderung des Kom-

munalabgabengesetzes; 

Neuordnung des Finanz-

ausgleichsgesetzes und 

des kommunalen Abgaben-

gesetzes; 

traditionsbezogene, fami-

lienfreundliche und selbst-

bewusste Gestaltung des 

ländlichen Raumes; 

Reform des Landesentwick-

lungsplanes Berlin-Branden-

burg zum Wohle des Bun-

deslandes; 

Schaffung eines Land-Kom-

munen-Sofortprogramms 

zur Baulandentwicklung; 

Langfristiges umfassendes 

Investitionsprogramm für 

die Infrastruktur, insb. bei 

Straßen, Brücken, Digitali-

sierung, Schulen, Woh-

nungsbau und Bahnanbin-

dungen, unter Einbeziehung 

der Kommunen; 

Unterstützung der Kommu-

nen mit einem starken Re-

kommunalisierungsfonds 

zum Rückkauf wichtiger 

kommunaler Einrichtungen 

der Daseinsvorsorge; 

verlässliche, langfristige 

und bedarfsgerechte Ausfi-

nanzierung vor allem im Be-

reich der Kinder- und Ju-

gendarbeit; 

Behebung des Investitions- 

und Instandhaltungsstaus 

im Bereich der sozialen und 

technischen Infrastruktur; 

schnelles Internet im gan-

zen Land und ohne Funklö-

cher; 

flächendeckende und hoch-

wertige Infrastruktur, die 

den Bedürfnissen der ländli-

chen Regionen gerecht 

wird; 

Auflage eines Förderpro-

gramms für die Sanierung, 

auch von kleineren Kreis- 
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keine Bevormundung oder 

Reglementierung der Trink-

wasserversorgung; 

aktive Unterstützung der 

Zweckverbände und Stadt-

werke bei der Suche nach 

und der Erschließung neuer 

Trinkwasserressourcen; 

Verkehrsinfrastruktur: 

Ausbau und Erhalt der Infra-

struktur; Zulassung von Er-

satzneubauten jeglicher Inf-

rastruktur ohne Genehmi-

gung und Umweltverträg-

lichkeitsprüfung, wenn sie 

an die künftigen Verkehrs-

verhältnisse angepasst wer-

den; 

mehr Standardisierungen 

im Artenschutz auch bei 

Verkehrsprojekten, um das 

Planen weiter zu erleichtern 

und zu beschleunigen; 

kein pauschaler Ausschluss 

des Neubaus von Landes-

straßen; 

keine Einschränkungen und 

Temporeduzierungen auf-

grund von Straßenschäden; 

kurzfristige Beseitigung von 

Schlaglöchern und kleine-

ren Straßenschäden durch 

eine neue „Taskforce Stra-

ßenreparatur“; 

Voranbringen der Sanierung 

der Fernverkehrsinfrastruk-

tur; 

flächendeckende Versor-

gung mit Breitbandnetzen 

und Mobilfunk; 

Weiterführung der Neufas-

sung von Landschafts-

schutzgebieten mit dem 

Ziel einer Ausgliederung 

von Siedlungsbereichen; un-

bürokratische Ermögli-

chung kommunaler Ent-

wicklungen in LSG; 

Investitionszuschüsse aus 

Landesmitteln für dringend 

notwendige Reparaturen 

der kommunalen Infrastruk-

tur oder andere wichtige In-

vestitionen für kleine, fi-

nanzschwache Gemeinden 

mit weniger als 3000 Ein-

wohnern im ländlichen 

Raum; Förderprogramm 

„Starke Dörfer im ländlichen 

Raum“; 

Aufstockung der Mittel für 

die Kleingartenrichtlinie; 

Etablierung einer zweiten 

Förderrichtlinien mit Mitteln 

aus dem Umweltetat; 

Begleitung und Unterstüt-

zung der Vereine im Struk-

turwandel der Mitglied-

schaft; 

Auswirkungen auf die länd-

lichen Räume;  

Bestandsschutz und Ent-

wicklungsmöglichkeiten für 

Kleingärten ostdeutscher 

Prägung; 

Absicherung der Förderung 

von Kleingärten durch das 

Land, mindestens in der 

Höhe wie bisher; 

Fortführung des Kleingar-

tenbeirats auch in der kom-

menden Wahlperiode; 

Beförderung der Zusam-

menarbeit von Kleingarten-

vereinen mit Schulen zur 

Anlage und Betreuung von 

Schulgärten;  

konkurrenzfähige Onlinean-

gebote gibt; Gründung einer 

Stiftung, die unabhängige 

lokale Berichterstattung in 

Printmedien und im Netz 

staatsfern fördern kann; 

Dorf- und Quartierskümme-

rer in jeder Gemeinde für äl-

tere, hilfebedürftige oder al-

leinstehende Personen; 

Ausbau und Stärkung der 

Infrastruktur in der Lausitz; 

Umsetzung aller im Struk-

turstärkungsgesetz veran-

kerten Infrastrukturmaß-

nahmen; sofortiger Stopp 

der einseitig ausgerichteten 

Fokussierung der Ausbau-

ziele auf rein klimaideologi-

sche Maßnahmen; 

und Gemeindestraßen mit 

weniger Bürokratie; 

Ausbau von öffentlichen 

Verkehrsmitteln; keine Dis-

kriminierung aller, die auf 

das Auto angewiesen sind; 

zügiger und flächendecken-

der Ausbau zu schnellem 

Internet; 

Erhalt aller Schulstandorte 

im ländlichen Raum; 

Neuerrichtungen statt 

Schließungen sozialer Ein-

richtungen der Kommunen 

(wie Begegnungszentren, 

Clubs, Bäder, Sportzentren), 

um sozialen Zusammenhalt 

gerade in strukturschwa-

chen Gegenden zu ermögli-

chen; 

Förderung von Treffpunkten 

wie Dorfgemeinschaften; 

langfristige Förderung und 

Etablierung von Kinder- und 

Jugendklubs sowie Fami-

lien- und Begegnungszen-

tren insb. in ländlichen Ge-

genden und kleineren Städ-

ten; 

Zugang zu sozialen und kul-

turellen Angeboten für je-

den Menschen, unabhängig 

von seinem Wohnort; quali-

tative Kulturangebote nicht 

nur in Ballungszentren, son-

dern auch im ländlichen 

Raum; 
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Barrierefreies, verkehrsträ-

gerübergreifendes Netz-

werk; 

Lösung des Investitions-

staus im Straßen- und 

Schienennetz; klimaneutra-

ler Mobilität der Zukunft; 

Förderung von Pilotprojek-

ten und Forschungsvorha-

ben im Bereich innovativer 

Mobilitätskonzepte auch 

mit Blick auf die Mobilität 

von Alt und Jung; 

Einführung von On-De-

mand- Nahverkehrskonzep-

ten in der Fläche des Lan-

des; 

keine unverhältnismäßigen 

Verbote in der Mobilität; 

keine Einführung von Fahr-

verboten und pauschalen 

Tempolimits; 

keine Diskriminierung von 

jungen oder alten Verkehrs-

teilnehmern; keine ablau-

fenden Führerscheine ab 60 

Jahren, keine Nachtfahrver-

bote oder gesonderten Ge-

schwindigkeitsregeln für 

Fahranfänger; 

flächendeckender Ausbau 

einer leistungsstarken Infra-

struktur, z.B. Ladesäulen für 

Sonder-Straßensanierungs-

programm nach dem Prin-

zip „Worst-First“; Benen-

nung der sanierungsbedürf-

tigsten Straße durch jeden 

Landkreis; 

moderne Verkehrslenkung 

mit variablen Geschwindig-

keitsbeschränkungen, die 

sich dynamisch an Ver-

kehrs-, Wetter- und Staula-

gen anpassen; 

keine pauschalen Ge-

schwindigkeitsbeschrän-

kungen über die geltenden 

Regelungen hinaus; 

Ausbauoffensive für 

Elektro-Ladeinfrastruktur, 

150 neue, öffentlich nutz-

bare Ladepunkte jährlich; 

Förderprogramm „Dorf-E-

Sharing“ für kleine Orte: Be-

reitstellung einer Ladesäule 

und von zwei Elektroautos 

für die Einwohnerinnen und 

Einwohner nach Ausschrei-

bung; 

Veränderung individueller 

Mobilität durch Anreize und 

attraktive Angebote, nicht 

mit Verboten; 

klare Orientierung an den 

Zielen der Klimaneutralität 

bis 2045 und der Erhöhung 

des Anteils des Öffentlichen 

Weiteres Vorantreiben des 

Schienenausbau-Pro-

gramms i2030 zusammen 

mit Berlin, dem Bund und 

der Deutsche Bahn AG; 

Erstellung eines Schienen-

Masterplans für das ganze 

Land in Abstimmung mit 

Berlin und den anderen an-

grenzenden Bundesländern; 

Verbesserung von Takten 

und Fahrzeiten für große 

Teile des Landes; 

Reaktivierung von Schie-

nenverbindungen überall 

dort, wo es klare verkehrli-

che und wirtschaftliche Vor-

teile gegenüber dem Bus 

gibt; 

an allen Bahnhöfen im Land 

mindestens einmal je 

Stunde Abfahrt eines Zu-

ges; 

Anbindung aller Gemeinden 

mindestens im Stundentakt 

an größere Gemeinden und 

Bahnhöfe; 

Ausbau des Angebots der 

PlusBus-Linien; 

kostenloses Deutschlandti-

cket für Menschen im Frei-

willigendienst; 

Nachtflugverbot zwischen 

22:00 und 6:00 Uhr; weitere 

Ganzjährige kostenfreie 

Schülerbeförderung für alle 

Schülerinnen und Schüler 

von Klasse 1-13 und Auszu-

bildende; 

Einführung eines Bildungs- 

und Sozialtickets für junge 

Leute und Menschen mit 

kleinen Einkommen für 9 

Euro im Monat; 

Mehr Geld für die Land-

kreise und kreisfreien 

Städte, um Lücken im Stra-

ßenbahn- und Busangebot 

zu schließen; Erreichbarkeit 

jeder Gemeinde und jedes 

Bahnhofs tagsüber mindes-

tens einmal stündlich mit 

Bus oder Bahn; 

Beschleunigung der Reakti-

vierung stillgelegter Eisen-

bahnstrecken; 

kommunaler Nahverkehr 

als Pflichtaufgabe für die 

Landkreise und Städte; 

zügige Erarbeitung und Um-

setzung eines neuen Lan-

desnahverkehrsplans und 

des Landesradverkehrs-

plans; 

bessere Vernetzung der 

Verkehrsmittel des sog. 

„Umweltverbunds“ mitei-

nander; 

Ausrichtung der landeswei-

ten Verkehrsplanung ver-

stärkt am tatsächlichen und 

künftig möglichen Bedarf; 

Einführung von mehr Tem-

polimits auf den Autobah-

nen; mehr Freiräume für die 

Kommunen für die Auswei-

sung von Tempo 30; 

deutliche Erweiterung des 

Angebots an CarSharing 

insb. im ländlichen Raum; 

qualitativ hochwertiger Aus-

bau von sicheren Park & 

Ride und Park & Bike-Park-

plätzen; 

Vereinfachung des An-

schlusses von Unterneh-

men ans Schienennetz; an-

sonsten Beschränkung des 

Transports mit dem Lkw 

möglichst auf den Weg bis 

zum nächsten Umschlag-

terminal; 

Mobilitätsgarantie für den 

öffentlichen Nahverkehr; 

Bedienung aller Bahnhöfe 

zwischen 5:00 und 22:00 

Uhr mindestens stündlich; 

gutes Instandhalten des be-

stehenden Straßennetzes, 

Vermeidung teurer und kli-

maschädlicher Neubauten; 

Abschaffung unsinniger ide-

ologiegetriebener Verord-

nungen; Anpassung der 

Straßeninfrastruktur an das 

Verkehrsaufkommen der 

langfristigen Verkehrsprog-

nose des Bundes; 

sechsspuriger Ausbau der 

A 13; 

grundlegende Erarbeitung 

eines legislatur- und haus-

haltsübergreifenden Lan-

desverkehrswegeplans, ei-

nes Landesstraßenbedarfs-

plans sowie eines Landes-

straßeninstandsetzungsbe-

darfsplans; 

Schaffung von Sonderpro-

grammen für Sanierung, In-

standsetzung sowie Neu-

bau von Ortsdurchfahrten, 

Ortsumgehungen, Brücken 

und Infrastrukturen im Zu-

sammenhang mit Wasser-

straßen; 

konsequente Verlagerung 

des Lkw-Transitverkehrs 

auf die Schiene und Ausbau 

des Güterschienennetzes; 

Festschreibung der Da-

seinsfürsorge als dauerhaf-

tes Staatsziel in der Landes-

verfassung mit expliziter 

Benennung des öffentlichen 

Personennahverkehrs; 

kostenfreier ÖPNV für 

Schulkinder und Azubis; 

Verbesserung der Lebens-

qualität und Verkehrssicher-

heit vor Ort durch Einfüh-

rung von verkehrsberuhig-

ten Zonen und andere Maß-

nahmen zur Förderung von 

Fußgänger- und Fahrradver-

kehr in Wohngebieten; 

kein allgemeines Tempo 

30-Limit in Ortslagen; kein 

Tempolimit von 120 auf Au-

tobahnen; 

kein „Vverbrennerverbot“; 

niedrigere Spritpreise; Ab-

schaffung des CO2 Preises, 

der auch die Spritpreise 

treibt; 

Förderung von CarSharing-

Angeboten; Schaffung von 

Mitfahrgelegenheiten-Platt-

formen; 

bessere Anbindung durch 

Bahnen und Busse in ländli-

chen Gebieten; 

Reaktivierung von Bahnstre-

cken, um weitere Regionen 

an das Schienennetz anzu-

schließen; 

generelle Beschleunigung 

von Planfeststellungsver-

fahren für Verkehrsprojekte; 
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die Elektromobilität und 

Wasserstofftankstellen; 

Digitalisierung der gesam-

ten Verkehrsleitsteuerung; 

ÖPNV: 

kontinuierliche Verbesse-

rung der Fahrzeug-Qualität 

im Öffentlichen Personen-

nahverkehr; 

keine weitere Vergünsti-

gung des Deutschlandti-

ckets; 

autonomer Verkehr: Identifi-

zierung weiterer Testfelder 

für das autonome Fahren 

und den autonomen Trans-

port; 

Radverkehr: 

Ausbau von Fahrradwegen 

und neuen Fahrradschnell-

wegen im ganzen Land; Mit-

planung und Berücksichti-

gung von Radwegen bei je-

dem Landesstraßenbau; 

keine Popup-Radwege oder 

anderen disruptiven Maß-

nahmen; 

Schienenverkehr: 

zügige Schaffung eines 

zweiten Bahn-Rings um 

Berlin; 

barrierefreier Umbau von 

Bahnhöfen und Zugangs 

wegen; flächendeckender, 

barrierefreier Eisenbahnver-

kehr; 

Personennahverkehrs und 

des Rad- und Fußverkehrs 

bis 2030 auf 60 %; 

Initiierung eines „Bündnis 

für Mobilität“, in dem sich 

Akteure aus Wirtschaft, 

Wissenschaft, Verkehrs-

branche und Verbänden zu-

sammenfinden; 

Vernetzung der größeren 

Städte im Land durch einen 

Brandenburg-Ring; Verknüp-

fung von Städten durch in-

telligente Verkehrsplanung; 

zusätzliche engmaschige 

vor-Ort-Lösungen (On-De-

mand-Systeme, PlusBus); 

Erprobung mit Pilotprojek-

ten, inwieweit autonomes 

Fahren Teil eines attrakti-

ven Öffentlichen Personen-

nahverkehrs im Branden-

burg-Ring sein kann; 

Erhalt und Ausbau von Lan-

desstraßen und Brücken; 

Bereitstellung von Investiti-

onsmitteln für den Erhalt 

und weiteren Ausbau des 

Landesstraßennetzes; auf-

legen eines Brückensanie-

rungsprogramms; Erhalt 

der Brandenburger Alleen; 

Steigerung des Anteils des 

sog. Umweltverbunds aus 

Öffentlichem Personennah-

verkehr sowie Rad- und 

Fußverkehr bis 2030 auf 60 

%; Fortsetzung des Investiti-

onsprogramms i2030 und 

des begonnenen Prozesses 

der Streckenreaktivierung; 

weiterer Ausbau der Plus 

Bus- und Rufbus-Angebote, 

Umsetzung der Schall-

schutzprogramme; keine 

dritte Start- und Landebahn 

am Flughafen BER; 

weitere Absicherung der Ar-

beit der Fluglärmkommis-

sion; 

Straßen-und Fahrradver-

kehr: 

Intensivierung der Bemü-

hungen zum Erhalt der Lan-

desstraßen; 

Förderung des Schienengü-

terverkehrs, um die Zahl der 

Lkw auf den Straßen zu ver-

ringern; Unterstützung von 

Neubaus bzw. Reaktivie-

rung von Gleisanschlüssen; 

Förderung des Kombinier-

ten Verkehrs durch Aus- 

und Neubau von Umschlag-

anlagen; Ausbau der Schie-

neninfrastruktur mit dem 

Ziel höherer Kapazität für 

den Güterverkehr; 

Schaffung von mehr Park & 

Ride-Anlagen im Personen-

verkehr; 

Unterstützung der Kommu-

nen, in Zusammenarbeit 

mit den regionalen Energie-

versorgern Konzepte zum 

Ausbau der Ladeinfrastruk-

tur zu entwickeln; 

Erstellung eines landeswei-

ten Radverkehrsplans in Zu-

sammenarbeit mit den 

Kommunen und Berlin; 

Ausbau überörtlicher Rad-

wege; landesweites Rad-

wegenetz für den Alltags-

verkehr; 

Verbesserung des regiona-

len Eisenbahnverkehrs; Re-

aktivierung stillgelegter 

Bahnverbindungen; Über-

prüfung und Nachjustierung 

des Infrastrukturpro-

gramms „i2030“ auf seine 

Wirksamkeit; 

Erleichterung der Verlage-

rung des Güterverkehrs auf 

die Bahn; mehr Terminals 

und Gleisanschlüsse für 

den Schienengütertrans-

port; 

Verbesserung der Qualität 

der „Öffis“: mehr Sitzplätze 

(durch Freigabe der 1. 

Klasse für alle Reisenden), 

Abteile für besondere Nut-

zergruppen, funktionieren-

den Schienenersatzverkehr; 

Herstellung der Barrierefrei-

heit im gesamten öffentli-

chen Nahverkehr; 

Luftverkehr: 

strenges Nachtflugverbot 

zwischen 22:00 und 6:00 

Uhr am Flughafen BER; 

kein Ausbau des BER zum 

internationalen Drehkreuz, 

kein Bau einer dritten Start- 

und Landebahn; 

Begrenzung von Inlands- 

und Privatjetflügen; 

bessere Anbindung der 

Städte an den Fernverkehr 

schnellere und konsequen-

tere Umsetzung des Schie-

nenausbaus im Rahmen 

des Projekts i2030, beson-

ders des Ausbaus des 

Bahn-Regionalverkehrs; 

keine Stilllegung von Bahn-

strecken; 

Initiierung von Studien und 

Konzepten, die autonome 

Fahrzeuge im ländlichen 

Raum testen und erfor-

schen, um Lücken zu schlie-

ßen; 

deutlich vergünstigtes 

Deutschlandticket für be-

troffene Gruppen; maximal 

29 € für Kinder, Jugendli-

che, Auszubildende, Rent-

ner*innen und Menschen, 

die Bürgergeld erhalten; 

Fahrrad-Zusatzticket zum 

Deutschland Ticket im VBB; 

Entwicklung eines Landes-

radwegenetzes; mehr 

Tempo beim Radwegebau; 

bessere Verbindung des 

Radwegenetzes mit dem 

ÖPNV; 

Begrenzung der Emissionen 

des Luftverkehrs; Sicher-

stellung der peniblen Einhal-

tung von Flugrouten; strikte 

Durchsetzung des Nacht-

flugverbots; 

attraktive Schienenverbin-

dungen als Alternativen 

zum Flugverkehr, insb. für 

Kurz- und Mittelstrecken; 

auskömmliche Finanzie-

rung des ÖPNV vom Land; 

Festlegung von Mindest-

standards zur ÖPNV-Bedie-

nung; Mindestausstattung 

der zugehörigen Infrastruk-

turen wie Barrierefreiheit an 

Haltestellen und Umsteige-

punkten; 

Ausbau des bestehenden 

Radwegenetzes insb. in in-

nerstädtischen und in tou-

ristischen Regionen; Erhö-

hung der Alltagstauglichkeit 

der bestehenden Radwege; 

Ausbau des brandenburgi-

schen Radwegenetzes in 

Form von straßenbegleiten-

den, separaten Radwegen 

entlang von Landesstraßen; 

kein Verbot von Verbrenner-

motoren in Deutschland; 

Vorantreiben der Erfor-

schung von sog. E-Fuels für 

die Rettung des Verbren-

nungsmotors; 

Stopp unnötiger Geschwin-

digkeitskontrollen im Stra-

ßenverkehr, die lediglich der 

Haushaltssanierung dienen; 

kein finanzieller Anreiz für 

sachlich nicht gebotene Ge-

schwindigkeitskontrollen; 

Erhöhung der Attraktivität 

von Bahnhöfen; 

Ausbau barrierefreier Zu-

gänge zu Bahnhöfen und 

Haltestellen; Anpassung 

von Fahrzeugen für Men-

schen mit eingeschränkter 

Mobilität; 

bessere Verknüpfung von 

verschiedenen Verkehrsträ-

gern wie Bus, Bahn, Fahrrad 

und CarSharing zur Erhö-

hung der Flexibilität und At-

traktivität des ÖPNV; 

weitere Preissenkungen für 

bestimmte Zielgruppen im 

ÖPNV, über das Deutsch-

landticket hinaus; 

Verbesserung der Fahrrad-

parkplätze; Schaffung von 

sicheren und gut zugängli-

chen Fahrradabstellan la-

gen an Bahnhöfen, Halte-

stellen, Einkaufszentren und 

anderen öffentlichen Orten; 

Ausbau von sicheren und 

gut ausgebauten Radwegen 

sowohl in urbanen als auch 

in ländlichen Gebieten; 

Verbesserung der Verkehrs-

sicherheit für Radfahrerin-

nen und Radfahrer, insb. 

auf den Schulwegen; 



 

 

neues Angebot an schnel-

len Verbindungen zu regio-

nalen Zentren durch Reakti-

vierung alter Bahnstrecken; 

Elektrifizierung wichtiger 

Bahnstrecken über den ak-

tuellen Bundesverkehrs-

wegeplan hinaus; 

Einführung des europäi-

schen Zugsicherungssys-

tems „European Train Con-

trol System“; 

Luftverkehr: 

Anbindung des BER an das 

ICE-Netz; 

Abschaffung einseitiger und 

wettbewerbsverzerrender 

Belastungen, z.B. Luftver-

kehrssteuer; 

kein pauschales Verbot von 

Kurzstreckenflügen; kein 

Verbot von sogenannten 

Low-Cost-Carriern; vollstän-

dige Privatisierung der 

„Flughafen Berlin-Branden-

burg GmbH“; 

Sicherstellung eines effekti-

ven Lärmschutzes u.a. 

durch Nachtflugverbote; 

Schifffahrt und Wasserstra-

ßen: 

Unterstützung der Binnen-

schifffahrt bei Digitalisie-

rungsvorhaben und der De-

karbonisierung der Flotte; 

Sicherstellung der Erhal-

tung der Binnenhäfen und 

Evaluierung der Förderung 

und Anpassung an die Mo-

bilitätsbedürfnisse; 

familienfreundliche Weiter-

entwicklung der bestehen-

den Tarifstruktur und des 

Deutschlandtickets; 

Weiterentwicklung des Rad-

verkehrs: Vorantreiben des 

Ausbaus von Radschnell-

wegen; mindestens ein 

Radschnellweg aus jeder 

Himmelsrichtung auf die 

Metropolregionen zulau-

fend in den nächsten fünf 

Jahren; Ausweitung des 

Projekts „modulares Fahr-

rad Parkhaus“; Realisierung 

weiterer Bike & Ride und 

Park & Ride-Flächen; Park & 

Ride-sowie Bike & Ride- 

Parkplätze an den zentralen 

Bahn- und Bushaltepunkten; 

Weiterentwicklung der VBB-

App zu einer „Brandenburg-

Mobilitäts-App“, die die 

komplette Mobilitätskette 

mit allen Angeboten abbil-

det; 

Zurückholung der IAA Mobi-

lität als Leitmesse für die 

Zukunft der Mobilität in die 

Metropolregion Berlin - 

Brandenburg; 

Luftverkehr: 

deutliche Zunahme des 

Flugverkehrs vom und zum 

BER; Erhöhung der Attrakti-

vität für transatlantische 

und interkontinentale Ver-

bindungen; 

Einrichtung sicherer Fahr-

radabstellplätze und Fahr-

radparkhäuser an Bahnhö-

fen und Bushaltestellen; 

weiterer Ausbau des touris-

tischen und Freizeit-Radver-

kehrs; 

mit der Bahn; Erleichterung 

des Umstiegs durch sichere 

Abstellplätze für Fahrräder 

und Klein-Elektrofahrzeuge 

an allen Bus- und Tram-Hal-

testellen, Fahrradparkhäu-

ser und Ausbau von Park & 

Ride-Anlagen an den Bahn-

höfen; 

möglichst weitgehende Er-

setzung des Individualver-

kehrs durch ÖPNV Ange-

bote; Ausbau der Ladeinfra-

struktur; 

Gründung einer Landesei-

senbahngesellschaft, der 

die Fahrzeuge für den Regi-

onalverkehr gehören und 

bei der das Personal von 

den Triebfahrzeugführerin-

nen, über das Bordpersonal 

bis hin zum Werkstattper-

sonal tarifgebunden ange-

stellt ist; 

grenzüberschreitende Ver-

kehrsverbindungen: ver-

netztes System, das die 

Mobilitätsbedürfnisse der 

Menschen über die Grenzen 

von Landkreisen und Bran-

denburgs hinaus berück-

sichtigt; 

Ausbau des nachbarschaft-

lichen Nahverkehrs in Dop-

pelstädten und Grenzgebie-

ten; 

bessere Verbindung der 

Radwegenetze Polens und 

Deutschlands miteinander; 



 

 

Verbesserung deren Einbin-

dung in die Verkehrsbezie-

hungen; 

länderübergreifende Har-

monisierung der Regel im 

Bootsverkehr;  

Ausbau zentral steuerbarer 

Verkehrsleitsysteme mit 

Kameras und LED-Anzeigen 

für adaptive Geschwindig-

keitsregelungen, Warnun-

gen sowie Spuröffnungen 

und -schließungen auf Au-

tobahnen, Bundesstraßen 

und staubelasteten Stra-

ßen; 

Umsetzung öffentlicher Inf-

rastrukturprojekte zukünftig 

auch durch private Betrei-

bermodelle; 

 

Offenheit für den Einstieg 

eines strategischen Inves-

tors bei der FBB-GmbH, um 

neue Potenziale zu erschlie-

ßen und wirtschaftlichen Er-

folg zu erreichen; 

Ausbau des Angebots von 

Langstreckenflügen; 

Weiterentwicklung des 

Flughafenumfelds in den 

nächsten Jahren; Ausbau 

von Straßen-, Bus- und 

Bahnverkehr 

konsequente Umsetzung 

der Schallschutzpro-

gramme; 

Unterstützung der Arbeit 

der Fluglärmkommission; 

Absicherung der weiteren 

Finanzierung des Fluglärm-

beauftragten; 
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Ermöglichung schnelleren, 

günstigeren und unbürokra-

tischeren Bauens; 

Abschaffung jeglicher 

Denkmalschutzauflagen, 

die nicht den öffentlichen 

Sichtbereich von Gebäuden 

betreffen; deutliche Verein-

fachung von Renovierungen 

und Umbauten denkmalge-

schützter Gebäude; 

staatliche Übernahme der 

Kosten für Gutachten und 

Sondierungen bei potenziell 

denkmalgeschützten Ge-

bäuden; 

Reduzierung und Entrümpe-

lung überbordender gesetz-

licher Anforderungen an 

Bauprojekte; 

Genehmigungsfiktion: ein 

Bauantrag soll als geneh-

migt gelten, wenn alle Un-

terlagen vorliegen und die 

Behörde nicht fristgerecht 

(nach drei Monaten) dar-

über entschieden hat; 

Limitierung der Möglichkeit 

der Nachforderung von Un-

terlagen durch die zustän-

dige Baubehörde auf 

höchstens drei; 

massive Beschleunigung 

der Prozesse der Bauge-

Unterstützung und Förde-

rung des Baus von bezahl-

barem Wohnraum; Steige-

rung der Eigentumsquote; 

Sicherung der vollständigen 

Kofinanzierung der Bundes-

mittel für die soziale Wohn-

raumförderung, Fortset-

zung auf hohem Niveau; 

Ausweitung des Pro-

gramms zur „Förderung des 

selbstgenutzten Wohnei-

gentums“, Anpassung der 

Förderstufen an das gestie-

gene Baukostenniveau; 

Ausweisung neuer Flächen 

für bezahlbares Bauland; 

bestmögliches Ausnutzen 

von Spielräumen im Lan-

desentwicklungsplan für 

Kommunen; Aufstockung 

der Planungsförderung für 

Kommunen; 

Fortsetzung des „Bündnis 

für Wohnen“; 

Stärkung der für Kommu-

nen wichtigen Förderpro-

gramme der Städtebauför-

derung durch Kofinanzie-

rung der Bundesmittel; 

Freibeträge bei der Grunder-

werbsteuer für den Erster-

werb von selbstgenutztem 

Wohneigentum von 

Schaffung von ausreichen-

dem und bezahlbarem 

Wohnraum; 

bedarfsorientierte Auswei-

tung der Sozialen Wohn-

raumförderung; Förderung 

des Wohnungsbaus weiter 

mit über 200 Mio € im Jahr; 

Förderung von „Jungem 

Wohnen“ in Azubi- und Stu-

dierendenwohnheimen; Ver-

sorgung von 20 % der Stu-

dierenden an allen Hoch-

schulstandorten mit einem 

Wohnheimplatz; 

Erleichterung des Erwerbs 

von Grundstücken für die 

Gemeinden und Unterstüt-

zung bei der Flächenbevor-

ratung; 

Veränderung der Bauord-

nung, um mehr Wohnraum 

zu schaffen; Erleichterung 

des seriellen Bauens sowie 

der Umnutzung oder Um-

wandlung von Bestandsge-

bäuden in Wohnraum; 

Veränderung der Regelun-

gen zur Mietpreisbremse, 

dass mehr Gemeinden 

diese Begrenzung nutzen 

können; 

besserer Schutz bestehen-

den Mietwohnraums durch 

Konsequente Anwendung 

der Mietpreisbremse; 

Genehmigungsvorbehalt 

der Kommunen bei der Um-

wandlung von Miet- in Ei-

gentumswohnungen; 

Erweiterung des Enteig-

nungsgesetzes; Ermögli-

chung der Enteignung für 

soziale Zwecke, Bildungs-

infrastruktur und die Wohn-

raumversorgung der Kom-

munen; 

Unterbindung des Verkaufs 

von öffentlichem Boden; 

Zusammenführung der Flä-

chen des Landes in einem 

Bodenfonds; 

Unterstützung der Schaf-

fung selbstgenutzten 

Wohneigentums, insb. für 

Familien, generationenüber-

greifende Projekte, gemein-

wohlorientierte Baugruppen 

sowie für Normalverdiene-

rinnen und Normalverdie-

ner; 

Stopp der Abrissförderung; 

barrierefreier Umbau von 

Wohnungen; Unterstützung 

durch ein Landespro-

gramm; 

Weiterentwicklung der Bau-

ordnung im Sinne einer Um-

bauordnung; Einführung ei-

nes Gebäudetyps E für be-

sonders ambitionierte öf-

fentliche und institutionelle 

Bauherr*innen; 

stärkere Berücksichtigung 

von Klimaaspekten in der 

Wohnraumförderung; 

deutliche Vereinfachung 

und Förderung der Regeln 

für das Bauen mit ge-

brauchten Bauteilen und 

ökologischen Stoffen wie 

Stroh, Lehm und Holz; 

schrittweise Einführung von 

Anteilen für den Einsatz lo-

kal recycelter Baustoffe und 

Bauteile, auch in öffentli-

chen Ausschreibungen; 

Schaffung bezahlbaren 

Wohnraums; deutliche Ver-

besserung des Neubaus be-

zahlbarer Wohnungen 

durch Kommunen und ge-

meinwohlorientierte Woh-

nungsunternehmen; 

Schaffung von mehr günsti-

gen Wohnungen durch Neu-

bau und Umnutzung; Bevor-

zugung kommunaler Woh-

nungsbaugesellschaften, 

gemeinwohlorientierter 

Wohnungsunternehmen 

Wiederbelebung der Woh-

nungsgenossenschaften; 

Schaffung der Vorausset-

zungen für bedarfsgerech-

ten Wohnungsneubau, 

bspw. durch Ausweisung 

von Bauland; substantielle 

Senkung der Kosten; 

Reduktion der überzogenen 

Baustandards und-Vorga-

ben; Streichung ideologie-

behafteter Gesetze und Ver-

ordnungen im Bauord-

nungsrecht; 

nachhaltige Senkung von 

Bau- und Wohnkosten 

durch klare Abkehr von fal-

schen energiepolitischen 

Vorgaben wie dem Gebäu-

deenergiegesetz; Zurück-

fahren des Brand-, Wärme- 

und Schallschutzes auf ein 

notwendiges Mindestmaß; 

nachhaltige Entlastung der 

angespannten Wohnungs-

marktlage durch konse-

quente Remigration von 

Migranten und Asylanten 

ohne Bleiberecht; 

finanzielle Unterstützung 

von Wohnungsbaugenos-

senschaften; Vereinfachung 

des Erwerbs von Genossen-

schaftsanteilen durch För-

derprogramme zur Schaf-

Sicherstellung, dass es tat-

sächlich nicht zu einer Be-

reicherung des Staates bei 

der Grundsteuerreform 

kommt und dadurch die 

Mieten wegen der Umlage 

auf die Nebenkosten stei-

gen; 

Begrenzung der Mietsteige-

rungen durch einen bundes-

weiten Mietendeckel; 

Auflage eines Programms 

für sozialen Wohnungsbau; 

Förderung gemeinnütziger 

Wohnungsbaugesellschaf-

ten; 

Einführung einer echten 

Wohnungsgemeinnützigkeit 

(Bundesrat); 

Landesprogramm zur Absi-

cherung der bedarfsgerech-

ten Versorgung der Men-

schen mit Wohnungen so-

wohl in Städten wie auch im 

ländlichen Raum; 

keine weitere Privatisierung 

von Wohnungen und Grund-

stücken der öffentlichen 

Hand; 

FDP CDU SPD DIE LINKE B90/DIE Grünen AfD BSW 



 

 

nehmigung durch vollstän-

dige Digitalisierung des 

Bauantrags; 

150.000 € pro Erwachsenen 

und 100.000 € pro Kind; 

Abbau von regulatorischen 

Hemmnissen für das Bauen 

mit Holz und anderen nach-

haltigen Bauweisen; 

Genehmigungsfiktion für 

Baugenehmigungen; 

weitere Entbürokratisierung 

und Reduzierung der Anfor-

derungen im Baurecht, z.B. 

Abbau von natur- und arten-

schutzrechtlichen Hemm-

nissen im Landesrecht bei 

der Bauleitplanung; 

Schaffung rechtlicher Mög-

lichkeiten, die Umwandlung 

von Miet- in Eigentumswoh-

nungen zu unterbinden; 

Abbau des Sanierungsstaus 

der kommunalen Woh-

nungsunternehmen im Be-

reich der energetischen Sa-

nierung; Auflegen eines ei-

genen Förderprogramms; 

Aktionsplan gegen Woh-

nungslosigkeit; niemand 

darf aufgrund von Zah-

lungsrückständen seine 

Wohnung verlieren; 

Kündigungsmoratorium al-

ler landeseigenen und kom-

munalen Wohnungsunter-

nehmen inklusive Studie-

rendenwerke für Menschen 

in Notlagen; 

Förderung von Nachver-

dichtung statt Zersiedelung, 

um den Flächenverbrauch 

zu stoppen; Förderung von 

modularem Bauen sowie 

des Bauens mit Holz und 

anderen regionalen und 

nachwachsenden Materia-

lien; 

Stärkung der Kontroll- und 

Mitbestimmungsrechte von 

Mieterinnen und Mietern; 

Wohnungsaufsichtsgesetz; 

Erlass der Altschulden für 

die kommunalen Woh-

nungsunternehmen; 

Einführung kommunaler 

Mietendeckel (Bundes-

ebene); 

Ermöglichung von Vor-

kaufsrechten für die Kom-

munen; 

und Genossenschaften bei 

der Vergabe von Flächen; 

kein Verbrauch neuer Flä-

chen ab 2030; Reduzierung 

des Flächenverbrauchs bis 

dahin in sinnvollen Zwi-

schenschritten; 

Verbleib aller landeseigenen 

Flächen in öffentlicher 

Hand; kein Verkauf landes-

eigener Flächen an private 

Investoren; 

Mieter*innenschutz: Be-

schränkung der Umwand-

lung von Mietwohnungen in 

Eigentumswohnungen in 

Gebieten, in denen die Lage 

besonders angespannt ist; 

Unterstützung von Kommu-

nen bei der Erstellung von 

Mietspiegeln; 

Stärkung gemeinschaftli-

chen Wohnens; eigene 

Richtlinie in der Wohnraum-

förderung; Schaffung von 

Beratung-und Vernetzungs-

strukturen; 

Steigerung der Aufenthalts-

qualität in den Zentrumsla-

gen von Klein- und Groß-

stadt, Stärkung von Handel 

und Gastronomie; 

Förderprogramm, in dem 

Kommunen niedrigschwel-

lige Gelder für die Aufwer-

tung ihres Zentrums oder 

eine*n Citymanager*in be-

antragen können; 

fung von Genossenschaf-

ten ohne kommunale Betei-

ligung oder Landesbeteili-

gung; 

Erleichterung des Erwerbs 

von Bestandsimmobilien in 

besonderem Maße für 

junge Menschen mithilfe ei-

nes Jung-kauft-Alt-Pro-

gramms; 

Erschwerung des Erwerbs 

von Wohnimmobilien durch 

Käufer ohne deutsche 

Staatsbürgerschaft, deren 

Hauptwohnsitz im Ausland 

liegt, über eine Erhöhung 

der Grunderwerbsteuer auf 

20 %; 

Ausweitung der Einkom-

mensgrenzen für Familien 

zur Gewährung eines Lan-

desdarlehens der ILB für 

selbstgenutzte Immobilien; 

Förderungsfähigkeit des Er-

werbs von Bestandsimmo-

bilien mit geringem Moder-

nisierungsbedarf; 

flächendeckende Förderung 

des Wohnbaus; vergüns-

tigte Abgabe von Bauland 

an Familien; 

Einführung eines Landes-

baukindergeldes, das nach 

der jeweiligen Kinderanzahl 

gestaffelt ist; 

attraktive und zeitgemäße 

Gestaltung der Konditionen 

der Baufinanzierung durch 

die ILB für Familien; 

  



 

 

Infrastruktur und Umwelt | Digitalisierung  

 

       

Bündelung der Zuständig-

keiten für Digitalisierung 

und digitale Transformation 

in einem Landesministe-

rium; 

Etablierung eines Digital-

ausschusses im Landtag; 

Ausbau der digitalen Infra-

struktur; konsequentes Vo-

rantreiben des Breitband-

ausbaus mit Priorität; Prü-

fung der Vereinfachung von 

Bauvorschriften für die Ver-

sorgung der Fläche; 

Förderung von freiem 

WLAN im öffentlichen 

Raum, wenn möglich und 

sinnvoll; 

öffentliches kostenfreies In-

ternetterminal in jeder Ge-

meinde oder Stadt für Men-

schen ohne Technologiezu-

gang; 

Nutzung der Potenziale der 

Digitalisierung, um die Ent-

bürokratisierung voranzu-

treiben und Verfahren zu 

beschleunigen; 

Bündelung der Zuständig-

keit für Digitalisierung ein-

schließlich der Digitalagen-

tur in einem Ministerium; 

digitale Verwaltungsreform: 

Nutzung digitaler Prozesse, 

um fehlendes Personal zu 

ersetzen und alle Bürger-

dienste künftig vollständig 

digital anzubieten; 

Zweckverband Digitale 

Kommunen Brandenburg 

als zentraler Dienstleister, 

auch für die Landkreise; 

Förderung von „Open Data“; 

landesweiter und regelmä-

ßiger Digitalcheck der Kom-

munen, um Best-Practice-

Beispiele flächendeckend 

umzusetzen; 

Digitalisierung und Be-

schleunigung von Betriebs-

prüfungen; 

schnellstmögliche flächen-

deckende Einführung des 

„Virtuellen Bauamt“, um die 

Verfahren von der Antrag-

stellung bis zur Beschei-

dung zu digitalisieren; 

Umfassende Digitalisierung 

der Landesverwaltung bei 

Angeboten für Bürgerinnen 

und Bürger und bei internen 

Prozessen und Datennut-

zung; 

Ausbau der Daseinsvor-

sorge und Wertschöpfung 

insb. im ländlichen Raum 

durch Digitalisierung von 

Prozessen und Zugängen; 

Fortsetzung der Förderung 

des Lokaljournalismus als 

Teil der voranschreitenden 

Digitalisierung der Medien-

landschaft; 

Sicherstellung der flächen-

deckenden Versorgung mit 

Breitband im ganzen Land; 

 

Stärkung der Digitalagentur 

Brandenburg; Ausbau zu ei-

nem Kompetenz- und Inno-

vationszentrum für souve-

räne Digitalisierung; 

Digitalisierung der Verwal-

tung; schnellstmögliche 

Umsetzung des Onlinezu-

gangsgesetzes; Recht auf 

Offline-Zugang; 

grundsätzliche Veröffentli-

chung von Software, die mit 

öffentlichen Geldern finan-

ziert oder mitfinanziert 

wurde, auch unter freien Li-

zenzen; 

freier Zugang zu wissen-

schaftlichen Publikationen 

sowie Quellen und Materia-

lien im Internet; Verfügbar-

machung aller Publikatio-

nen von Angehörigen der 

öffentlich geförderten Wis-

senschaftseinrichtungen in 

Open Access; 

enge Verzahnung des Digi-

talprogramms mit der Lan-

desstrategie für nachhaltige 

Entwicklung sowie mit der 

Energiestrategie; 

Stärkung der Kinderrechte 

im digitalen Raum; 

Nutzung der Chancen der 

Dagitalisierung für alle Bür-

ger*innen, weitere Verbes-

serung der Zugänglichkeit 

und Inklusivität, Verteidi-

gung der Bürger*innen-

rechte im digitalen Raum; 

Update der Digitalpolitik in 

Land und Kommunen; 

Bündelung der übergreifen-

den Fragen der Digitalisie-

rung in einem Unteraus-

schuss des Hauptaus-

schusses im Parlament; 

Ausstattung der Landesbe-

auftragten für den Daten-

schutz mit mehr Rechten 

und Personal; 

konsequente Umsetzung 

von Standards der digitalen 

Barrierefreiheit bei landesei-

genen Angeboten; 

schneller und flächende-

ckender Ausbau der digita-

len Infrastruktur (Glasfaser-

netze) und der Mobilfunk-

netze; 

noch stärkere Unterstüt-

zung der digitalen Szene 

und Vernetzung mit Wis-

senschaft und Forschung; 

Flächendeckender Ausbau 

des Breitband- und Mobil-

funknetzes; Schließung der 

Löcher in der Abdeckung 

des Mobilfunknetzes; 

schnellstmögliche flächen-

deckende Verwirklichung 

des 5G-Standards; flächen-

deckende Versorgung mit 

mindestens 100 Mb/s; 

effektiverer Schutz der IT-

Infrastruktur; Erhöhung der 

IT-Sicherheit und der Si-

cherheit der Datennetze;  

Novellierung des Daten-

schutzrechts; keine Überre-

gulierung des Datenschut-

zes; 

keine Eingriffe in die freie 

Meinungsäußerung im In-

ternet; Aufhebung des Netz-

werkdurchsetzungsgeset-

zes; 

Erweiterung des Ministeri-

ums für Infrastruktur und 

Landesplanung um das 

Aufgabenfeld der Digitalisie-

rung, um die Digitalisierung 

voranzutreiben; 

gezielte Förderung der digi-

talen Medienwirtschaft im 

Rahmen der Digitalisierung; 

Erhalt des Rechts auf ein 

analoges Leben; Ermög-li-

chung, dass Dinge des All-

tags auch ohne Apps und 

zunehmenden Zwang zur 

Digitalisie-rung stattfinden 

können; 

Beschleunigung der Digitali-

sierung in der Verwaltung; 

  

FDP CDU SPD DIE LINKE B90/DIE Grünen AfD BSW 



 

 

Infrastruktur und Umwelt | Land- und Forstwirtschaft / Tierschutz  

 

       

Landwirtschaft: 

Nebeneinander von konven-

tioneller und ökologischer 

Landwirtschaft; keine Ziel-

marken und Quoten für den 

ökologischen Landbau; 

Reform der Pflanzenschutz-

Anwendungsverordnung 

und des Insektenschutzpro-

gramms, die in ihrer bisheri-

gen Form die Landwirt-

schaft nicht unterstützen, 

sondern sie zunehmend un-

möglich machen (Bundes-

ebene); 

Ausbau der Chancen und 

Potenziale der Agrarwirt-

schaft; 

Schutz der Landwirtinnen 

und Landwirte vor überzo-

genen Auflagen, um das 

Höfesterben nicht weiter zu 

beschleunigen und die Kon-

kurrenzfähigkeit der Tierhal-

tung aufrechtzuerhalten; 

keine weiteren Eingriffe in 

die Eigentumsrechte von 

Landwirtinnen und Landwir-

ten; keine Flächenstillle-

gung im Zuge der Gemein-

samen Agrarpolitik; Schaf-

fung von Rechtssicherheit 

für den Einsatz autonomer 

Landmaschinen sowie 

Landwirtschaft: 

Ergänzung des Art. 43 der 

Landesverfassung um 

staatliche Förderung der Er-

nährungsversorgung; 

Unterstützung von jungen 

Landwirten, attraktive Ge-

staltung der Berufe in der 

Agrarwirtschaft; 

mehr Gewicht für Digital- 

bzw. Smart-Fahrming im 

Rahmen der Digitalisie-

rungsstrategie des Landes 

und praxisnahe Begleitung; 

Förderung und Begleitung 

der universitären Forschung 

in Kooperation mit Landwir-

ten; 

Schaffung von Investitions-

sicherheit; Landwirte müs-

sen sich darauf verlassen 

können, dass Investitionen 

über den gesamten Ab-

schreibungszeitraum unan-

getastet bleiben; 

keine weitere Ausweisung 

von Naturschutz-und Wild-

nisgebieten; 

verantwortungsvoller Ein-

satz von Pflanzenschutz-

mitteln als gute fachliche 

Praxis; 

Landwirtschaft: 

Für eine Landwirtschaft, die 

im Einklang mit der Natur 

und der Umwelt besteht; 

Weiterentwicklung der Flur-

neuordnung; 

Beibehaltung der Aus-

gleichszulage für benachtei-

ligte Gebiete in der Gemein-

samen Europäischen Agrar-

politik; 

stärkere Bündelung der Zu-

ständigkeit für die Lebens-

mittelwirtschaft; 

bessere Nutzung der Poten-

ziale des ökologischen 

Landbaus für eine regionale 

Lebensmittelkette; 

Erhöhung der Anzahl der 

landwirtschaftlichen Nutz-

tiere; Schwerpunkt auf Wei-

detierhaltung; 

Verstärkung der Prävention 

gegen Tierkrankheiten und 

Seuchen; 

einheitlicher Rahmen in Eu-

ropa zum Einsatz von Pflan-

zenschutzmitteln im kon-

ventionellen und ökologi-

schen Landbau; 

Forstwirtschaft: 

Landwirtschaft: 

Regelungen für Flächen-

und Anteilsverkäufe von Ag-

rarbetrieben zugunsten 

ortsansässiger Landwirt in-

nen und Landwirte; Boden-

preisbremse; 

Einrichtung eines öffentli-

chen Bodenfonds; 

Unterstützung der Betriebe 

bei Klimaschutz und Klima-

anpassung; Förderung, da-

mit sie hohe Sozial-, Um-

welt- und Tierwohlstan-

dards gewährleisten kön-

nen; 

Intensivierung der regiona-

len Verarbeitung und Ver-

marktung landwirtschaftli-

cher Produkte; 

Erarbeitung und Umsetzung 

einer Strategie zur Vermei-

dung von Flächenverlusten 

insb. durch Versiegelung; 

Erreichung des Anteils 

Brandenburgs am 30 ha-

Ziel der Bundesregierung 

bis 2030; perspektivisches 

Anstreben von netto Null 

Flächenverlust; 

Begrenzung der Freiflä-

chen-Photovoltaik auf das 

notwendige Maß; vorran-

Landwirtschaft: 

Ausweitung des Ökoland-

baus auf mindestens 30 % 

der Fläche bis 2030; weitere 

Anhebung der Ökoland-

bauförderung; 

Unterstützung und Förde-

rung aller Betriebe auf dem 

Weg zu klimafördernden, 

ökologischeren Wirtschafts-

weisen und zu einer Tierhal-

tung, die an den Bedürfnis-

sen der Tiere ausgerichtet 

ist; 

Minderung klima-und 

grundwasserschädlicher 

Stickstoff- und Phos-

phatsemissionen in die Um-

welt; Förderung der Kom-

postwirtschaft als Alterna-

tive zum Einsatz minerali-

scher Industriedünger; 

Förderung von Alternativen 

für den Pestizideinsatz; 

gänzliches Verbot beson-

ders gefährlicher Pestizide; 

kein Ausverkauf der Flä-

chen an nicht-landwirt-

schaftliche Investoren; 

Gründung einer Siedlungs-

gesellschaft des Landes; 

Landwirtschaft: 

Schaffung der notwendigen 

politischen und wirtschaftli-

chen Rahmenbedingungen, 

dass Bauernfamilien und 

Agrargenossenschaften 

wieder sichere Zukunfts-

aussichten haben; 

marktwirtschaftlicher An-

satz in der Agrarpolitik; Un-

erlässlichkeit einer stabili-

sierenden Agrarförderung 

angesichts der Realität in-

ternationaler Agrarmärkte; 

Vorrang der Ernährungsver-

sorgung auf Grundlage ei-

ner regionalen Lebensmit-

telproduktion; Erarbeitung 

einer Definition von Agrar-

betrieben, die die Lebens-

mittelversorgung in den 

Mittelpunkt stellt; 

mehr Spielraum für die 

Landwirte für gute fachliche 

Praxis; 

Förderung lokaler Erzeuger- 

und Vermarktungsstruktu-

ren für traditionelle und re-

gionale landwirtschaftliche 

Produkte; 

Regulierung des landwirt-

schaftlichen Bodenmarktes 

zugunsten ortsansässiger 

Landwirte; 

Landwirtschaft: 

Finanzielle Unterstützung 

der landwirtschaftlichen Be-

triebe bei der Anpassung an 

geänderte Klima- und Wet-

terbedingungen und beim 

Einsatz umwelt-, boden- 

und klimaschonender Agr-

artechniken und anderer 

Systeme; 

Ausbau von regionalen 

Wirtschaftskreisläufen 

durch langjährige Förder-

programme zur Vermark-

tung und Verarbeitung land-

wirtschaftlicher Produkte 

vor Ort; 

Reform des Bodenmarktes; 

landwirtschaftliche Flächen 

müssen vorrangig für orts-

ansässige Landwirte zur 

Verfügung stehen und dür-

fen nicht als Spekulations-

gut für Investoren dienen; 

Schaffung eines Agrarstruk-

turgesetzes; 

keine weitere Versiegelung 

von landwirtschaftlicher 

Nutzfläche; 

Stärkung der Ausbildung für 

landwirtschaftliche Berufe; 

Schulprojekte vor Ort, um 

das Verständnis für und 
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übergroßer Erntemaschi-

nen; 

Erhalt der Artenvielfalt 

durch kontinuierliche An-

lage von Hecken an Stra-

ßenrändern; 

Streichung einer bisherigen 

Anforderung an Landwirtin-

nen und Landwirte für jede 

neue Regulierung, um die 

Belastung nicht weiter an-

steigen zu lassen; 

Sicherstellung, dass staatli-

che Vorgaben zur landwirt-

schaftlichen Umstrukturie-

rung langfristig angelegt 

sind und 20 Jahre Bestand 

haben müssen; 

frühzeitige Vermittlung von 

Wissen über Ernährung und 

Landwirtschaft in Kitas und 

Schulen; 

Unterstützung und Förde-

rung moderner Technolo-

gien in der Landwirtschaft, 

wie vertikale Landwirt-

schaft, neue Züchtungs-

techniken sowie Bioreakto-

ren zur Herstellung von 

künstlicher Milch und 

künstlichem Fleisch; 

Schaffung von Rechtssi-

cherheit für den Einsatz au-

tonomer Landmaschinen 

sowie übergroßer Erntema-

schinen; 

Forstwirtschaft: 

keine Bewirtschaftungsein-

schränkungen und Stillle-

gungen von Wäldern, kein 

feste Implementierung von 

vereinfachten Genehmi-

gungsverfahren zur Gefah-

renabwehr bei drohenden 

wirtschaftlichen Schäden 

auch in Schutzgebietskulis-

sen (PSM-Einsatz, Frostbe-

regnung etc.) 

Unterstützung des Garten- 

und Obstbaus bei den spe-

zifischen Fragestellungen, 

insb. zum Erhalt bestehen-

der Kulturen und zum Ein-

satz von Pflanzenschutz-

mitteln; 

Ermöglichung fairer Markt-

beziehungen; 

Vorrang für die Gewährleis-

tung der Ernährungs- und 

Versorgungssicherheit 

durch regionale Wertschöp-

fung gegenüber Belangen 

des Naturschutzes; 

keine pauschalen Vorgaben 

oder angeordneten Flä-

chenstilllegungen, stattdes-

sen Freiwilligkeit und Ko-

operation; 

konsequente Umsetzung 

von Digitalisierung und Ent-

bürokratisierung bei Förder-

mittelanträgen; 

Steuererleichterungen für 

land- und forstwirtschaftli-

che Betriebe, z.B. durch 

steuerfreie Risikoaus-

gleichsrücklage und groß-

zügigere Abschreibungsre-

geln (Bundesrat); 

 

Waldumbau hin zu mehr 

Mischwald, um stabile und 

gesunde Waldbestände zu 

erreichen; 

Beibehaltung der Struktur 

des Landesforstbetriebes; 

weitere Unterstützung pri-

vater forstwirtschaftlicher 

Zusammenschlüsse; 

Intensivierung der vorbeu-

genden Maßnahmen, be-

treffend den Waldumbau 

hin zum widerstandsfähi-

gen klimaangepassten 

Wald; 

Jagd: 

bestandsorientierter Um-

gang mit dem Wolf; 

spürbare Absenkung der 

Wildtierbestände in den 

kommenden Jahren, wo es 

dem Schutz gefährdeter Ar-

ten, einer positiven Wald-

entwicklung und einer Ver-

ringerung von Wildschäden 

in der Landschaft zugute 

kommt; 

Tierschutz: 

Schaffung der Möglichkeit, 

Tierheime mit einer Basis-

förderung kontinuierlich zu 

fördern; 

Verstärkung der Prävention 

gegen Tierkrankheiten und 

Seuchen;  

gige Beförderung der Dop-

pelnutzung durch Agri-Pho-

tovoltaik; 

Stärkung der ökologischen 

Landwirtschaft im Einklang 

mit der Verbesserung von 

Verarbeitungs- und Ver-

marktungsmöglichkeiten 

ökologischer Produkte, 

ohne konventionelle und 

Öko-Betriebe gegeneinan-

der auszuspielen; 

Evaluierung der Gartenbau-

konzeption und bei Bedarf 

Fortschreibung, um wieder 

einen höheren Selbstversor-

gungsgrad zu erreichen; 

Umsetzung des Moor-

schutzprogramms in Ko-

operation und mit Unter-

stützung der Landwirt-

schaft; Gewährleistung ei-

ner betriebswirtschaftlich 

attraktiven Nutzung des 

größten Teils der vernetzten 

Moorflächen; 

Nutzung der Chancen des 

Nutzhanfs; Förderung von 

Anbau, regionaler Verarbei-

tung und Vermarktung; 

Unterstützung der Land-

schaftspflegeverbände als 

Mittler zwischen Landwirt-

schaft, Naturschutz und 

Kommunen; 

Umsetzung der Bio-Ökono-

miestrategie; keine einsei-

tige Fokussierung auf eine 

Hightech-Landwirtschaft, 

keine Agrogentechnikver-

fahren, keine Dominanz von 

Ausbau von Niederlas-

sungs- und Investitionsprä-

mien für Existenzgrün-

der*innen; 

Stärkung der regionalen 

Landwirtschaft und Wirt-

schaftskreisläufe; Unter-

stützung der Land- und Er-

nährungswirtschaft beim 

Ausbau regionaler Verarbei-

tungs- und Vermarktungs-

strategien; 

stärkere Förderung von 

Wertschöpfungsketten aus 

landwirtschaftlich erzeug-

ten Faserrohstoffen, wie 

Hanf und Stroh, für klima-

freundliche Isolations- und 

Baustoffe; 

gentechnikfreie Landwirt-

schaft; keine Patente auf 

Pflanzen und Tiere; Verbes-

serung der Förderbedingun-

gen zu Argroforst und Ab-

bau von Bürokratie; 

höherer Stellenwert für Agri-

Photovoltaik; 

Umsetzung der „Farm-to-

Fork“-Strategie der EU; För-

derung von Ernährungsma-

nager*innen in den Kommu-

nen; 

Erhalt des traditionellen 

Obstanbaus und Unterstüt-

zung durch gezielte Förde-

rung und Forschung;  

Fortsetzung der Förderung 

der Lehr- und Versuchsan-

stalt für Gartenbau und Ar-

boristik; 

genehmigungsfreier Boden-

verkauf von Flächen über 2 

ha im Einzelfall nur noch 

dann, wenn der/die Käufer 

zum Erwerbszeitpunkt als 

reale Person seinen Wohn-

sitz in Deutschland und als 

juristische Person seinen 

Geschäftssitz in Deutsch-

land hat/haben; 

Renationalisierung der Ag-

rarpolitik; Beendigung des 

Irrwegs der GAP, Überfüh-

rung der Agrarpolitik wieder 

in die deutsche Zuständig-

keit; 

Stärkung der landwirt-

schaftlichen Erzeuger in der 

Lebensmittelkette; 

Förderung der Direktver-

marktung; besserer Schutz 

der Landwirte gegenüber 

unlauteren Handelsprakti-

ken von größeren Unterneh-

men des Lebensmittelein-

zelhandels und der Lebens-

mittelverarbeitung; 

Umkehr der Kennzeichnung 

von Lebensmitteln; keine 

Ausweisung des regionalen 

Produkts, sondern des Pro-

dukts, das nicht aus Bran-

denburg oder zumindest 

aus Deutschland kommt; 

Angebot von regional er-

zeugten Produkten als we-

sentliches Kriterium der 

Auftragsvergabe für Cate-

ring-Dienstleister im Rah-

men von Ausschreibungen 

das Interesse an diesen Be-

rufsfeldern zu steigern; 

Ausbau des schnellen und 

flächendeckenden Internets 

auch für eine moderne 

Land-, Forst- und Fischerei-

wirtschaft; 

Erhöhung der Förderung für 

junge Landwirtinnen und 

Landwirte bei der Über-

nahme oder Gründung ei-

nes Agrarbetriebes; 

langfristige Rechtssicher-

heit und eine verlässliche 

Agrarpolitik, damit Investiti-

onen planbar sind und nicht 

zum Insolvenzrisiko wer-

den; 

Aufbrechen der Abhängig-

keit der Bauern und Land-

wirte von Grundeigentü-

mern, Großmolkereien und -

schlachthöfen und des Oli-

gopols der Lebensmittel-

konzerne; 

transparente Lieferketten, 

die Abhängigkeiten vom 

Weltmarkt verringern und 

die Ernährungssicherheit 

stärken; 

regionale Produktion, regio-

nale Verarbeitungs- und 

Vermarktungsstrukturen; 

Abbau von Belastungen 

durch überbordende Büro-

kratie; 

Überführung der BVVG Flä-

chen in Landeshoheit und 

Verpachtung nur an ortsan-

sässige Familienbetriebe 



 

 

Bau von Windkraftanlagen 

in intakten Waldgebieten; 

bessere Zugänglichkeit be-

stehender Förderpro-

gramme durch Entbürokra-

tisierung; transparentere 

Kommunikation und Zu-

sammenarbeit der Landes-

forstverwaltung mit lokalen 

Gruppen und Verbänden; 

deutlich mehr finanzielle 

Mittel zur Auffindung und 

Beseitigung von Kampfmit-

teln in den Wäldern; Ver-

stärkung des spezialisierten 

Personals im Bereich der 

Waldbrandbekämpfung; 

flächendeckende Einfüh-

rung heimischer Baum- und 

Buscharten, um wider-

standsfähige Mischkulturen 

und damit klimaresistentere 

Wälder zu schaffen; 

Tierschutz / Jagd: 

klares Bekenntnis zur land-

wirtschaftlichen Nutztier-

haltung in ihrer heutigen 

Vielfalt; 

Nutztierhaltung als wesent-

licher und unverzichtbarer-

Teil der Landwirtschaft; 

Modernisierung des Jagd-

rechts; Erweiterung um 

Tierarten wie Wolf und Bi-

ber; keine Verkleinerung der 

Liste der jagdbaren Tiere; 

Forstwirtschaft: 

Sicherung der nachhaltigen 

Nutzung und Bewirtschaf-

tung der Wälder; 

Unterstützung des Kleinpri-

vatwaldes bei der aktiven 

Bewirtschaftung; 

Waldumbau mit standort-

gerechten heimischen und 

nichtheimischen Baumar-

ten; 

Ausbau des Vertragsnatur-

schutzes im Wald; 

Forcierung des Erschwer-

nisausgleichs für Ein-

schränkungen in FHH-Ge-

bieten; 

Stärkung der Beratung von 

Privatwaldbesitzern und 

Forstbetriebsgemeinschaf-

ten; 

Waldbrandschutz durch 

Prävention und Umweltbil-

dung; 

Tierschutz / Tierhaltung:  

Erhalt der Tierhaltung min-

destens auf jetzigem Stand 

und Ausweitung bei Bedarf; 

Stärkung der regionalen 

Vermarktung; 

keine starren Quotenvorga-

ben zum Anteil von Bio-Le-

bensmitteln; 

IT-, Pharma- und Lebens-

mittelkonzernen in der 

Bioökonomie; 

fairer Umgang mit Saison-

arbeiterinnen und Saisonar-

beitern in der Landwirt-

schaft, bspw. in Bezug auf 

Arbeitszeiten, Entlohnung, 

Unterbringung, Arbeits-

schutz und Sozialversiche-

rung; 

Einrichtung einer Enquete-

Kommission zur Zukunft 

der Landwirtschaft; 

Auflegen eines Masterplans 

Teichwirtschaft; Fortfüh-

rung und bedarfsgerechte 

Ausstattung der Förder-

richtlinien zum Ausgleich 

von Schäden durch ge-

schützte Arten; 

keine Verschwendung von 

Lebensmitteln; gesetzliche 

Untersagung, Lebensmittel 

im Einzelhandel wegzuwer-

fen; Einführung der Pflicht, 

unverkaufte Produkte zu 

spenden, in der Landwirt-

schaft zu nutzen oder zu 

Tierfutter zu verarbeiten; 

Forstwirtschaft:  

Auflegen eines Aktions-

plans Waldumbau, um die 

umbaute Fläche und die Ge-

schwindigkeit wesentlich zu 

erhöhen; Naturverjüngung; 

finanzielle Unterstützung 

der Forstbetriebsgemein-

schaften; 

Weiterentwicklung ökologi-

scher Maßnahmen im 

Pflanzenschutz für Obst- 

und Gartenanbau; Förde-

rung des Streuobstbaus; 

Forstwirtschaft:  

Bewirtschaftung der Wälder 

nach dem Dauerwaldprin-

zip; Verzicht auf Kahl-

schläge; Reduzierung der 

Abholzung von Waldflächen 

und der damit verbundenen 

Waldumwandlung in andere 

Nutzungsarten auf das ab-

solut notwendige Maß; 

jährliche Aufforstung einer 

Fläche von mindestens 

2500 ha bis 2030; keine fi-

nanziellen Abgeltungen von 

Waldumwandlungen; 

Entwicklung der Wälder zu 

reich strukturierten Laub-

mischwäldern; 

deutliche Anhebung der 

Zahl der Ausbildungsplätze 

im Landesbetrieb Forst; 

Unterstützung der Forstbe-

triebsgemeinschaften 

durch angepasste Förder-

programme; 

Förderung der Artenvielfalt 

im Wald; Unterstützung mit 

finanziellen Anreizen und 

Förderprogrammen für pri-

vate, kommunale und an-

dere Waldbesitzende; 

Ausbau von Monitoring und 

Erforschung des Waldes; 

bezüglich der Gemein-

schaftsverpflegung im öf-

fentlich-rechtlichen Bereich; 

bessere Informationspolitik 

in der Ernährungspolitik an-

stelle von Verboten und 

staatlicher Gängelung; 

Forstwirtschaft: 

energetische Nutzung von 

Rest-, Schad- und Kronen-

holz als Bestandteil eines 

gesunden Energiemix‘, 

Förderung des Kleinprivat-

waldes; Stärkung der Forst-

betriebsgemeinschaften; 

Abbau von bürokratischen 

Hürden bei der Stellung von 

Förderanträgen; finanzielle 

Sicherstellung einer guten 

Beförsterung; 

zukunftsorientierte Weiter-

entwicklung des Landesbe-

triebs Forst Brandenburg; 

Schaffung von 30 zusätzli-

chen Projektstellen mit ei-

ner Laufzeit von zehn Jah-

ren; 

stärkere Investitionen als 

bisher in den Waldumbau; 

Bereitstellung von mehr 

hochwertigem Forstver-

mehrungsgut; Anlage von 

weiteren Saatgutplantagen 

für die Hauptbaumarten; 

Aufbau von länderübergrei-

fenden Herkunftsversuchs-

serien mit potentiellen Alter-

nativbaumarten; 

Jagd: 

und Agrargenossenschaf-

ten; 

deutlich einfachere Gestal-

tung der Agrarförderung; 

Beendigung von Mehrfa-

cherhebungen von Daten 

für unterschiedliche Pro-

gramme; 

Forstwirtschaft: 

Vorantreiben des Waldum-

baus, auch wegen der 

Waldbrandprävention; 

aktive Unterstützung der 

Forstbetriebe und der priva-

ten Waldbesitzer bei der Be-

seitigung von Schadholz 

durch den Borkenkäfer, 

statt Androhung von Straf-

zahlungen; 

Tierschutz: 

Reduzierung der überbor-

denden Belastung viehhal-

tender Betriebe, die häufig 

zu einer Verlagerung der 

Tierproduktion in Länder 

mit wesentlich geringeren 

Tierschutzstandards und 

Lohgndumping führt; 

Masterplan zur Stärkung 

der Tierhaltung zur deutlich 

stärkeren Unterstützung der 

viehhaltenden Betriebe; 

aktives Wildtiermanage-

ment; Gewährung eines fi-

nanziellen Ausgleichs bei 

Beeinträchtigung betriebs-

wirtschaftlicher Belange; 

Zulässigkeit eines arten-

schonenden Eingriffs in Ge-



 

 

Stärkung und Individualisie-

rung der Förderung für Prä-

ventionsmaßnahmen vor 

Rissen und Schäden; 

Initiierung eines Wildtierent-

schädigungsgesetzes, um 

Weidetierhaltern und Wald-

besitzern rechtliche Sicher-

heit zu geben; 

keine Jagdsteuer;  

Integration des Angelns in 

die schulische Bildung; In-

tensivierung der Zusam-

menarbeit zwischen Ang-

lern, Naturschutzverbänden 

und Behörden; 

Anerkennung von Milch-

viehbetrieben als energiein-

tensive Betriebe; 

aktive Regulierung des 

Wolfsbestandes; Aufnahme 

des Wolfs als geschützte 

Art ins Jagdrecht, um die 

Rechtssicherheit für Jäger 

zu verbessern; Vornahme 

einer aktiven Bestandsregu-

lierung, sobald rechtlich 

möglich; Sicherung des hei-

mischen Wildbestandes ge-

genüber dem Wolf; 

Jagd und Fischerei: 

Intensivierung der konse-

quenten Bejagung von Neo-

zoen, die der heimischen 

Artenvielfalt schaden; 

Sicherung der Lebens-

grundlage der Fischer durch 

bessere Berücksichtigung 

bei der Entwicklung von 

Freizeitangeboten an Ge-

wässern und beim Wasser-

management; 

Verstärkung des Gewässer- 

und Fischartenschutzes 

und Erhalt der natürlichen 

Lebensgrundlagen der Fi-

sche; 

Interessenausgleich von Jä-

gerschaft und Waldeigentü-

mern beim Waldumbau; 

Änderungen beim Jagd- 

und Fischereirecht nur mit 

einem ideologiefreien Inte-

ressensausgleich; 

personelle Ausstattung des 

Landesbetriebs Forst, dass 

er die zusätzlichen Aufga-

ben beim Waldumbau und 

bei der Betreuung von Pri-

vat-und Kommunalwald 

leisten kann; 

Erhöhung der Anzahl der 

Waldarbeiterinnen und 

Waldarbeiter im Landesbe-

trieb; Ausbau der Ausbil-

dungskapazität; 

unverminderte Erhaltung 

der Waldpädagogik mit den 

Waldschulen; Sicherung 

des Personals; 

Stärkung der Waldwissen-

schaft; 

Erleichterung der Hand-

lungsmöglichkeiten des 

Landes bei der Waldbrand-

prävention; 

Erschwerung der Umwand-

lung von Wald in andere 

Nutzungsarten (Gewerbe 

und Siedlungserweiterung); 

Überlassung von 10 % der 

Waldfläche in öffentlicher 

Hand der unbeeinflussten 

Entwicklung; Ausweisung 

von 2 % der Landesfläche 

als dauerhafte Wildnisflä-

che; 

Tierschutz: 

Stärkung der landwirt-

schaftlichen, flächengebun-

denen Nutztierhaltung ge-

genüber der gewerblichen 

Tierhaltung; 

Jagd:  

Schutz der Naturverjüngung 

und von Anpflanzungen 

durch angepasste Jagd; 

Orientierung der Bejagung 

von Reh-, Dam- und Rotwild 

an den Ergebnissen des 

Wildschadensmonitorings; 

Tierschutz: 

landesweite Förderung des 

Aufbaus von Wildtierauf-

fangstationen; 

Schutz von Weidetieren 

durch Zäune und Herden-

schutzhunde; weitere För-

derung mit bis zu 100 %; 

schnelle und konsequente 

Entnahme von Wölfen, die 

gelernt haben, diesen 

Schutz zu überwinden und 

Schaden anrichten; 

Anpassung der Ställe und 

Haltung an die Bedürfnisse 

der Tiere nach Bewegung, 

Beschäftigung und Kontakt 

mit Artgenossen; 

Auflegen eines Förderpro-

gramms, um Prämien für 

gesunde Tiere auszuzahlen; 

Förderung einer alternati-

ven Tierhaltung, z.B. Hal-

tung in Argroforstsystemen, 

unter Photovoltaikanlagen 

oder in Mobilställen; 

Vereinfachung von Geneh-

migungsprozessen für 

Landwirt*innen und Ermög-

Erfolgen der Jagd nach 

dem Stand der wildbiologi-

schen Forschung; keine 

wildtier- und jagdfeindlich 

motivierten Ansätze zur Än-

derung des Jagdrechts; 

Regulierung des Wolfs im 

Rahmen eines aktiven Be-

standsmanagements auf 

wildbiologischer Grundlage; 

Aufnahme des Wolfs in die 

Jagdgesetzgebung; Ent-

wicklung von revierübergrei-

fenden Managementplänen 

für den Wolf; 

deutliche Erhöhung des 

Jagddrucks auf den Wasch-

bären, Erleichterung der Be-

jagung, insb. durch Schaf-

fung von Anreizen für die 

Jäger im Rahmen von 

Fang- und Abschussprä-

mien; 

Tierschutz: 

konsequente Umsetzung 

der Tierschutzgesetze; 

Förderung artgerechter Hal-

tungssysteme in der Nutz-

tierhaltung; 

keine nichtheilenden Ein-

griffe wie das Kupieren von 

Schwänzen oder das 

Schnabelkürzen; 

regelmäßige einheitliche 

und faire Kontrollen von 

tierhaltenden Betrieben; 

Schaffung und Besetzung 

der notwendigen Veterinär-

stellen; 

fahrensituationen für Nutz-

tierbestände, Deichanlagen 

und Fließgewässer; 



 

 

Wiederansiedlungspro-

gramme von Aal und Lachs; 

keine Verschärfung der waf-

fenrechtlichen Bestimmun-

gen des Landes; Beschleu-

nigung der Genehmigungs-

verfahren für Jagdwaffen; 

Förderung von Jagdverbän-

den und Fischereiverbän-

den wie anerkannte Um-

weltverbände; 

Unterstützung der regional 

erzeugten Fisch- und Wild-

lebensmittel durch ein Regi-

onalsiegel; 

Förderung von Natur- und 

Umweltbildung für mehr Ar-

tenkenntnis; 

Evaluierung des Tierschutz-

plans für die landwirtschaft-

liche Nutztierhaltung; 

Fortführung und unbürokra-

tische Ausgestaltung des 

Herdenschutzes und der 

Entschädigung bei Wolfsris-

sen; Ermöglichung des un-

bürokratischen Schießens 

von Wölfen bei Wolfsüber-

griffen auf Weidetiere, die 

den Standards entspre-

chend geschützt sind; 

Ausbau der Prävention ge-

gen Tierkrankheiten und 

Seuchen wie Afrikanische 

Schweinepest oder Vogel-

grippe; 

Verbandsklage für aner-

kannte Tierschutzvereini-

gungen; 

auskömmliche Finanzie-

rung von Tierheimen und 

Tierschutzvereinen; 

Konzept für die Pflege und 

Auswilderung hilfsbedürfti-

ger Wildtiere; 

lichung des Umbaus zu art-

freundlicheren Tierhal-

tungssystemen; 

Stärkung regionaler 

Schlachtstrukturen (z.B. 

kleine Schlachteinheiten), 

Förderung der mobilen 

Schlachtung vor Ort; keine 

Langstreckentransporte in 

Drittstaaten; 

personelle Aufstockung des 

Tierschutzberatungsdiens-

tes; 

Ausbau der Weideprämie 

für weitere Nutztiere; 

Unterbindung von Zucht 

und Ausstellung von Tieren, 

die Schmerzen, Leiden und 

Schäden an ihre Nachkom-

men vererben (Qualzucht); 

weitere Förderung der tier-

versuchsfreien Forschung 

und Ausbildung; perspektivi-

sche Sicherstellung eines 

Studiums gänzlich ohne 

Tierversuche; Besetzung 

von mindestens 50 % der 

Tierversuchskommission 

auf Vorschlag von Tier-

schutzorganisationen; 

stärkere Förderung und zu-

sätzliche Entlastung von 

Tierheimen; 

 

beständige Anpassung der 

Tierschutzverordnungen an 

den neuesten Stand; Schaf-

fung eines gesetzlich ver-

bindlichen Kennzeichnungs-

systems für Haltungskon-

zepte; 

Transport auf kurzen Dis-

tanzen zum nächstmögli-

chen Schlachthof; 
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Schutz der natürlichen Le-

bensgrundlagen als eine 

zentrale Herausforderung, 

der mit nachhaltigen Lösun-

gen begegnet werden soll, 

ohne dass dies zwangsläu-

fig Verzicht bedeutet; 

Schutz bestehender Bran-

denburger Moore als effek-

tive CO2-Speicher und Ar-

ten-Hotspots;  

Überprüfung der Vorausset-

zungen für die Wieder-

vernässung von Mooren;  

kein Entzug notwendiger 

Flächen für die Landwirt-

schaft durch die Vernäs-

sung von Mooren;  

Vermeidung von Konflikten 

um Wasserressourcen zur 

Trinkwasserbereitstellung, 

Wahrung des Vorrangs der 

Daseinsvorsorge; Prüfung 

weiterer Auswirkungen für 

die betroffenen und angren-

zenden Regionen und auf 

die zu vernässenden Flä-

chen im Rahmen der Öf-

fentlichkeitsbeteiligung, 

zielgerichtete Abwägung 

der Interessen von Eigentü-

mern und Nutzern; 

Förderung eines klimaange-

passten und umweltfreund-

lichen Waldumbaus, ohne 

Umsetzung einer Bio Öko-

nomie mit Industrie und 

Produzenten; Einrichtung ei-

nes Innovationsclusters 

Bioökonomie; 

Honorierung der Leistung 

von Kohlenstoffsenken und 

Substitutionseffekten der 

nachwachsenden Roh-

stoffe; 

notwendige Anpassung von 

technischen und baurechtli-

chen Hürden bei nachwach-

senden Rohstoffen; 

Gewässerschutz: 

Erhalt und Stärkung der re-

guliererbaren Gewässerinf-

rastruktur; 

Verbesserung des Wasser-

recyclings; Wiederverwen-

dung oder Verrieselung von 

gereinigtem Abwasser ohne 

bedenkliche Rückstände 

nach der 4. Klärstufe; 

Stärkung der regionalen 

Wasserkreisläufe zur Ver-

besserung des Wasseran-

gebots; 

zeitnahe Umsetzung einer 

technischen Lösung zur 

Stabilisierung der Spree, der 

Lausitzer Neiße und der 

Schwarzen Elster nach den 

Bessere Nutzung kleinräu-

miger Steuerungsmöglich-

keiten zum Wohl des Was-

serhaushaltes; 

Prüfung der Einführung ei-

ner Gewässerkategorie 3. 

Ordnung, um kleine Gewäs-

ser besser zu schützen; 

Stärkung der Wasser- und 

Bodenverbände in ihrer 

Rolle vor Ort; 

intensive Befassung mit der 

verstärkten Nutzung von 

Abwässern, um vorhandene 

Ressourcen besser auszu-

schöpfen; 

Voranbringen der Entwick-

lung von Anlagen der 4. Rei-

nigungsstufe, um noch 

mehr Wasser in regionalen 

Kreisläufen zu halten; 

Intensivierung einer strate-

gischen Gesamtplanung 

mit den benachbarten Bun-

desländern; 

Ausbau des Gewässer- und 

Fischartenschutzes ge-

meinsam mit allen Akteu-

ren, um Schadensereig-

nisse effektiv zu verhindern; 

Stärkung des Nationalparks 

Unteres Odertal; 

Weiterer Ausbau der NA-

TURA 2000 Teams; perso-

nelle und materielle Stär-

kung der Naturschutzstatio-

nen und der Staatlichen Vo-

gelschutzwarte; 

auskömmliche, dauerhafte 

und verlässliche Förderung 

der Naturschutzverbände 

mindestens in der bisheri-

gen Höhe; 

Vorantreiben des Insekten-

schutzes; 

Absicherung des Vollzugs 

des gesetzlichen Alleen-

schutzes inklusive der 

Nachpflanzpflicht; 

Naturschutz auf öffentli-

chen Flächen: Erhaltung 

und Ausbau der Stadtnatur; 

Einrichtung von Blühstrei-

fen in Städten und Dörfern; 

naturnahe Gestaltung von 

Außengeländen öffentlicher 

Einrichtungen sowie von 

Schul- und Kitagelände; or-

ganisatorische und finanzi-

elle Unterstützung eines 

Programms zur Wiederbe-

grünung und Renaturierung 

von Gemeindeflächen; 

Verbesserung der Grund-

wasserneubildung, Anpas-

sung der Wassernutzungen 

an die natürlich verfügbaren 

Ressourcen; integriertes 

Schaffung von Wildnisge-

bieten auf 2 % der Fläche 

des Landes; 

Einrichtung einer Umwelt-

akademie; 

Reduzierung chemisch-syn-

thetischer Pestizide schritt-

weise auf Null; keine An-

wendung von Pestiziden in 

Naturschutzgebieten und 

FFH-Gebieten; 

Maßnahmen gegen Licht-

verschmutzung zum Schutz 

von Insekten und Men-

schen; Artenschutzkompe-

tenzzentrum für Pflanzen- 

und Insektenschutz; 

Stärkung des Ehrenamts im 

Naturschutz; Absicherung 

der Naturwacht entspre-

chend ihren wachsenden 

Aufgaben; 

Stopp des Oderausbaus; 

Prüfung der Eignung des 

ehemaligen Truppen-

übungsplatzes Lieberoser 

Heide als Nationalpark; 

langfristige Absicherung 

der NATURA 2000-Gebiete; 

Reduzierung der Treibhaus-

gasemissionen entwässer-

ter Moore bis 2030 um jähr-

lich 750.000 t und bis 2040 

Versachlichung des Um-

gangs mit Klimaverände-

rungen und Initiierung eines 

umweltpolitischen Strate-

giewechsels; 

Aufgabe des dogmatischen 

Ziels einer nationalen oder 

gar regionalen Klimaneutra-

lität; Entwicklung und Um-

setzung vorausschauender 

und ressortübergreifender 

Anpassungsstrategien, 

schwerpunktmäßig für die 

Land- und Forstwirtschaft 

sowie für das Wasserma-

nagement; 

Schutz von Flora und Fauna 

im Rahmen der Weiterent-

wicklung der bisherigen 

Schutzgebietskonzepte; 

Weiterentwicklung des 

Schutzes der Biodiversität 

auf der Grundlage eines in-

tegrativen, multifunktiona-

len Ansatzes; Schutz beste-

hender Bitrope; Habitat-

bäume, liegendes und ste-

hendes Totholz und gezielt 

zu fördernde Altholzinseln;  

verstärkte Anstrengungen 

zur Entwicklung von stufi-

gen, strukturreichen und ar-

tenreichen Wäldern; 

 

Klima- und Umweltschutz, 

insbesondere durch ingeni-

eurtechnische Innovatio-

nen, deren Umsetzung 

schnellstmöglich erfolgen 

kann und nicht Jahrzehnte 

in Anspruch nimmt; 

intelligente Strategien der 

Anpassung, um die Folgen 

des Klimawandels für 

Mensch und Umwelt abzu- 

schwächen; Schutz vor 

Überschwemmungen, För-

derung des Anbaus resilien-

ter Pflanzen gegen Tro-

ckenheit, Förderung von In-

vestitionen in Hitzeschutz 

und Gebäudekühlung z.B. in 

Krankenhäusern und Pfle-

geeinrichtungen; 

Integrierung neuer Techno-

logien und Konzepte, um 

Mobilität effizienter, um-

weltfreundlicher und siche-

rer zu gestalten; Umwelt-

schutz darf der Notwendig-

keit, im Alltag oft den Indivi-

dualverkehr nutzen zu müs-

sen, nicht vorgehen; 
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den wirtschaftlichen Nutzen 

zu vernachlässigen; 

bergbaufolgebedingten 

Schäden; 

aktives Wassermanage-

ment, das das Wasser in 

der Landschaft nicht nur 

abführt, sondern reguliert 

und die bisher ergriffenen 

Maßnahmen zusammen-

führt und weiter entwickelt; 

Umsetzung der Wieder-

vernässung von Mooren ge-

meinsam mit den Betroffe-

nen; 

dauerhafte Beibehaltung 

der entgeltfreien Was-

sernutzung für Nutztierträn-

ken; 

Etablierung von Argroforst-

systemen in der Kulturland-

schaft unter besonderer Be-

rücksichtigung der Klima-

resilienz; 

stärkere Heranziehung von 

Grünanlagen, Gärten und 

Parks in Siedlungsräumen 

zur Förderung der biologi-

schen Vielfalt; 

Erhalt und stärkere Nach- 

und Neupflanzung von Al-

leen; 

Ausbau des Landeskompe-

tenzzentrum Straßenbäume 

und Alleen in Großbeeren; 

Unterstützung der Kommu-

nen bei der Planung und 

Umsetzung von notwendi-

gen Lärmschutz- und Luft-

reinhaltungsmaßnahmen; 

Verpflichtung der Betreiber 

von Kraftwerken und Tage-

bauen in der Lausitz zu ho-

hen Investitionen in die Re-

kultivierung der Flächen; 

Wassermanagement unter 

Zusammenarbeit der Ge-

wässerunterhaltungs- und 

der Zweckverbände sowie 

der Landnutzenden; 

gerechtere Gestaltung des 

Wassernutzungsentgelts; 

Landesprogramm für die 

Sanierung maroder wasser-

wirtschaftlicher Anlagen 

(z.B. Staue); 

Nutzung von Abwasser; 

Prüfung der Nutzung von 

gereinigtem Abwasser zur 

Verbesserung des Land-

schaftswasserhaushaltes in 

der Region; 

Bestandsaufnahme beim 

Niedrigwasserkonzept; 

Sicherung sauberen Trink-

wassers; Sanierung oder 

Eingrenzung von Altlasten; 

Prüfung der Wasserverfüg-

barkeit vor Ansiedlung; Vor-

abbewertung der Wasser-

verfügbarkeit an möglichen 

Gewerbestandorten und Be-

rücksichtigung bei der An-

werbung von Unternehmen; 

personelle Aufstockung der 

Wasserwirtschaftsverwal-

tung; 

Voranbringen des Hoch-

wasserschutzes an den 

kleineren Flüssen; 

um jährlich weitere 3 Mio t; 

Aufbau einer Moorschutza-

gentur; Einstellung von 

mehr Expert*innen für den 

Moorschutz; Einrichtung ei-

nes „Moorfonds Branden-

burg“; 

effizientere und effektivere 

Wassernutzung; Stärkung 

von Wasserrückhalt und 

Landschaftswasserhaus-

halt; Verbesserung der 

rechtlichen Rahmenbedin-

gungen für die Nutzung von 

gebrauchtem Wasser und 

Regenwasser;  

sozialverträglich gestaffel-

ter Preis für Trinkwasser; 

Beschleunigung der Pla-

nungs- und Genehmigungs-

prozesse zu Vorhaben in 

der Siedlungswasserwirt-

schaft, beim Hochwasser-

schutz und zur Verbesse-

rung des Landschaftswas-

serhaushaltes; 

Intensivierung der naturna-

hen Entwicklung der Ge-

wässer;  

Entwicklung einer Was-

serstrategie Hauptstadtre-

gion 2050; 

Erhalt und Förderung von 

Kleingärten; Fortführung 

der Kleingartenrichtlinie; 

Wasserbewirtschaftung: 

Befürwortung einer geord-

neten Wasserbewirtschaf-

tung; Ablehnung aktionisti-

scher Umweltexperimente 

wie die großflächige Vernet-

zung von Mooren; Regulie-

rung der Wasserstände auf 

Moorstandorten als Teil ei-

ner geordneten Stauhaltung 

unter der fachlichen Kon-

trolle der Landkreise; 

landesweite Regelungen 

zur Stabilisierung des Land-

schaftswasserhaushalts 

und zur Sicherung der 

Trinkwasserversorgung;  

ganzheitliche und für das 

ganze Land einheitliche Re-

gelung der Wasserbewirt-

schaftung über die Sied-

lungswasserwirtschaft hin-

ausgehend im Landeswas-

sergesetz; Vorrangs der 

Versorgung mit Trinkwas-

ser; landesweit einheitliche 

Regelungen zur Priorisie-

rung der Verteilung des 

Wassers an verschiedenen 

Nutzergruppen in Wasser-

mangelsituationen; 

weniger Flächenversiege-

lung; Schutz der wertvollen 

Agrarflächen vor einer wei-

teren Verbauung; 

Rückbau von ungenutztem 

ehemaligem Militärgelände 

und Industrieruinen für Ent-

siegelungen; 
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Bereitstellung eines hohen 

Angebots an grundlastfähi-

ger nachhaltiger Energie für 

ansiedlungsinteressierte 

Unternehmen; 

vollständige Ausschöpfung 

des Energiepotenzials der 

Landesfläche, Investitionen 

in den Bereichen Wind, So-

lar und Wasserstoff; 

kein einseitiger vorzeitiger 

Kohleausstieg; Verände-

rung des Kohleausstiegs-

pfads nur zusammen mit 

allen beteiligten Partnern 

(Bund, Land, Kommunen 

und Unternehmen); 

beschleunigter Anschluss 

der Industrie- und Energie-

standorte des Landes an 

das Gas- und Wasserstoff-

netz; 

intensive Unterstützung der 

Kommunen bei der Ent-

wicklung passgenauer Kon-

zepte zur Wärmewende, die 

die Bevölkerung nicht über-

fordern; 

Transformation Branden-

burgs in ein führendes Was-

serstoffland; Entwicklung 

zu einem zentralen Stand-

ort, an dem Methan, Ammo-

niak und synthetische 

Erhalt der Lausitz als Ener-

gieregion; kein politischer 

Kohleausstieg vor 2038; 

Etablierung der Region als 

Standort für Batterieproduk-

tion; 

Technologieoffenheit im 

Bereich der Energieerzeu-

gung, bspw. auch im Hin-

blick auf Hybridkraftwerke; 

Schaffung eines integrier-

ten Strommanagements; 

Vereinfachung der pla-

nungsrechtlichen Voraus-

setzungen zur Errichtung 

von Speicheranlagen; 

Verlegung von Erdkabeln 

nur dort, wo es zwingend 

erforderlich ist; 

Unterstützung der kommu-

nalen Wärmeplanung; kein 

Rückbau der Gasnetze 

ohne bezahlbare Alterna-

tive; 

Sicherstellung von rechtzei-

tiger Bürgerbeteiligung und 

Transparenz bei der Wär-

meplanung; 

Beibehaltung des Mindest-

abstands für Windkraftanla-

gen von 1000 m zur Wohn-

bebauung; keine Windkraft-

anlagen in schützenswerten 

Wäldern; Berücksichtigung 

Entlastung der Menschen 

bei ihren Stromkosten; bun-

desweit gerechter Aus-

gleich bei den Netzentgel-

ten; Bürgerstrommodelle, 

attraktive finanzielle Beteili-

gungsmodelle, verschie-

dene Teilhabemaßnahmen 

für Kommunen; 

Unterstützung von Bürger-

genossenschaften und an-

deren Modellen, mit denen 

lokal erzeugter „grüner“ 

Strom auch lokal für eine si-

chere Energieversorgung 

genutzt wird; 

weiteres Vorantreiben des 

Ausbaus Erneuerbarer Ener-

gie einschließlich der Ener-

giespeicher und der Was-

serstoffwirtschaft; 

Weiterentwicklung von In-

dustriestandorten zu zu-

kunftsfähigen Industrie- 

und Wirtschaftsstandorten; 

Festhalten am gesetzlich 

geregelten Ausstieg aus der 

Kohleverstromung; 

Unterstützung von Unter-

nehmen in Industriezwei-

gen, in deren Produktions-

prozessen zwangsläufig 

CO2 freigesetzt wird, dabei, 

Lösungen auf dem Weg zur 

Ausgestaltung des Klima-

plans des Landes, dass das 

Ziel der Treibhausgasneut-

ralität im gesamten Land 

bis 2045 erreicht wird; 

Schaffung eines Sonderver-

mögens Klimaschutz; 

Einführung eines Sozialche-

cks; Prüfung bei jeder Maß-

nahme, wie unnötige Belas-

tungen vermieden oder un-

zumutbare Belastungen, 

insb. für einkommens-

schwächere Bürgerinnen 

und Bürger, ausgeglichen 

werden; 

Einführung eines Klima-

schutzgesetzes, um die Kli-

maziele und wesentliche 

Maßnahmen rechtlich ver-

bindlich festzuschreiben; 

Klimaneutralität von Ver-

waltung und Einrichtungen 

bis 2035; 

konsequente Umsetzung 

der Klimaanpassungsstra-

tegie, Bereitstellung der da-

für nötigen finanziellen Mit-

tel; 

Ermöglichung für die Kom-

munen im Land, Wind- und 

PV-Anlagen in öffentlicher 

Hand zu bauen und zu be-

treiben; 

Reduzierung des Ausstoßes 

von Treibhausgasen, wie 

CO2, auf ein Mindestmaß; 

Erhalt und Ausbau natürli-

cher CO2-Speicher wie Wäl-

der, Moore und humusrei-

che Böden; 

soziale Abfederung von Kli-

maschutzmaßnahmen; 

wissenschaftlicher 

Klimabeirats zur Beratung 

von Politik und Verwaltung 

beim Klimaschutz und zur 

Überwachung der Einhal-

tung der Ziele; 

Klima- und Nachhaltigkeit-

scheck, der alle Gesetze, 

Strategien und Förderpro-

gramme darauf prüft, wel-

chen Effekt sie auf das 

Klima haben; 

Klimaneutralität der Lan-

desverwaltung bis 2030; 

besonderer Ausbau der För-

derprogramme für den 

Schutz vor Extremwetter in 

Kommunen; Hitzeaktions-

pläne, kleinräumliche Maß-

nahmen für mehr Kühle und 

Schatten in den Städten 

und Gemeinden; Absiche-

rung der Infrastruktur ge-

gen Hitzeschäden; 

Kein weiterer Ausbau der 

Wind- und Solarindustrie in 

der freien Landschaft; Zu-

lassung von Photovoltaik-

anlagen zukünftig nur noch 

auf bereits versiegelten Flä-

chen; 

Entwicklung von neuen Um-

welt- und Energiekonzepten 

im Rahmen einer innovati-

ven Energiemischstrategie, 

die auch fossile Energieträ-

ger beinhaltet, bspw. mo-

derne Gaskraftwerke; kom-

munale Biogasanlagen, mo-

derne Holzheizungen, au-

tark zu nutzende Photovol-

taikanlagen, mit Bedacht 

auf versiegelten Flächen 

wie bspw. Parkplätzen oder 

auf Dachflächen in Gewer-

begebieten eingesetzt; 

Strategische Neukonzep-

tion der Energieversorgung; 

Förderung von Geothermie 

und Biomasse zur regiona-

len Versorgung, wo dies 

sinnvoll ist; 

Kernenergie als Schlüssel-

technologie für die Zukunft; 

keine Opferung der Braun-

kohle aus der Lausitz für 

umweltschädliche Wind-

kraft-Projekte; 

Ableitung der Energiepolitik 

vom Bedarf der Betriebe 

und der Bevölkerung; 

Förderung des Ausbaus der 

Stromerzeugung aus erneu-

erbaren Energiequellen, 

auch als Basis für grünen 

Wasserstoff; 

Verzicht auf die Nutzung 

von Erdgas und Kohle nur in 

Abhängigkeit der Verfügbar-

keit alternativer Technolo-

gien und Energieträger; 

kein Kohleausstieg vor 

2038; 

Förderung von Bürgerwind-

und Bürgersolarparks sowie 

Bürgerstrom-Modellen, da-

mit die Gewinne der Strom-

erzeugung aus erneuerba-

ren Energien den Bürgern 

zugute kommen; 
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Treibstoffe synthetisiert 

werden; 

Entwicklung einer Strategie 

für eine flächendeckende 

Wasserstoff-Transportinfra-

struktur; 

Ermöglichung einer zügigen 

Genehmigung von Kaver-

nen für die Wasser-

stoffspeicherung; Erlaubnis 

der Umnutzung bestehen-

der Erdgaskavernen; 

Unterstützung der Kreise 

und Kommunen bei der Ent-

wicklung ihrer Wasserstoff-

wirtschaft durch Förderung 

der Erstellung von Wasser-

stoffbedarfsplänen und 

Konzepten für Erzeugung, 

Verteilung und Nutzung; 

landesweites „Kompetenz-

netzwerk Wasserstoff“; 

Nutzung von Wasserstoff 

als Treibstoff in der ÖPNV 

Flottenumrüstung bis 2026; 

Initiierung eines „For-

schungspreis Wasserstoff“; 

Aufbau einer Kohlenstoff-

kreislaufwirtschaft, die sich 

auf die Speicherung und 

Nutzung von CO2 kon-

zentriert; 

Schutz bestehender Moore 

als effektive CO2 Speicher; 

keine Entziehung notwendi-

ger Flächen für die Land-

wirtschaft durch Vernäs-

sung von Mooren; 

von Umwelt- und Sicher-

heitsaspekten; Recycling 

von Windkraftanlagen, insb. 

Rotorblättern; 

Photovoltaik und Solarther-

mie: Vorrang für den Nah-

rungsmittelanbau vor der 

energiewirtschaftlichen Be-

bauung auf hochwertigen 

Böden; Unterstützung der 

Agri-Photovoltaik;  

Abbau bürokratischer Hür-

den für Antragstellung und 

Nutzung der oberflächenna-

hen Geothermie; Beschleu-

nigung bergrechtlicher Ge-

nehmigungen für Tiefenge-

othermie, Überprüfung was-

serrechtlicher Vorgaben; 

Wasserstoff: zügige Reali-

sierung vorliegender Kon-

zepte; Weiterentwicklung 

und Anpassung der Was-

serstoffstrategie; zügiger 

Ausbau des Wasserstoff-

Kernnetzes; 

Klärung der Möglichkeiten 

und Leistungsfähigkeit des 

brandenburgischen Was-

serhaushalts für die Elektro-

lyse/Wasserstoffherstel-

lung; Prüfung des Baus von 

Wasserstoffspeichern; 

Erarbeitung eines Master-

plans für CO2-Technologien 

mit Industrie, Energiewirt-

schaft, Verbänden und Wis-

senschaft; 

Entwicklung einer Carbon 

Management-Strategie; 

Klimaneutralität umzuset-

zen; 

weiterer Ausbau von Förde-

rungen im Bereich Energie-

effizienz; Unterstützung von 

Unternehmen im Rahmen 

der beihilferechtlichen Mög-

lichkeiten; 

entschlossene Umsetzung 

und Weiterentwicklung not-

wendiger Gegen- und An-

passungsstrategien ange-

sichts des Klimawandels; 

klimaneutrales Wirtschaf-

ten bis 2045; 

Förderung des Erhalts und 

der Stärkung von Mooren 

und des Umbaus von Wäl-

dern als wirkungsvollen 

Maßnahmen für den Klima-

schutz durch entspre-

chende Anreize; 

Überzeugung und Förde-

rung, Schaffen von Anreizen 

und deutlichere Vorbild 

Rolle der Verwaltung bei der 

Umsetzung der Klimapolitik; 

Unterstützung der Kommu-

nen bei Aufgaben wie kom-

munaler Wärmeplanung, Er-

arbeitung von Klimaschutz-

konzepten, Einführung von 

Energiemanagementkon-

zepten; 

Umbau der Wärmeversor-

gung; 

Absicherung der Energie-

produktion bis zum Jahr 

2030 vollständig aus erneu-

erbaren Energien; schnellst-

möglicher Ausstieg aus der 

Nutzung der Braunkohle; 

Zurückholung der Strom-

netze im Land in die öffent-

liche Hand; 

Schaffung der Vorausset-

zungen, dass sowohl die 

betroffenen Kommunen als 

auch die Anwohnerinnen 

und Anwohner finanziell 

profitieren, wenn Anlagen 

vor Ort errichtet werden, mit 

einem Erneuerbare-Ener-

gien-Beteiligungsgesetz; 

Wiedereinführung der staat-

lichen Preiskontrolle für 

Strom; Verpflichtung der 

Energieversorger zum An-

gebot ökologischer Sozial-

tarife; 

finanzielle Unterstützung 

von Bürgerinnen und Bür-

gern, die sich an der Ener-

giewende beteiligen wollen; 

Förderprogramm für Bal-

konkraftwerke, Mini-Wind-

kraftanlagen, Photovoltaik-

anlagen auf Wohnhäusern 

sowie Mieterstrom-Initiati-

ven; 

Förderung von Wasserstoff; 

Einsatz dort, wo diese Tech-

nologie ökonomisch und 

ökologisch sinnvoll ist; Er-

zeugung des Wasserstoffs, 

der für die Industrien benö-

tigt wird, möglichst vor Ort; 

Voranbringen des Hoch-

wasserschutzes; Deichrück-

verlegungen außerhalb von 

Siedlungsbereichen; Wie-

derzulassung natürlicher 

Überflutungen in der Aue; 

deutlich mehr Personal im 

Bereich Hochwasserschutz; 

Transformation der Ener-

giewirtschaft von fossilen 

hinzu erneuerbaren Energie-

quellen; 

natur- und umweltverträgli-

che Gestaltung der Energie-

wende; 

Unterstützung von Familien, 

Unternehmen und Kommu-

nen beim Umstieg auf 

grüne Energie; Förderung 

der gemeinschaftlichen Er-

zeugung und Nutzung von 

Strom und Wärme; Unter-

stützung von Erzeugungs-

gemeinschaften und Ener-

giegenossenschaften; be-

vorzugte Vergabe von Lan-

desflächen an Bürger*in-

nen-Energie-Projekte; 

Ausbau von Freiflächen-So-

laranlagen vorrangig auf 

schon versiegelten Flächen; 

dauerhafte Finanzierung 

der regionalen Energiema-

nager*innen;  

Aufbau eines deutschland-

weiten Wasserstoff-Pipe-

line-Netzes; 

aktive und sozial gerechte 

Gestaltung der Wärme-

wende; bestmögliche Unter-

stützung der Kommunen 

Aufhebung des Gas- und Öl-

embargos gegen Russland; 

Abschaffung des Erneuer-

bare-Energien-Gesetzes, 

des Gebäude-Energie-Ge-

setzes sowie deren Folge-

gesetzen und Verordnun-

gen; 

Abschaffung der kommuna-

len Wärmeplanung von 

Kommunen, wie sie das 

GEG vorschreibt; 

Erhaltung der Möglichkeit 

des Heizens mit Holz ohne 

jegliche Einschränkung; 

keine direkten oder indirek-

ten Subventionen für Ener-

giegewinnung, -speicherung 

und -verteilung, keine För-

dergelder für Elektromobili-

tät; 

keine weitere Errichtung 

von Erneuerbare-Energien-

Anlagen in Wäldern und 

Schutzgebieten; 

Verbot von Windrädern in 

Wäldern;  

keine Umsetzung des Flä-

chenziels von 2,2 % der Lan-

desfläche zum Bau von 

Windindustrieanlagen; 

Beendigung der Null-Emis-

sionspolitik, Stopp des 

Windkraftausbaus und des 

Ausbaus der Photovoltaik; 

Erhalt der Braunkohle als 

wichtiger Wirtschaftsfaktor; 



 

 

Sicherung des Verlaufs der 

CO2-Pipeline in Ostdeutsch-

land durch Brandenburg; 

Überarbeitung bzw. Ergän-

zung von Energiestrategie 

und Konzepten und Plänen 

des Landes mit Bezügen zu 

CO2 Technologien; 

Etablierung marktwirt-

schaftlicher Instrumente 

zur Honorierung von Öko-

systemleistungen der Land-

nutzer; 

Intensivierung von For-

schung und Wissenstrans-

fer zur Anpassung an den 

Klimawandel, insb. zum 

neuen, klimaangepassten 

Sorten; 

Klimaneutralität bis spätes-

tens 2045; 

Erarbeitung einer Strategie 

zur Speicherung, Nutzung 

und zum Transport von 

CO2, Förderung entspre-

chender Technologien; 

Online-Plattform zur vollum-

fänglichen Dokumentation 

des Umsetzungsstatus der 

bisher beschlossenen 

Strukturwandelprojekte; 

zügige Sicherung aller ge-

planten Schienenprojekte in 

der Lausitz mit Finanzie-

rungsvereinbarungen zwi-

schen Bund, Land und Deut-

sche Bahn; 

Neugestaltung des Geset-

zes zur Regional- und 

Braunkohlesanierungspla-

nung; 

bei der Umsetzung der Wär-

meplanung; finanzielle För-

derung der Nutzung von ef-

fizienten Softwarelösungen; 

Ende der Kohleförderung 

bis spätestens 2030; 

Gründung einer öffentlichen 

Braunkohletagebaufolge-

Stiftung mit Sachsen und 

Sachsen-Anhalt; 

Einrichtung einer Ansprech-

stelle für die vom Braunkoh-

lenbergbau geschädigten 

Menschen, die die Betroffe-

nen bei der Regulierung ih-

rer Schäden unterstützt; 

Weiterbetrieb von Gas- und 

Kohlekraftwerken; 

Streichung aller direkten 

und indirekten Subventio-

nen für alle sog. erneuerba-

ren Energien; 

vollständiger Stopp des 

Ausbaus der Wind- und 

Sonnenenergieanlagen; 

keine kommunalen Abga-

ben für die private Sonnen-

energienutzung; vollständi-

ger Rückbau der Windener-

gieanlagen nach ihrer Nut-

zung, mit dem Fundament, 

von den Energieerzeugern; 

Sicherstellung der Energie 

auch durch Etablierung der 

Kernenergieforschung und 

Prüfung des Baus von 

Kleinkraftwerken in Bran-

denburg; 

keine Fahrverbote für Fahr-

zeuge mit Diesel- oder Otto-

motor aufgrund der Über-

schreitung von willkürlichen 

Grenzwerten und fragwürdi-

gen Messergebnissen; 

 


